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Vorbemerkungen
Vorlage

Der Rechnungshof erstattet dem Nationalrat gemalRR Art. 126d Abs. 1 Bundes—
Verfassungsgesetz, den Landtagen von Niederosterreich und Oberdsterreich gemaR
Art. 127 Abs. 6 Bundes—Verfassungsgesetz sowie der Stadtgemeinde Schwechat und
der Stadt Wels gemaR Art. 127a Abs. 6 Bundes—Verfassungsgesetz nachstehenden
Bericht Gber Wahrnehmungen, die er bei einer Gebarungstberprifung getroffen
hat.

Berichtsaufbau

In der Regel werden bei der Berichterstattung punkteweise zusammenfassend die
Sachverhaltsdarstellung (Kennzeichnung mit 1 an der zweiten Stelle der Textzahl),
deren Beurteilung durch den Rechnungshof (Kennzeichnung mit 2), die Stellung-
nahme der Uberpriften Stelle (Kennzeichnung mit 3) sowie die allfallige GegenauRe-
rung des Rechnungshofes (Kennzeichnung mit 4) aneinandergereiht.

Das in diesem Bericht enthaltene Zahlenwerk beinhaltet allenfalls kaufmannische
Auf—und Abrundungen.

Der vorliegende Bericht des Rechnungshofes ist nach der Vorlage Gber die Website
des Rechnungshofes www.rechnungshof.gv.at verfligbar.
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Abklrzungsverzeichnis

Abs.
Art.

BAfEP
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BGBI.
BIFIE

BKA
BMAFJ
BMB
BMBWF
BMEIA
B-VG
bzw.

COVID-19

DaZz
d.h.

ECTS

EDV
Elbi
etc.
EU
EUR

i.d.(g.)F.

IKS

LGBI.

MIKA-D
Mio.

Absatz
Artikel

Bildungsanstalten flr Elementarpadagogik
Beobachtungsbogen zur Erfassung der Sprachkompetenz
Bundesgesetzblatt

Bundesinstitut fur Bildungsforschung, Innovation & Entwicklung
des Osterreichischen Schulwesens

Bundeskanzleramt

Bundesministerium flr Arbeit, Familie und Jugend
Bundesministerium flr Bildung

Bundesministerium fir Bildung, Wissenschaft und Forschung
Bundesministerium fiir Europa, Integration und AuReres
Bundes—Verfassungsgesetz

beziehungsweise

coronavirus disease 2019 (Coronavirus—Krankheit 2019)

Deutsch als Zweitsprache
das heilst

European Credit Transfer System (Europdisches System zur
Ubertragung und Akkumulierung von Studienleistungen)
Elektronische Datenverarbeitung

Elementare Bildungseinrichtungen (IT-Anwendung)

et cetera

Europaische Union

Euro

folgend(e)

in der (geltenden) Fassung
Internes Kontrollsystem
Informationstechnologie

Landesgesetzblatt

Messinstrument zur Kompetenzanalyse — Deutsch
Million(en)
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NGO
NO

OECD

OIF
06.

REACT-EU
rd.

RH

RIS

TZ

u.a.

v.a.

VN

VZA

WFA

z.B.

non governmental organisation (Nichtregierungsorganisation)
Niederosterreich, niederdsterreichisch

Organisation for Economic Co—operation and Development
(Organisation fir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung)
Osterreichischer Integrationsfonds

Oberdsterreich, oberdsterreichisch

Recovery Assistance for Cohesion and the Territories of Europe
(Aufbauhilfe fir den Zusammenhalt und die Gebiete Europas)
rund

Rechnungshof

Rechtsinformationssystem des Bundes

Textzahl(en)

unter anderem

vor allem

Vereinte Nationen (United Nations)

Vollzeitaquivalent(e)

Wirkungsfolgenabschatzung(en)

zum Beispiel
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WIRKUNGSBEREICH

Bundesministerin flr Frauen, Familie, Jugend und Integration im Bundeskanzleramt
Bundesministerium fir Bildung, Wissenschaft und Forschung

Land Niederosterreich

Land Oberosterreich

Stadtgemeinde Schwechat

Stadt Wels

Frihe sprachliche Forderung in Kindergarten

Prifungsziel

Der RH Uberprifte von November 2019 bis Februar 2020 die friihe sprachliche Forde-
rung in Kindergarten. Prifungsziel war die Beurteilung der Umsetzung der zwei soge-
nannten Art. 15a B-VG Vereinbarungen zwischen Bund und Landern Uber die frihe
sprachliche Férderung in institutionellen Kinderbetreuungseinrichtungen fir die Kin-
dergartenjahre 2015/16 bis 2017/18 (Vereinbarung frithe sprachliche Forderung)
sowie Uber die Elementarpddagogik fur die Kindergartenjahre 2018/19 bis 2021/22
(Vereinbarung Elementarpidagogik). Die Uberpriifung erfolgte in den zustindigen
Bundesministerien sowie exemplarisch in den Landern Niederosterreich und Ober-
Osterreich sowie in der Stadtgemeinde Schwechat und der Stadt Wels. Der Uberprifte
Zeitraum umfasste im Wesentlichen die Jahre 2016 bis 2019.

Blrgerbeteiligung

Die Gebarungslberprifung des RH geht auch auf das Birgerbeteiligungsverfahren
des RH im Rahmen seiner Prifungsplanung zurick. Die erhaltene Anregung betraf die
unterschiedlichen Rahmenbedingungen fir Kindergarten in den Landern.

Kurzfassung

Das Erlernen der deutschen Sprache im Kindesalter ist ein wesentlicher Grundstein
flr einen erfolgreichen Einstieg in das Schulsystem und Voraussetzung fur eine aktive
Partizipation in der Gesellschaft. Kindergarten als Orte der friihen Sprachférderung
sind somit fUr einen nachhaltigen Bildungserfolg und eine erfolgreiche Integration
ausschlaggebend. Kindergarten sind in Gesetzgebung und Vollziehung Landessache,
daher sind die Lander auch fir die friihe sprachliche Férderung zusténdig. Der Bund
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ist fur die Ausbildung der Kindergartenpadagoginnen und —padagogen zustandig.
(Tz2,7T23)

Aufgrund der bestehenden Kompetenzverteilung kann der Bund eine Forcierung der
frihen sprachlichen Forderung bewirken, indem er hieflir den Ldndern im Rahmen
von Art. 15a B-VG Vereinbarungen finanzielle Mittel bereitstellt. Der Bund schloss mit
den Landern seit dem Jahr 2008 bereits vier Art. 15a B-VG Vereinbarungen zur friihen
sprachlichen Férderung ab, obwohl er Gber keine gesicherten Daten zu deren Wirkung
verfugte. Der Bund stellte den Landern in den Kindergartenjahren 2015/16 bis 2017/18
insgesamt 60 Mio. EUR flr die frihe sprachliche Forderung zur Verfligung. Bei der
Vereinbarung Elementarpadagogik waren fir den Zeitraum 2018/19 bis 2021/22
Zweckzuschisse fur die frihe sprachliche Foérderung zwischen mindestens
68 Mio. EUR und maximal 95,38 Mio. EUR vorgesehen. Allerdings orientierte sich die
Verteilung der Zweckzuschisse auf die Lander nicht am Bedarf an friher sprachlicher
Forderung. So unterschieden sich die Anteile der Lander an der Gesamtanzahl der
Kinder mit Forderbedarf zum Teil erheblich von ihren Anteilen an den Zweckzuschs-
sen. (TZ4)

Die Vereinbarung friihe sprachliche Forderung beinhaltete keine Vorgaben, an
welchen Kinderbetreuungseinrichtungen und in welchem Alter Kinder einer Sprach-
standsfeststellung verbindlich zu unterziehen waren. In der neuen Vereinbarung
Elementarpadagogik waren Kinder ab drei Jahren einer Sprachstandsfeststellung
mittels eines dsterreichweit einheitlichen Instruments zu unterziehen —jedoch nur in
,geeigneten elementaren Bildungseinrichtungen®. Damit wurden wieder nicht samt-
liche in Frage kommenden Kinder der entsprechenden Altersgruppe einer Sprach-
standsfeststellung unterzogen. In Niederdsterreich war die Sprachstandsfeststellung
nur in Landeskindergarten verpflichtend durchzufihren, fir andere Kinderbetreu-
ungseinrichtungen war sie nur eine Empfehlung. In Oberosterreich war die Sprach-
standsfeststellung flachendeckend im Einsatz. (TZ 4, TZ 16)

Die jeweils zustandigen Bundesministerien hatten die Konzepte und Abrechnungen
der Lander zu prufen. Es fehlten jedoch Konsequenzen fiir die Lander bei Nicht—Errei-
chen der Zielsetzungen. Eine Rickforderung der Mittel war nicht vorgesehen. Die
Lander hatten jedenfalls bei der Vergabe der Zweckzuschisse sowohl in der Vereinba-
rung friihe sprachliche Férderung als auch in der Vereinbarung Elementarpddagogik
einen groRen Spielraum. Im Wesentlichen legten die Vereinbarungen fest, dass die
Zweckzuschisse fir jene Personalkosten und Kosten fur (Aus—), Fort— und Weiterbil-
dung sowie Sachkosten zu verwenden waren, welche in direktem Zusammenhang mit
der frihen sprachlichen Férderung standen. (TZ5, TZ 6)

Die Konzepte zur Umsetzung der friihen sprachlichen Férderung waren in den Landern

Niederdsterreich und Oberosterreich hinsichtlich padagogischer Ausrichtung, Kons-
tellation und Ausmal der Sprachférderung unterschiedlich. Lediglich die Haufigkeit
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11

111-322 der Beilagen XXVII. GP - Bericht - Hauptdokument

der Sprachférderung gestaltete sich dhnlich. Eine einheitliche Vorgabe oder Empfeh-
lung durch den Bund zur Ausgestaltung und Umsetzung dieser drei Aspekte gab es
nicht und damit auch keine Hinfihrung der Lander zu einem bundesweit einheitlichen
Konzept zur frihen Sprachférderung. Auch die Herangehensweisen hinsichtlich Fach-
aufsicht und Qualitatssicherung in den Kindergdrten waren sehr unterschiedlich
ausgestaltet. (TZ 10, TZ 18)

In Niederdsterreich und Oberdsterreich hatten mehr als zwei Drittel der Kindergarten
einen Anteil von bis zu 25 % an Kindern mit nichtdeutscher Muttersprache. Kindergar-
ten mit einem hohen Anteil an Kindern mit nichtdeutscher Muttersprache standen bei
der frihen sprachlichen Foérderung vor grofRen Herausforderungen. Aber auch
16 % der Kinder mit Deutsch als Erstsprache hatten einen Sprachférderbedarf. Die
Vereinbarung Elementarpadagogik sah als Zielzustand die Ausschittung der Zweckzu-
schiisse an mindestens 40 % der Kindergarten pro Bundesland vor, wobei bundesweit
mindestens 50 % der Kindergarten angestrebt waren. Im Kindergartenjahr 2017/18
waren diese Zahlen bereits weit Gberschritten, namlich mit 86 % der Niederosterrei-
chischen Landeskindergdrten, 44 % in Oberosterreich und Gber 70 % bundesweit.
Allerdings war in einigen Ldndern noch ein hoher Aufholbedarf gegeben, um die
jeweils angepeilten 40 % zu erreichen. (TZ 19)

Die Vereinbarung friihe sprachliche Férderung sah vor, dass die Ldnder in den Schluss-
berichten das flr die sprachliche Forderung eingesetzte Personal sowie die zusatzlich
eingesetzten Kindergartenpddagoginnen und —pddagogen und das zusatzlich einge-
setzte sonstige qualifizierte Personal anzugeben hatten. Die daflir vorgesehene
Abrechnungsvorlage wies aber diese Personalgruppen gesamt und nicht getrennt aus.
Dadurch fehlten Uberprifbare Angaben, welches Personal zuséatzlich eingesetzt
wurde. So behielt Niederdsterreich bereits bestehende —wenn auch Uber den Regel-
betrieb hinausgehende — Sprachférderungen bei und setzte fiktive Anteile flr den
Personaleinsatz fest. Dadurch finanzierte Niederdsterreich bereits bestehende Ausga-
ben zum Teil mit Bundesmitteln. (TZ 23)

Im Rahmen der Vereinbarungen wurde eine Wirkungskennzahl entwickelt, die angab,
wie viele Kinder nach friher sprachlicher Forderung innerhalb eines Kindergartenjah-
res keine weitere Sprachférderung mehr benotigten. Soweit Kinder mit geringen oder
ohne Deutschkenntnisse im Laufe eines Kindergartenjahres wesentliche Fortschritte
machten, allerdings am Ende des Kindergartenjahres noch einen Sprachférderbedarf
aufwiesen, stellte die Kennzahl den bisher erzielten Lernfortschritt nicht dar. (TZ 26)

Das Bundesministerium fur Bildung, Wissenschaft und Forschung initiierte ab 2013/14
an Kindergarten und Volksschulen Netzwerkprojekte zur Vorbereitung der Grund-
schulreform. Ziel war, mit einer gemeinsamen Schuleingangsphase den Ubergang
vom Kindergarten in die Volksschule zu verbessern. Nach Abschluss der Grundschul-
reform fUhrte das Ministerium keine weiteren Projekte in Zusammenarbeit mit den
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Landern zur Etablierung eines professionellen Ubergangsmanagements vom Kinder-
garten in die Schule durch. (TZ 27)

Obwohl die Anzahl der auRerordentlichen Schilerinnen und Schiiler (das sind Kinder,
die mangels Deutschkenntnissen dem Unterricht nicht folgen kénnen) in der 1. Schul-
stufe weitgehend der Anzahl der Kinder mit Forderbedarf am Ende des letzten Kinder-
gartenjahres entsprechen sollte, bestanden in beiden Landern bei diesen Zahlen
jeweils fur die Kindergartenjahre 2015/16 bis 2017/18 erhebliche Unterschiede. Die
Ursachen dafir waren nicht nachvollziehbar und wurden auch nicht analysiert. Es
lagen somit keine aussagekraftigen Daten vor, die die Wirkung der frihen sprach-
lichen Férderung belegten. (TZ 29)

Als standardisiertes Testinstrument zur Einstufung der Kenntnis der Unterrichts-
sprache war seit April 2019 an Volksschulen das Messinstrument zur Kompetenzana-
lyse — Deutsch verpflichtend zu verwenden. Bis dahin gab es keine verbindlichen
Vorgaben des Bundesministeriums flr Bildung, Wissenschaft und Forschung zur
Einstufung der Kenntnis der Unterrichtssprache; die Schulleitungen fihrten die
Einstufungen daher im eigenen Ermessen durch. Das neue Verfahren bertcksichtigte
jedoch nicht die Kenntnisse der Kindergartenpddagoginnen und —padagogen Uber
den Sprachstand der Kinder, die sie aufgrund ihrer lber einen langeren Zeitraum
(zumindest ein Jahr) dauernden Arbeit mit den Kindern erwarben. (TZ 29)

In der Ausbildung zur Kindergartenpadagogin oder zum Kindergartenpadagogen an
den Bildungsanstalten fir Elementarpadagogik wird das Thema frihe sprachliche
Forderung grundsatzlich in den Lehrplanen berlcksichtigt. Jedoch absolvierten seit
dem Jahr 2014 lediglich 46 Lehrpersonen der Bildungsanstalten fir Elementar-
padagogik den Lehrgang ,Frihe sprachliche Férderung” an einer Padagogischen
Hochschule — dies entsprach nur knapp 2,5 % aller Lehrpersonen an Bildungsanstal-
ten fur Elementarpddagogik. Die Ausbildung fir Unterstitzungspersonal in den
Kindergarten in Niederdsterreich und in Oberdsterreich war unterschiedlich gestaltet.
Um eine dsterreichweite Mindestqualifikation des Unterstltzungspersonals sicherzu-
stellen, ware —wie im Regierungsprogramm 2020-2024 vorgesehen — eine diesbe-
zlgliche Vereinheitlichung der padagogischen Ausbildung anzustreben. (TZ 35, TZ 36)

Ab dem Jahr 2008 erfolgte mit den Art. 15a B-VG Vereinbarungen eine verstarkte
Weiterentwicklung der Kindergarten zu Bildungseinrichtungen. Aus den unterschied-
lichen Rahmenbedingungen konnten jedoch fur die Betroffenen —sowohl fir das
Kindergartenpersonal als auch fir die Kinder und deren Familien — in den beiden
Bundesldandern divergierende personelle Anforderungen, Qualitatsvorgaben sowie
Serviceleistungen resultieren. Diese Unterschiede waren in der COVID—19—Pandemie
besonders deutlich, etwa hinsichtlich Offnungszeiten, Regelungen zu GruppengréRen
und Personalbesetzung, Hygienevorschriften (Maskenpflicht, Regelungen fiur die
,Kinderlbergabe” und fir das Betreten der Einrichtungen durch Eltern etc.) oder
Finanzierung (z.B. Frage der Forderzahlungen bei privaten Tragern). Daher wére im
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geplanten Beirat fir Elementarpadagogik auch dem Thema nachzugehen, ob die
bestehenden Rahmenbedingungen im Hinblick auf die Weiterentwicklung der Kinder-

garten zu Bildungseinrichtungen noch addquat sind. (TZ 42)

Auf Basis seiner Feststellungen hob der RH folgende Empfehlungen hervor:

ZENTRALE EMPFEHLUNGEN

Bei zuklnftigen Art. 15a B-VG Vereinbarungen ware vom Bundesministerium
far Bildung, Wissenschaft und Forschung sicherzustellen, dass alle in Frage
kommenden Kinder der entsprechenden Altersgruppe verpflichtend einer
Sprachstandsfeststellung zu unterziehen sind. Die Ergebnisse waren fir eine
bedarfsgerechte Neuaufteilung der Zweckzuschisse fir die friihe sprachliche
Forderung zwischen den Landern heranzuziehen. (TZ 4)

Unter Einbeziehung der Lander und weiterer im sprachwissenschaftlichen
Bereich tatiger Expertinnen und Experten waren vom Bundesministerium fir
Bildung, Wissenschaft und Forschung Uberlegungen zur Weiterentwicklung
der friihen sprachlichen Férderung in Osterreich anzustellen und die Diskus-
sion dahingehend anzustofRen, sich auf bundesweit einheitliche Kriterien in der
frihen sprachlichen Férderung zu verstandigen. (TZ 10)

Die Entscheidung zur Fortfihrung der Finanzierung der friihen sprachlichen
Forderung Uber Zweckzuschisse ware vom Bundesministerium fir Bildung,
Wissenschaft und Forschung auf Basis aussagekraftiger Wirkungsdaten zu tref-
fen. (TZ 29)

Das Bundesministerium fir Bildung, Wissenschaft und Forschung sollte bei
der Schilereinschreibung Modelle erproben, bei denen zur Sprachstandsfest-
stellung Kindergartenpadagoginnen und —padagogen einbezogen werden.
In der Folge ware die Anwendung des Messinstruments zur Kompetenz-
analyse — Deutsch bei Schuleintritt und zusatzlicher Modelle im Hinblick auf
deren Koharenz mit den Ergebnissen der Sprachstandsfeststellung im letzten
Kindergartenjahr zu evaluieren. (TZ 29)

Gemeinsam mit den Ubrigen Landern ware vom Bundesministerium fir
Bildung, Wissenschaft und Forschung, vom Land Niederdsterreich und vom
Land Oberosterreich im Zuge des geplanten Beirats flr Elementarpadagogik
auch dem Thema der unterschiedlichen Rahmenbedingungen nachzugehen,
um die Weiterentwicklung der Kindergarten zu Bildungseinrichtungen best-
moglich zu unterstitzen. (TZ 42)
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Zahlen und Fakten zur Prifung

Frihe sprachliche Férderung in Kindergarten

Rechtsgrundlagen:
— Bundes—Verfassungsgesetz (B—VG), BGBI. 1/1930i.d.F. BGBI. | 24/2020

— Vereinbarung gemal Art. 15a B-VG Uber die friihe sprachliche Forderung in institutionellen
Kinderbetreuungseinrichtungen fir die Kindergartenjahre 2015/16 bis 2017/18,
BGBI. Il 234/2015 (in der Folge: Vereinbarung frithe sprachliche Férderung)

— Vereinbarung gemaR Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und den Landern Gber die Elementar-
padagogik fur die Kindergartenjahre 2018/19 bis 2021/22, BGBI. | 103/2018
(in der Folge: Vereinbarung Elementarpddagogik)

— Bundeshaushaltsgesetz 2013, BGBI. | 139/2009 i.d.F. BGBI. | 60/2018
—NO Kindergartengesetz 2006, LGBI. 50600 i.d.F. LGBI. 44/2019

— NO Kinderbetreuungsgesetz 1996, LGBI. 50650 i.d.F. LGBI. 16/2019
—NO Landes—Bedienstetengesetz, LGBI. 2100-0 i.d.F. LGBI. 28/2019

— NO Verordnung (iber die Ausbildung von Kinderbetreuerinnen/Kinderbetreuern,
LGBI. 5060/4-0 i.d.F. LGBI. 5060/4-3

— 006. Kinderbildungs— und —betreuungsgesetz, LGBI. 39/2007 i.d.F. LGBI. 47/2019

— 00. Kinderbildungs— und —betreuungs—Dienstgesetz, LGBI. 19/2014 i.d.F. LGBI. 47/2019
— 06. Gemeinde—Dienstrechts— und Gehaltsgesetz 2002, LGBI. 52/2002 i.d.F. LGBI. 35/2019
— 006. Gemeindebedienstetengesetz 2001, LGBI. 48/2001 i.d.F. LGBI. 35/2019

Kinder in Kindergarten

. . Veranderung
Kindergartenjahr 2015/16  2016/17  2017/18  2018/19 2015/16 bis 2018/19
Anzahl in %
Niederosterreich?
Kinder 51.516 51.426 51.472 52.294 2
davon
Kinder mit Sprach- . 2
férderbedart 7.100 8.054 8.401 5.147
Obergsterreich®
Kinder 42.271 42.857 43.775 44.362 5
davon
Kinder mit Sprach- .
(et 6.054 6.473 7.096 n.v.
Personal in Kindergarten
in Vollzeitdquivalenten
Niederosterreich?
summe padagogisches 32980  3.353,0  3.3942  3.4553 5
Personal
davon
fur frihe sprachliche 62,3 71,5 67,4 68,7 10
Forderung
Irjterkulturelle. Mltarbelte— 1245 129,9 1341 1372 10
rinnen und Mitarbeiter
davon
fur frihe sprachliche 124,5 129,9 134,1 137,2 10
Forderung
Unterstltzungspersonal
(inklusive Reinigungs- 3.175,1 3.242,8 3.303,4 3.428,1 8

personal)
14
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Oberosterreich?

Summe padagogisches

2.886,8 2.946,6 3.041,7 2.973,5 3
Personal
davon
SIS SEIEEane 130,6 158,5 169,4 1385 6
Férderung
Unterstltzungspersonal
(inklusive Reinigungsper- 1.920,6 2.001,3 1.736,9 1.752,7 -9

sonal)

finanzielle Entwicklung — Zweckzuschiisse

Jahr 2016 2017 2018 2019 2015‘:;*;:";019
in 1.000 EUR
Auszahlungen Bund 20.070,00 20.070,00 18.833,59* 18.377,36* 77.350,95
Kindergartenjahr 2015/16  2016/17  2017/18  2018/19 .. /1S:$;n2eo 18/19
in 1.000 EUR
Niederosterreich®
Einnahmen 3.853,00 3.853,00 1.926,50 5.462,73° 15.095,23
Ausgaben® 7.906,49 7.731,81 8.058,95 8.644,04 32.341,29
Oberosterreich
Einnahmen 3.266,20 3.26620 1.633,10 4.529,857 12.695,35
Ausgaben 568,34  3.29025 3.585,00 4.024,70 11.468,29

n.v. = nicht vorhanden

1

in Niederosterreich: Niederosterreichische Landeskindergarten; in Oberosterreich: Kindergarten und altersge-
mischte Betreuungsgruppen

Aufgrund unterschiedlicher Definition der Zielgruppen in den Vereinbarungen friihe sprachliche Férderung und
Elementarpadagogik war die Zeitreihe nicht konsistent, die Veranderungsrate war daher nicht aussagekréftig.
Daten basieren auf den Angaben des Amts der Niederdsterreichischen Landesregierung, wonach gegenliber dem
Bund 30 % der Arbeitsleistung der Sonderkindergartenpadagoginnen und —padagogen sowie 100 % der Interkul-
turellen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter fir den Einsatz in der frihen sprachlichen Férderung geltend gemacht
wurden.

Da es bei der Vereinbarung Elementarpadagogik einen variablen 10 %—Anteil der Zweckzuschisse gab, der fur
den Ausbau des elementaren Kinderbildungs— und —betreuungsangebots und/oder fir die frihe sprachliche
Forderung genutzt werden konnte, werden in dieser Darstellung die Zweckzuschisse fur die friihe sprachliche
Forderung im Mindestausmaf von 25 % dargestellt.

Laut —zur Zeit der Gebarungstberprifung noch nicht genehmigter — Abrechnung 2018/19 des Landes Nieder-
oOsterreich verwendete es 35 % der Zweckzuschisse fur die frihe sprachliche Forderung.

gemaR Schlussberichten

Laut —noch nicht genehmigter — Abrechnung 2018/19 des Landes Oberosterreich verwendete es 25 % der
Zweckzuschusse fur die sprachliche Férderung und die Halfte des flexiblen Anteils.

Quellen: BKA; BMBWF; BMEIA; OIF; Amt der Niederdsterreichischen Landesregierung;
Bildungsdirektion fur Oberosterreich; Kindertagesheimstatistik; Berechnung: RH
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Priafungsablauf und —gegenstand

(1) Der RH Uberprifte von November 2019 bis Februar 2020 die friihe sprachliche
Forderung in Kindergarten. Die Querschnittsprifung betraf das Bundeskanzleramt,
das Bundesministerium fiir Europa, Integration und AuReres, das Bundesministerium
fur Bildung, Wissenschaft und Forschung und den Osterreichischen Integrationsfonds
(in der Folge: Integrationsfonds), zwei Lander (Niederdsterreich und Oberosterreich)
sowie zwei Gemeinden (Stadtgemeinde Schwechat und Stadt Wels). Ziel der Uber-
priufung war die Beurteilung der Umsetzung folgender Vereinbarungen:

Art. 15a B-VG Vereinbarung Uber die frihe sprachliche Forderung in institutionellen
Kinderbetreuungseinrichtungen fir die Kindergartenjahre 2015/16 bis 2017/18,
BGBI. 11 234/2015 (in der Folge: Vereinbarung friihe sprachliche Férderung) und
Art. 15a B-VG Vereinbarung zwischen dem Bund und den Landern Uber die Elemen-
tarpadagogik fiur die Kindergartenjahre 2018/19 bis 2021/22, BGBI. 1 103/2018 (in
der Folge: Vereinbarung Elementarpadagogik).

Darlber hinaus Uberprifte der RH die strategische Ausrichtung einschlielich der
padagogischen Umsetzung und Wirksamkeit, die rechtlichen Rahmenbedingungen,
die Betreuungssituation, die finanzielle Entwicklung sowie die Quantitat und Qualitat
des Personaleinsatzes in Kinderbetreuungseinrichtungen im Bereich der friihen
sprachlichen Férderung.

Der Ausbau des institutionellen Kinderbetreuungsangebots, die Beitragsfreiheit und
die Besuchspflicht im letzten Kindergartenjahr vor Schuleintritt waren nicht Gegen-
stand dieser Querschnittsprifung.

Der Uberprifte Zeitraum umfasste im Wesentlichen die Kindergartenjahre 2015/16
bis 2018/19 bzw. die Kalenderjahre 2016 bis 2019. Sofern fir die Beurteilung
relevant, berlcksichtigte der RH auch Sachverhalte auBerhalb dieses Zeitraums.

Die GebarungsUberprifung des RH geht auf das Birgerbeteiligungsverfahren im
Rahmen der Prifungsplanung zurtck.

(2) Mit der Bundesministeriengesetz—Novelle 2017" erhielt das Bundesministerium
far Bildung, Wissenschaft und Forschung die Kompetenz fir die Koordination im
Bereich der Elementarpadagogik. Zur leichteren Lesbarkeit verwendet der RH die
gemaRl Bundesministeriengesetz i.d.F. der Novelle 2020 geltende Bezeichnung des
Bundesministeriums fur Bildung, Wissenschaft und Forschung (BMBWF), unab-
hangig von im Zeitablauf eingetretenen Anderungen der Bezeichnung.

BGBI. 1 164/2017 vom 28. Dezember 2017, in Kraft getreten mit 8. Janner 2018
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DarUber hinaus veranderten sich im Uberpriften Zeitraum die Zustandigkeiten in
der Bundesregierung fir die Themen der Gebarungstberprifung wie folgt:

Tabelle 1: Zustandigkeiten im Zusammenhang mit den Art. 15a B-VG Vereinbarungen zur frihen
sprachlichen Férderung

angesiedelt in folgendem Ressort:

Zustandigkeit fur: . . . .
. . 8. Janner 2018 bis 29. Janner 2020 bis .
bis 7. Janner 2018 28, Janner 2020 31 Janner 2021 seit 1. Februar 2021

Bundesministerium

Schulangelegenheiten fiir Bildung — BMB

Bundesministerium fur Bildung, Wissenschaft und Forschung — BMBWF

. ) Bundesministerin
Bundesministerium

Integration fur Europa, Integration fur Frauen und Integration Bundesministerin
und AuReres — BMEIA im Bundeskanzleramt — fur Frauen, Familie,
BKA (Integration) Jugend und Integration
Bundesministerin Bundesministerium im Bundeskanzleramt —
Familie fir Frauen, Familien und Jugend fur Arbeit, Familie und ~ BKA (Familie, Integration)
im Bundeskanzleramt — BKA (Familien) Jugend — BMAF)

Quellen: Bundesministeriengesetz—Novellen BGBI. | 164/2017, BGBI. | 8/2020 und BGBI. 1 30/2021

Der RH Uberpriifte daher das BMEIA und das BKA (Familien), der Adressat der Empfeh-
lungen ist das BKA (Familie, Integration). Flr die Angelegenheiten der Familie gab noch
das vormals zustandige BMAF] die Stellungnahme zum Prifungsergebnis ab, fir die
Angelegenheiten der Integration das BKA (Integration).

(3) GemaR Art. 7 des Bildungsreformgesetzes 20172 war ab 1. Janner 2019 eine
Bildungsdirektion — anstelle des jeweiligen Landesschulrats — als gemeinsame Bund—
Lander—Schulbehoérde einzurichten. In der Sachverhaltsdarstellung in diesem Bericht
wird auf die jeweils glltige Behordenstruktur abgestellt.

Wahrend in Niederosterreich die Angelegenheiten der Kinderbildung und —betreuung
beim Land verblieben, Ubertrug das Land Oberosterreich mit dem Q6. Bildungs-
direktion—Zusténdigkeiten—-Ubertragungsgesetz 2019 mit Wirksamkeit ab 1. Septem-
ber 2019 die Vollziehung der Angelegenheiten der Kinderbildung und —betreuung auf
die Bildungsdirektion flir Oberdsterreich. Der RH Uberprifte daher die Bildungs-
direktion fir Oberdsterreich und hinsichtlich verbleibender Agenden* das Land
Oberosterreich, die Empfehlungen richten sich je nach Zustandigkeitsbereich an die
seit 1. September 2019 zustandige Stelle.

2 BGBI. 1138/2017
3 LGBI. 47/2019

4 Die Oberésterreichische Landesregierung ist weiterhin die Oberbehérde fur die an die Bildungsdirektion fur
Oberosterreich Gbertragenen Verwaltungsagenden; die Vergabe von Investitionsforderungen sowie allge-
meine Fragen des Dienstrechts im Zusammenhang mit den Angelegenheiten der Kinderbildung und —betreu-
ung verblieben im Zustandigkeitsbereich des Amts der Oberdsterreichischen Landesregierung.

18
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(4) Zu dem im Oktober 2020 Ubermittelten Prifungsergebnis nahm der Integrati-
onsfonds im November 2020 Stellung, das BKA (Integration) und das BMAFJ im
Dezember 2020. Das Land Oberésterreich Gbermittelte ebenfalls im Dezember 2020
eine in Ubereinkunft mit der Bildungsdirektion fiir Oberdsterreich verfasste Stel-
lungnahme — als Verfasser der Stellungnahme und Adressat der GegenduRerung
wird folglich das Land Oberosterreich genannt. Das BMBWF und die Stadt Wels
nahmen im Janner 2021 Stellung, das Land Niederdsterreich und die Stadtgemeinde
Schwechat im Februar 2021. Der RH erstattete seine GegenduRerungen an das
BMBWEF und an das Land Oberdsterreich im Mai 2021. Im Ubrigen verzichtete er auf
Gegenaullerungen.

Frihe sprachliche Forderung
Entwicklung der frithen sprachlichen Forderung

(1) Das Erlernen der deutschen Sprache im Kindesalter ist der Grundstein fir einen
erfolgreichen Einstieg in das Schulsystem und Voraussetzung fur eine aktive Partizi-
pation in der Gesellschaft. Kindergéarten als Orte der friihen Sprachférderung kénnen
deshalb als jene Einrichtungen betrachtet werden, die fir einen nachhaltigen
Bildungserfolg und eine erfolgreiche Integration ausschlaggebend sind.

Eine im Jahr 2006 veroffentlichte OECD-Studie (Starting Strong) stellte fir das oster-
reichische Kindergartensystem sowohl in den Bereichen der Betreuungsangebote
und Qualitatssicherung als auch im Bereich der Aus— und Fortbildung grofRen Nach-
holbedarf fest.> Konkrete Empfehlungen der OECD betrafen u.a. die Schaffung von
nationalen Rahmenbedingungen flr alle Bereiche der frihkindlichen Bildung, die
Formulierung nationaler Bildungsziele und padagogischer Rahmenbedingungen
sowie die Einflhrung einer allgemeinen Qualitatsinitiative. Als Folge dessen richtete
das BMBWEF im Jahr 2007 unter dem Projekttitel ,Frihe sprachliche Férderung im
Kindergarten” eine Steuerungsgruppe ein, die in Zusammenarbeit mit den Landern
Osterreichweite Rahmenrichtlinien zur Implementierung der sprachlichen Férde-
rung im letzten Kindergartenjahr vor dem Schuleintritt entwickeln sollte. Im
Jahr 2008 erlangte dieses Projekt mit dem Abschluss einer Vereinbarung gemal
Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und den Léndern®, u.a. Gber die Einflihrung der
verpflichtenden friihen sprachlichen Forderung in Kindergarten, Verbindlichkeit.

siehe http://www.oecd.org/education/school/36657509.pdf (abgerufen am 6. Méarz 2020)
BGBI. 11 478/2008
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(2) In Niederdsterreichischen Landeskindergérten (in der Folge: NO Landeskinder-
garten) kamen im Jahr 1989 erstmals flnf tlrkischsprachige Frauen als Kultur-
vermittlerinnen fir Kindergartenkinder mit Migrationshintergrund und deren Eltern
zum Einsatz. Das Land entwickelte ab 1996 das Konzept betreffend Unterstitzungs-
personal mit nichtdeutscher Muttersprache im Kindergarten weiter. Mit Hilfe von
EU—-Mitteln (Projekt Comenius Il ,Interkulturelle Erziehung in Theorie und Praxis®)
startete die Niederosterreichische Landesakademie in Zusammenarbeit mit der
Abteilung Kindergarten im Amt der Niederdsterreichischen Landesregierung (in der
Folge: Abteilung Kindergdrten) im Jahr 1998 eine eigene berufsbegleitende
Ausbildung fir Interkulturelle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.

(3) In Oberosterreich wurde die frihe sprachliche Forderung in Kindergéarten mit der
Entwicklung des Konzepts zur durchgangigen Sprachférderung im Jahr 2015 syste-
matisiert; Kindergarten stellten ab diesem Zeitpunkt explizit zusétzliches Personal
flr die Forderung der deutschen Sprache ein.

Auch vor dem Jahr 2015 wurden laut Auskunft der Abteilung Elementarpadagogik
der Bildungsdirektion fir Obertsterreich (in der Folge: Abteilung Elementarpada-
gogik) unterstiitzende MalRnahmen zur frilhen sprachlichen Férderung gesetzt, v.a.
far Kinder im letzten Kindergartenjahr. Allerdings beruhten diese Malknahmen nicht
auf einem landesweiten Konzept, sondern waren Initiativen einzelner Kindergarten
bzw. Trager (z.B. interkulturelle Hilfskrafte in der Stadt Wels fur Dolmetschaufgaben
und als muttersprachliche Ansprechpersonen).

(1) Es gibt in Osterreich einen breiten Konsens dariiber, dass gezielte Sprachférderung
im frihen Kindesalter eine wichtige MaRnahme ist, um die Chancen im Bildungspro-
zess zu erhdhen und eine erfolgreiche gesellschaftliche Integration zu ermaoglichen.

(2) Das Land Niederosterreich erkannte frih, dass Herausforderungen durch die
zunehmende Migrationsbewegung nicht allein aufgrund sprachlicher Unterschiede
hervorgerufen wurden, sondern die interkulturellen Differenzen weitgreifender
waren. Der RH bewertete den Einsatz von Kulturvermittlerinnen bzw. Interkulturellen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in NO Landeskindergirten als positive Initiative,
um Sprache und Integration nicht isoliert, sondern im Gesamtkontext zu betrachten.

(3) Der RH hielt fest, dass in Oberosterreich die landesweite Systematisierung der
frihen sprachlichen Férderung im Jahr 2015 begann, davor bestanden v.a. Einzel-
initiativen.

Das Land Oberdosterreich wies in seiner Stellungnahme darauf hin, dass es bereits
vor dem Jahr 2015 ein landesweites Konzept zur friihen sprachlichen Forderung im
Sinne der Forderung von Hotspot—Gemeinden gegeben habe und auch zusatzliches
Personal flr die Sprachforderung eingestellt bzw. geférdert worden sei.
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Kinderbetreuungseinrichtungen
in Niederosterreich und Oberosterreich

(1) Die fruhe sprachliche Forderung erfolgte in Kinderbetreuungseinrichtungen bis
zur Einschulung. Das Kindergartenwesen ist in Gesetzgebung und Vollziehung
Landessache, daher sind die Lander auch fiir die frihe sprachliche Férderung zustan-
dig. Dem Bund obliegt die Ausbildung der Kindergartenpadagoginnen und —padago-
gen (T2 35).

Die Lander Niederosterreich und Oberosterreich definierten und bezeichneten
Kinderbetreuungseinrichtungen unterschiedlich.

(2) In Niederosterreich betreuten Tagesbetreuungseinrichtungen Minderjahrige bis
zum vollendeten 16. Lebensjahr. Diese Tagesbetreuungseinrichtungen, die entweder
von privaten oder 6ffentlichen Tragern (v.a. Gemeinden’) betrieben wurden, umfass-
ten z.B. Kindergruppen oder Krabbelstuben fir Kleinkinder bis zum Alter von drei
Jahren.

Offentliche oder private Kindergérten iibernahmen die Betreuung von Kindern im
Alter von zweieinhalb bis sechs Jahren. In Niederosterreich war der Gberwiegende
Teil aller elementaren Kinderbetreuungseinrichtungen NO Landeskindergérten.
Diese waren dadurch gekennzeichnet, dass das dort tdtige padagogische Personal
Landesbedienstete und das Unterstitzungspersonal Gemeindebedienstete waren.
Damit war bei den NO Landeskindergérten die Dienstaufsicht zwischen dem Land
und der Gemeinde fir ihre jeweiligen Bediensteten geteilt. Die von der Abteilung
Kindergarten des Landes wahrgenommene fachliche Aufsicht Gber Kindergéarten
umfasste das padagogische Personal sowie das Unterstitzungspersonal bei seiner
unterstitzenden padagogischen Arbeit. Die Anwendung unterschiedlicher Dienst-
rechte in diesen Dienststellen bedeutete u.a. unterschiedliche Weisungszusammen-
hdnge, Urlaubsanspriiche oder Freistellungen wegen FerienschlieRzeiten (TZ 31).

Neben dem Unterstiitzungspersonal finanzierten die Gemeinden in den NO Landes-
kindergarten deren Betrieb. Der NO Schul-und Kindergartenfonds, welcher sich aus
Bedarfszuweisungsmitteln der Gemeinden und Landesmitteln speiste, forderte
BaumaRnahmen sowie groRere Anschaffungen. Private Kindergarten konnte das
Land ab mindestens zwolf Kindern fordern. Die Lander verpflichteten sich, einen
halbtagigen beitragsfreien Besuch flr Kinder im letzten Jahr vor Schulpflicht in
geeigneten elementaren Bildungseinrichtungen sicherzustellen. Der Besuch eines
Kindergartens in Niederdsterreich war von 7.00 Uhr bis 13.00 Uhr Montag bis Frei-
tag nicht nur fir Kinder im letzten Kindergartenjahr, sondern fir alle Kinder unent-

Die Stadtgemeinde Schwechat betrieb zur Zeit der Gebarungsiberprifung finf Tagesbetreuungsein-
richtungen.
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geltlich. AuBerhalb dieser Zeiten war unabhdngig vom Trager ein hdchstens
kostendeckender Beitrag einzuheben, der auf die finanzielle Leistungsfahigkeit der
Eltern Bedacht nahm. In Tagesbetreuungseinrichtungen war ein in Richtlinien naher
geregelter angemessener Kostenbeitrag durch die Unterhaltspflichtigen zu leisten.

(3) In Oberosterreich fungierten Gemeinden oder Private (etwa Religionsgemein-
schaften oder Betriebe) als Trager der Kinderbildungs— und —betreuungseinrichtun-
gen, die flr Kinder bis zum Alter von unter 16 Jahren vorgesehen waren. Dort waren
die Trager Dienstgeber sowohl des padagogischen Personals als auch des Unterstit-
zungspersonals und flihrten entweder Krabbelstuben—, Kindergarten— oder Hort-
gruppen. Das 06. Kinderbildungs— und —betreuungsgesetz sah weiters freie
Kinderbildungs— und —betreuungseinrichtungen vor, auf die die allgemeinen Forder-
voraussetzungen nicht zutrafen und die zur Erfillung der Kindergartenpflicht geeig-
net waren.

Das Land Oberosterreich finanzierte die elementaren Kinderbetreuungseinrichtun-
gen durch eine Gruppenpauschale, sofern sie die rechtlichen Rahmenbedingungen
unabhéngig von der Tragerschaft erfillten. Der Kindergartenbesuch war —ab dem
vollendeten 30. Lebensmonat bis zum Schuleintritt — bis 13.00 Uhr beitragsfrei;
ansonsten hatte der Trager bei regelmaRigem Besuch einen angemessenen, sozial
gestaffelten Kostenbeitrag der Eltern einzuheben, der hochstens kostendeckend
sein durfte.

(4) Die grundsatzlich fur die friihe sprachliche Férderung im Vorschulalter relevanten
Kinderbetreuungseinrichtungen waren daher in Nieder&sterreich Tagesbetreuungs-
einrichtungen, NO Landeskindergérten und private Kindergérten; in Oberdsterreich
waren dies Kindergarten bzw. die Kinderbildungs— und —betreuungseinrichtungen mit
Kindergartengruppen inklusive Sonderformen (in der Folge: Kindergarten).

Der RH stellte in Niederdsterreich und Oberdsterreich — als Folge der Regelungskom-
petenz der Landesgesetzgeber — unterschiedliche Organisations— und Finanzierungs-
formen der elementaren Kinderbetreuungseinrichtungen fest.

In Niederdsterreich waren in den NO Landeskindergarten sowohl das Land als auch
die Gemeinde Dienstgeber der dort Beschaftigten. Nach Ansicht des RH erschwerte
die Anwendung unterschiedlicher Dienstrechte in diesen Dienststellen die Steue-
rung. Eine Gesamtsicht lag bei keiner der involvierten Gebietskérperschaften (Land,
Gemeinde) in Bezug auf die NO Landeskindergirten vor, wohingegen in Oberdster-
reich ausschlieRlich die Gemeinde das Kinderbetreuungspersonal in offentlichen
Kindergarten bereitstellte. Damit war eine klare und nachvollziehbare Festlegung
der Dienstaufsicht durch die Amtsleitung der Gemeinde sowie der Fachaufsicht
durch das Land verbunden. Der RH verwies in diesem Zusammenhang auf seinen
Bericht ,Kinderbetreuung fir O— bis 6—Jahrige” (Reihe Bund 2013/11, TZ 40), worin
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er dem Land Niederosterreich u.a. empfohlen hatte, auf eine Bereitstellung des
Kindergartenpersonals fiir 6ffentliche Kindergarten (NO Landeskindergérten) durch
eine Gebietskorperschaft hinzuwirken.

Laut Stellungnahme der Stadtgemeinde Schwechat fungiere im Land Niederdster-
reich die Gemeinde als Kindergartenerhalter, die keine ausfiihrende padagogisch—
organisatorische Dienstfunktion habe. Das Land und die Gemeinde seien Dienst-
geber der unterschiedlichen Berufsgruppen; diese Konstellation erschwere den
Kindergartenalltag in diversen Situationen. Daher schlieRe sie sich der Empfehlung
an, die Bereitstellung des Kindergartenpersonals bei einer Gebietskdrperschaft
zusammenzufassen.
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Art. 15a B-VG Vereinbarungen
Rahmenbedingungen

(1) Zur Verbesserung der Chancengerechtigkeit fur alle Kinder und zur Reduzierung
des Ressourceneinsatzes fir die Deutschférderung in der Volksschule lag es im Inter-
esse des Bundes, die Anzahl jener Kinder, die mit Eintritt in die Schule die Unterrichts-
sprache Deutsch nicht ausreichend beherrschten, zu verringern. Mangels Zustandigkeit
im Kindergartenwesen vereinbarte er im Rahmen von Art. 15a B-VG Vereinbarungen
VereinheitlichungsmaRnahmen oder qualitatssteigernde Malknahmen zur frihen
sprachlichen Férderung mit den Landern und gestand ihnen im Gegenzug daflr
zusatzliche finanzielle Mittel (Zweckzuschisse) zu:

Abbildung 1: Zustandigkeiten und Finanzierung der frilhen sprachlichen Forderung

Mittel: ZweckzuschUsse fur friihe
sprachliche Férderung

Lénder/ €
*Q - Gemeinden Bund
w&.ﬁf

zusatzliche
Sprachférderung

r’
~ | fim\=D :‘,:E':Eﬂ
[ AR
Qv/a\ :"4~'<‘s
Kindergarten Schulen=

Ziel: weniger Deutschférderbedarf in Schulen
Quelle und Darstellung: RH

Seit dem Jahr 2008 stellte der Bund den Landern Zweckzuschisse fir die friihe sprach-
liche Férderung in Kindergarten zur Verfigung. Die folgende Tabelle zeigt die vier
zwischen dem Bund und den Landern geschlossenen Art. 15a B-VG Vereinbarungen
u.a. zur frithen sprachlichen Férderung:
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Tabelle 2: Art. 15a B-VG Vereinbarungen zur frihen sprachlichen Férderung

Geltungsdauer | Art. 15a B-VG Vereinbarung

Vereinbarung gemaR Art. 15a B-VG Uber den Ausbau des institutionellen
Kinderbetreuungsangebots und tber die Einfihrung der verpflichtenden
friihen sprachlichen Férderung in institutionellen Kinderbetreuungs-
einrichtungen sowie Schaffung eines bundesweiten vorschulischen
Bildungsplans, BGBI. 1 478/2008

2008 bis 2010

Vereinbarung zwischen dem Bund und den Landern gemaf Art. 15a B-VG
Uber die frihe sprachliche Férderung in institutionellen Kinder-
betreuungseinrichtungen, BGBI. Il 258/2012

2012 bis 2014

Vereinbarung gemaR Art. 15a B-VG Uber die friihe sprachliche Férderung
in institutionellen Kinderbetreuungseinrichtungen fir die Kinder-
gartenjahre 2015/16 bis 2017/18, BGBI. Il 234/2015

2015/16 bis 2017/18

Vereinbarung gemaR Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und den Landern
Uber die Elementarpadagogik fur die Kindergartenjahre 2018/19
bis 2021/22, BGBI. 1 103/2018

2018/19 bis 2021/22
Quelle: RIS
(2) Fir den Uberpriften Zeitraum waren die Vereinbarungen frihe sprachliche Forde-

rung und Elementarpadagogik relevant. Die folgende Tabelle zeigt die darin zwischen
dem Bund und den Landern vereinbarten Eckpunkte zur frihen sprachlichen

Forderung:

Tabelle 3:
padagogik

Inhalt

Fordergegenstand

forderbare Leistungen

Laufzeit

Zweckzuschisse Bund

Anteil Niederosterreich
an den Zweckzuschissen

Anteil Oberosterreich an
den Zweckzuschissen

Kofinanzierungsanteil

Inhaltliche Eckpunkte der Vereinbarungen friihe sprachliche Férderung und Elementar-

Vereinbarung

friihe sprachliche Forderung

Forderung der 3— bis 6—Jahrigen
mit mangelnden Deutschkenntnis-
sen in institutionellen Kinder-
betreuungseinrichtungen

Personalkosten, Kosten der Aus—,
Fort—und Weiterbildung sowie

Sachkosten zur Sprachféorderung auf
Basis genehmigter Abrechnungen

2015/16 bis 2017/18 (3 Jahre)

20 Mio. EUR jahrlich

19,265 %

16,331 %

33,3%
(Land, Gemeinden, private Trager)

Elementarpadagogik

Férderung von Kindern mit man-
gelnden Deutschkenntnissen in
geeigneten elementaren Bildungs-
einrichtungen jedenfalls in den
letzten beiden Kindergartenjahren

Personalkosten, Kosten der Fort—
und Weiterbildung und Sachkosten
zur Sprachforderung auf Basis
genehmigter Konzepte

2018/19 bis 2021/22 (4 Jahre)

2018/19: mindestens

13,8 Mio. EUR

2019/20 bis 2021/22:

mindestens 18,1 Mio. EUR jahrlich

18,370 %

17,553 %

52,5%
(Land, Gemeinden, private Trager)

Quellen: Vereinbarungen friihe sprachlichen Forderung und Elementarpadagogik
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Der Bund stellte den Landern in den Kindergartenjahren 2015/16 bis 2017/18 insge-
samt 60 Mio. EUR an Zweckzuschissen fiur die frihe sprachliche Férderung zur
Verfligung. Bei der Vereinbarung Elementarpddagogik waren fir den Zeit-
raum 2018/19 bis 2021/22 Zweckzuschisse fur die frihe sprachliche Férderung
zwischen mindestens 68 Mio. EUR und maximal 95,38 Mio. EUR vorgesehen.

Die folgende Tabelle zeigt die Verteilung der Zweckzuschlsse des Bundes auf die
Lander nach der Vereinbarung friihe sprachliche Férderung sowie die Anteile der

Kinder mit Forderbedarf im Kindergartenjahr 2016/17:

Tabelle 4: Verteilung der Zweckzuschisse und Anteil der Kinder mit Forderbedarf

Burgen- Nieder- Ober- NEES . Vorarl-

Bundesland land Karnten ssterreich | sterreich Salzburg mark Tirol e ‘ Wien
Kindergartenjahr 2016/17 in %
Anteil Zweckzuschiisse 3,4 5,6 19,3 16,3 6,0 109 8,4 49 2573
Anteil Kinder mit Forderbedarf 4,6 6,0 21,7 17,5 7,3 41 84 6,4 239

Quellen: Vereinbarung friihe sprachliche Férderung; OIF

Die Anteile der Lander an der Gesamtanzahl der Kinder mit Férderbedarf unter-
schieden sich zum Teil erheblich von ihren Anteilen an den Zweckzuschissen. Der
Bund und die Lander vereinbarten eine Mittelaufteilung (berechnet aus dem Anteil
der O— bis 6-Jahrigen pro Land an der gleichaltrigen osterreichweiten Gesamtbevol-
kerung), die den Bedarf an friiher sprachlicher Forderung nicht addquat abbildete.

26

www.parlament.gv.at



111-322 der Beilagen XXV II. GP - Bericht - Hauptdokument 29von 144

(3) Mit Abschluss der Vereinbarung Elementarpadagogik ergaben sich zahlreiche
Veranderungen im Bereich der Verpflichtungen der Lander, wie die folgende Tabelle
zeigt:

Tabelle 5: Verpflichtungen der Lander aus den Vereinbarungen frihe sprachliche Forderung und

Elementarpadagogik

Vereinbarung

Verpflichtungen

der Lander friihe sprachliche Férderung

Elementarpadagogik

Vorlage deskriptiver Teil des Konzepts

Konzept s . .
P grundsatzlich flr gesamten Zeitraum

jahrliche Konzeptvorlage
jahrliche Ressourcen—, Ziel— und
Leistungsgesprache

jahrliche Berichterstattung inklusive
Abrechnung

jahrliche Berichterstattung inklusive

Berichterstattung Abrechnung

Beobachtungsbogen BESK 2.0 oder
BESK DaZ 2.0 oder vergleichbares, auf
sprachwissenschaftlicher und kinder-
gartenpadagogischer Basis festgelegtes
Instrument ohne Angabe, bei welchen
Kindern und an welchen Kinderbetreu-
ungseinrichtungen die Sprachstandsfest-
stellung durchzufiihren war

bundesweit standardisiertes Instrument
BESK kompakt oder BESK DaZ kompakt,
Anwendung durch Fachkrafte an geeig-
neten elementaren Bildungseinrichtun-
gen bei Kindern ab 3 Jahren

Sprachstandsfeststellung

Durchfthrung der frihen
sprachlichen Férderung

Durchfihrung der Entwicklungs-

zusatzlich zur alltagsintegrierten Forde-
rung

gegebenenfalls, als zusatzliche MaR-
nahme zum Regelbetrieb (maximal

auch im Rahmen der alltagsintegrierten
Forderung

gegebenenfalls

standsforderung 25 % des Zweckzuschusses) (maximal 25 % des Zweckzuschusses)
(o]
Bildungsrahmenplan
padagogische Vorgaben Bildungsplan—Anteil zur sprachlichen padagogische Grundlagendokumente

Forderung in elementaren Bildungs-
einrichtungen

BESK = Bogen zur Erfassung der Sprachkompetenz

DaZ = Deutsch als Zweitsprache

27

Quellen: Vereinbarungen frihe sprachliche Forderung und Elementarpadagogik

Wahrend die Vereinbarung frihe sprachliche Forderung keine Vorgaben beinhal-
tete, an welchen Kinderbetreuungseinrichtungen jedenfalls und in welchem Alter
Kinder einer Sprachstandsfeststellung verbindlich zu unterziehen waren, stellte die
Vereinbarung Elementarpadagogik das Alter der Kinder klar. Kinder ab drei Jahren
waren in ,geeigneten elementaren Bildungseinrichtungen”® einer Sprachstandsfest-
stellung mittels eines Osterreichweit einheitlichen Instruments zu unterziehen.

Zusatzlich war in der Vereinbarung Elementarpadagogik explizit geregelt, dass die
Lander die Einbeziehung der padagogischen Grundlagendokumente an den Kinder-
betreuungseinrichtungen und die widmungsgemale Verwendung der gewahrten

Das Wort ,geeignet” bezog sich insbesondere darauf, ob an der jeweiligen Einrichtung die halbtagige
Besuchspflicht erfillt werden konnte und eine Forderung in der Bildungssprache Deutsch erfolgte oder erfol-
gen konnte.
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Zweckzuschisse Gberprifen mussten. Neben einer landesgesetzlichen Regelung zur
DatenUbermittlung an die Primarstufe hatten die Lander die Dokumentation und
Auskunftserteilung Uber die erfolgte sprachliche Férderung zu gewahrleisten.

Die neue Vereinbarung sah zudem Regelungen zur Qualifikation des sonstigen quali-
fizierten Personals und zur Fort— und Weiterbildung des gesamten Personals vor
(TZ 35 ff.). Schliellich vereinbarten Bund und Lander Wirkungsziele, deren Nichtein-
haltung allerdings keine Konsequenzen nach sich zog.

(4) Die Vereinbarung friihe sprachliche Forderung sah vor, dass die friihe sprachliche
Forderung durch Kindergartenpadagoginnen und —pddagogen bzw. sonstiges quali-
fiziertes Personal zuséatzlich zur alltagsintegrierten Forderung durchzufihren war.
Die Erlduterungen prazisierten, dass im Rahmen der frihen sprachlichen Forderung
— zusatzlich zur alltagsintegrierten Forderung — andere, messbare Fordermalinah-
men durchgefihrt werden sollten. Unter ,zusatzlicher alltagsintegrierter Forde-
rung” waren jene Fordermalinahmen zu verstehen, die nicht bereits Teil des
alltaglichen Betriebs der Kinderbetreuungseinrichtung waren, sondern dartber
hinausgehende Unterstlitzung fir Kinder mit Sprachforderbedarf boten. Explizit zu
bezeichnende Sprachférdermalinahmen sollten einen messbaren und evaluierbaren
Sprachférderprozess begleiten. Trotz dieser Prazisierung verblieben Auslegungs-
spielrdume fir die Lander (TZ 23).

Weiters verpflichteten sich die Lander dazu, die gegebenenfalls erforderliche — die
Unterrichtssprache Deutsch unterstitzende — Forderung des Entwicklungsstands® in
den institutionellen Kinderbetreuungseinrichtungen als zusatzliche Mainahme zum
Regelbetrieb durchzufihren.

In der Vereinbarung Elementarpadagogik entfiel das Erfordernis der Zusatzlichkeit
zur Ganze, wodurch bestehende MalRnahmen durch Zweckzuschisse finanziert
werden konnten.

Der RH wies darauf hin, dass aufgrund der bestehenden Kompetenzverteilung der
Bund eine Forcierung der frihen sprachlichen Férderung von Kindergartenkindern
mittels Art. 15a B-VG Vereinbarungen mit den Landern bewirken konnte, indem er
ihnen im Gegenzug Zweckzuschlsse zugestand.

Der RH hielt fest, dass sich die Verteilung der Zweckzuschisse auf die Lander nicht
am Bedarf an friher sprachlicher Férderung orientierte. Er sah daher die EinfGhrung
einheitlicher Instrumente zur Sprachstandsfeststellung als wesentlichen Fortschritt,
um geeignete Kennzahlen zum frihen sprachlichen Forderbedarf generieren zu

Die Forderung des Entwicklungsstands ist die Férderung bestimmter Entwicklungsaspekte, die fir 3— bis 6—
jahrige Kinder relevant sind und fiir die empirisch belegt ist, dass FordermaRnahmen Erfolg zeigen. Zu diesen
zdhlen Motorik, sozialemotionale Entwicklung, schulische Vorlauferfertigkeiten, bereichsspezifisches Wissen
und die Sensibilisierung zur Mehrsprachigkeit.
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konnen. Er wies aber darauf hin, dass die Lander Sprachstandsfeststellungen nur in
,geeigneten elementaren Bildungseinrichtungen” durchzufiihren hatten, weshalb
nicht sdmtliche in Frage kommende Kinder umfasst waren (z.B. Niederdsterreich
TZ 16).

Der RH empfahl dem BMBWEF, bei zukinftigen Art. 15a B-VG Vereinbarungen sicher-
zustellen, dass alle in Frage kommenden Kinder der entsprechenden Altersgruppe
verpflichtend einer Sprachstandsfeststellung zu unterziehen sind. Die Ergebnisse
wdren fUr eine bedarfsgerechte Neuaufteilung der Zweckzuschisse fur die frihe
sprachliche Forderung zwischen den Landern heranzuziehen.

Der RH wies darauf hin, dass der Bund seit 2008 bereits vier Art. 15a B-VG Verein-
barungen zur frihen sprachlichen Forderung abgeschlossen hatte, obwohl er Gber
keine gesicherten Daten zu deren Wirkung verflgte. Er verwies auf seine Empfeh-
lung in TZ 29, wonach die Entscheidung zur Fortfiihrung der Finanzierung der frihen

sprachlichen Férderung Uber Zweckzuschisse auf Basis aussagekraftiger Wirkungs-
daten zu treffen ware.

Der RH hielt fest, dass in der Vereinbarung Elementarpadagogik die Vorgabe zur
Verwendung der Zweckzuschisse des Bundes fir eine zum Regelbetrieb einer
Kinderbetreuungseinrichtung zuséatzliche Forderung der Kinder entfallen war.
Dadurch konnte nicht ausgeschlossen werden, dass die Finanzierung bereits beste-
hender MalRnahmen durch die vom Bund zur Verfligung gestellten Zweckzuschisse
ersetzt wird. Weiters wies er darauf hin, dass auch bei der Vereinbarung friihe
sprachliche Forderung Auslegungsspielrdume hinsichtlich der Bedingung der Zusatz-
lichkeit bestanden. Nach Ansicht des RH sollten Zweckzuschisse des Bundes jeden-
falls den Effekt von messbaren Qualitatssteigerungen haben und nicht bestehende
Finanzierungsverpflichtungen ersetzen.

Er empfahl dem BMBWF, zukiinftige Zweckzuschisse fir die frihe sprachliche
Forderung jedenfalls an die Bedingung einer messbaren Qualitatssteigerung zu
knipfen, um den Ersatz der Finanzierungsquelle Land bzw. Gemeinde durch die
Finanzierungsquelle Bund zu vermeiden.

Laut Stellungnahme des BMBWEF sei es das grundsétzliche Ziel, alle Kinder verpflichtend
einer Sprachstandsfeststellung zu unterziehen, sodass jedes Kind entsprechend seines
Sprachstands bestmdglich gefordert werde. Dieses Ziel werde mit der Vereinbarung
Elementarpadagogik —die auf ,geeignete elementare Bildungseinrichtungen”
anwendbar sei — verfolgt und die Bundeslander seien darauf hingewiesen worden.
Basierend auf der verfassungsrechtlichen Kompetenzverteilung mit der Zustéandigkeit
der Lander in Gesetzgebung und Vollziehung im Kindergartenwesen seien die Voraus-
setzungen bzw. sei die Eignung einer elementaren Bildungseinrichtung landesgesetz-
lich festzulegen. Da der Bund eine Forcierung der friihen sprachlichen Férderung nur
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Uber Forderungen fur Einrichtungen, die , geeignet” seien und eine Sprachférderung
in der Bildungssprache Deutsch verfolgten, erreiche, kdnne von Bundesseite nicht auf
alle Einrichtungen mit Vorgaben im Rahmen einer Vereinbarung eingewirkt werden
(z.B. ausschlieBlich anderssprachige Einrichtungen). Der Bund habe deshalb gesetzli-
che Qualitatserfordernisse in der Vereinbarung Elementarpadagogik aufgestellt, die
zur Vermeidung einer Kompetenziberschreitung von den Landern bei einzelnen
Einrichtungen zu prifen seien. Dadurch sollten — gemals der Definition — qualitatsvolle
Einrichtungen von Bundesseite geférdert werden. Eine Forderung von Einrichtungen,
die die landesgesetzlichen Vorgaben nicht erfillten, kdbnne daher von Bundesseite
nicht unterstlitzt werden. Da dieses Thema nur ein Land betreffe, sei die Empfehlung
an dieses zu richten, damit es Vorsorge fur die Verbindlichkeit fir alle Kinder in elemen-
taren Einrichtungen treffe.

Im Sinne der Empfehlung, zuklnftige Zweckzuschiisse fur die frihe sprachliche Forde-
rung jedenfalls an die Bedingung einer messbaren Qualitatssteigerung zu knipfen,
wirden bereits in der Vereinbarung Elementarpadagogik Qualitatssteigerungen
forciert. Hier sei z.B. das Erreichen eines Anteils von 15 % der Fachkrafte, die eine
Qualifikation entsprechend dem Lehrgang ,Friihe sprachliche Férderung” aufwiesen,
zu nennen sowie die nahere Bestimmung der Qualifikation des sonstigen Personals.
Der Erfolg der Vereinbarung Elementarpadagogik werde nach deren Evaluation zu
sehen sein, die im Zusammenhang mit der Festlegung einer eventuell neuen Verein-
barung ausschlaggebend sein werde.

Die Anregung des RH, den Ersatz der Finanzierungsquelle Land bzw. Gemeinde durch
die Finanzierungsquelle Bund zu vermeiden, werde fir kinftige Entwicklungen
mitgedacht.

Der RH entgegnete dem BMBWEF, dass seine Empfehlung nicht auf die Forderung aller
elementaren Bildungseinrichtungen, sondern auf die verpflichtende Durchfihrung
zumindest einer Sprachstandsfeststellung bei allen in Frage kommenden Kindern der
entsprechenden Altersgruppe abzielte. Die damit gewonnene Datenlage ware flr
einen Gesamtilberblick GUber den bestehenden Deutschforderbedarf essenziell. Der
RH pflichtete dem BMBWF bei, dass die derzeitige mit den Landern getroffene Verein-
barung Elementarpadagogik dies nicht zulasst, allerdings konnte eine verpflichtende
Durchfiihrung der Sprachstandsfeststellung in einer kiinftigen Art. 15a B-VG Vereinba-
rung vereinbart werden. Zum Argument, dass das Thema nur ein Land betreffe,
entgegnete der RH, dass der Bund bei der Verhandlungsfihrung auf einen wesentli-
chen Zweck von Art. 15a B-VG Vereinbarungen achten sollte, namlich die Herbeiflih-
rung einheitlicher Regelungen bzw. die einheitliche Besorgung landeribergreifender
Materien. Der RH verblieb daher bei seiner Empfehlung an das BMBWF.
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Abwicklung auf Bundesebene

(1) Im Rahmen der Vereinbarung friihe sprachliche Forderung war der Bund durch
das BMEIA vertreten. Dennoch oblagen dem BMBWEF in diesem Zusammenhang die
vertraglichen Verpflichtungen, den Landern geeignete Verfahren zur Sprachstands-
feststellung sowie die Aus—, Fort— und Weiterbildung im Bereich der Sprachstands-
feststellung und der frihen sprachlichen Forderung bereitzustellen und ent-
sprechende Curricula weiterzuentwickeln.

Zur Darlegung der vereinbarungsgemafRen Verwendung des Zweckzuschusses hatte
jedes Land dem BMEIA ein Konzept fir das jeweilige Kindergartenjahr und bis zum
31. Dezember jeden Jahres, letztmalig zum 31. Dezember 2018, einen Schlussbe-
richt vorzulegen, der zur Berichterstattung und Abrechnung diente. Eine Rickforde-
rung der Mittel bei Nicht—Erreichen der Zielsetzungen war in der Vereinbarung frihe
sprachliche Forderung nicht vorgesehen.

Zur Prifung der Konzepte und Schlussberichte bediente sich das BMEIA des Integra-
tionsfonds. Der Integrationsfonds hatte zudem die Schlussberichte zu einem Evalu-
ierungsschlussbericht zusammenzufassen und dem BMEIA zur Genehmigung
vorzulegen. Der Integrationsfonds verdffentlichte diese Evaluierungsschlussberichte
zwar auf seiner Website, die Lander erhielten sie jedoch nicht direkt. Aufgrund
diverser Rlckfragen des Integrationsfonds bzw. des BMEIA an die Lander geneh-
migte das BMEIA die Schlussberichte der Lander fir das Kindergartenjahr 2017/18
erst Ende Februar 2020.

Laut Auskunft des BMEIA, das fur die budgetare Vorsorge der offentlichen Zuschisse
an den Integrationsfonds verantwortlich war, fihrte dieser seine Aufgaben im Zusam-
menhang mit der Vereinbarung frihe sprachliche Férderung im Rahmen der Basisab-
geltung durch.

(2) Mit der Bundesministeriengesetz—Novelle 2017 erhielt das BMBWF die Kompe-
tenz zur Koordination im Bereich Elementarpadagogik. Im April 2018 teilte das
BMEIA dem BMBWF mit, dass es die Vereinbarung frilhe sprachliche Forderung
nicht fortfihren werde und dies kiinftig das BMBWF wahrnehmen solle. Der Inte-
grationsfonds informierte das BMBWF in der Folge Uber die bisherigen Erfahrungen
aus der Vereinbarung friihe sprachliche Forderung und Gbermittelte daraus resultie-
rende Empfehlungen an das BMBWF, wie eine bundesweit standardisierte Sprach-
standsfeststellung, Qualifizierung der Fachkrafte zur friihen sprachlichen Férderung,
unangekindigte Hospitationen an Kindergarten™ oder ein Datenbanksystem zur
Erleichterung der Datenauswertung. Eine Projektarbeitsgruppe im BMBWF bearbei-

Der Integrationsfonds erhielt fiir unangekiindigte Hospitationen in elementaren Bildungseinrichtungen einen
jahrlichen Pauschalbetrag von 150.000 EUR (fiir 2,5 VZA).
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tete in weiterer Folge die entsprechenden Inhalte und steuerte den weiteren
Prozess.

Ende 2018 schloss der Bund, vertreten durch das BMBWF" und das BKA (Familien),
mit den Ldndern die Vereinbarung Elementarpadagogik fir die Kindergarten-
jahre 2018/19 bis 2021/22, die rickwirkend mit 1. September 2018 in Kraft trat.™

Die Lander hatten den deskriptiven Teil des Konzepts grundsatzlich — abgesehen von
wahrend des Vereinbarungszeitraums eintretenden Anderungen— einmalig bis
31. Janner 2019 fir den gesamten Zeitraum der Vereinbarung Elementarpadagogik an
das BMBWEF zu Ubermitteln, das diese in Zusammenarbeit mit dem BKA (Familien) und
dem Integrationsfonds zu Uberprifen und zu genehmigen hatte. In der Folge stimmte
das BMBWEF die Konzepte mit den Landern ab und stellte das Einvernehmen mit dem
BKA (Familien) nach Fertigstellung der Konzepte her.

Das BKA (Familien) teilte dem RH mit, dass in Hinblick auf seine Zustandigkeit laut
Bundesministeriengesetz flur Familienpolitik und die primare Zustdandigkeit des
BMBWEF fir die Koordination der Elementarpadagogik die Zusammenarbeit bei der
Abwicklung der Vereinbarung Elementarpadagogik nur bei Fragen des Ausbaus der
Kinderbildungs— und —betreuungsangebote erfolge.

Ab 2020, dem zweiten Jahr der Vereinbarung Elementarpadagogik, waren jahrliche
Ressourcen—, Ziel- und Leistungsgesprache zwischen BMBWF und Landern zu
fahren, welche den Grad der Zielerreichung betreffend Ausbau der Kinderbetreu-
ungsangebote und Sprachférderung zum Inhalt haben. Das BKA (Familien) war hiezu
zur Zeit der Gebarungsiberprifung informiert. Fir die Prifung und Genehmigung
der jahrlichen Abrechnungen der Lander betreffend Zweckzuschuss war das BMBWF
im Einvernehmen mit dem BKA (Familien) zustandig. Eine Rickforderung der Mittel
bei Nicht—Erreichen der Zielsetzungen war auch bei der Vereinbarung Elementarpa-
dagogik nicht vorgesehen. Bei der Kontrolle der Abrechnungen, die von den Landern
erstmals mit 31. Dezember 2019 vorzulegen waren, war eine Zusammenarbeit
zwischen BMBWF und BKA (Familien) geplant. Die konkrete Vorgehensweise stand
zur Zeit der Gebarungslberprifung noch nicht fest.

Die Vereinbarung Elementarpddagogik sah keinen Evaluierungsschlussbericht Gber
alle Lander vor. Allerdings waren gemal § 18 Bundeshaushaltsgesetz 2013
Art. 15a B-VG Vereinbarungen intern zu evaluieren.

Seit Juli 2018 war im BMBWF die Abteilung I/4 — Elementarpadagogik und vorschulische Integration einge-
richtet, die mit der Koordination und Sicherstellung der Umsetzung der Aspekte der Vereinbarung Elemen-
tarpadagogik befasst war; siehe https://www.bmbwf.gv.at/Themen/ep/ep_bmbwf.html (abgerufen am
28. Februar 2020).

Neben der frithen sprachlichen Forderung umfasste die Vereinbarung auch den Ausbau des Kinderbildungs—
und —betreuungsangebots, die Kindergartenbesuchspflicht ab dem 5. Lebensjahr und die Werteerziehung.

BGBI. | 139/2009 i.d.F. BGBI. 1 60/2018
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Der RH bewertete die Abwicklung der Vereinbarung friihe sprachliche Forderung
durch das BMEIA unter Beiziehung des Integrationsfonds als zweckmaRig, wenn-
gleich sich der Genehmigungsprozess flr die letzten Schlussberichte tber einen
Zeitraum von Uber einem Jahr hinzog.

Da das BMBWEF schon bei dieser und den Vorgangervereinbarungen fir padagogi-
sche Aspekte verantwortlich war, erachtete der RH die Ubertragung der Kompetenz
zum Abschluss einer Art. 15a B-VG Vereinbarung im Bereich der Elementarpadago-
gik an das BMBWF als zweckmaRig. Der RH anerkannte in diesem Zusammenhang
die Informationsweitergabe durch das BMEIA und den Integrationsfonds an das
BMBWF und vermerkte die Beriicksichtigung der aus der Vereinbarung friihe sprach-
liche Forderung resultierenden Erfahrungen beim Abschluss der Vereinbarung
Elementarpadagogik positiv.

Der RH beanstandete jedoch, dass das BMEIA die Evaluierungsschlussberichte den
Landern nicht zur Verflgung gestellt bzw. sie nicht Uber die Veréffentlichung auf der
Website des Integrationsfonds informiert hatte, wodurch auch keine Informations-
weitergabe von den Landern an die Empfanger der Zweckzuschisse (insbesondere
Gemeinden und private Trager) moglich war. Der RH erachtete die Evaluierungs-
schlussberichte als wesentliche Information fir die Lander und Empfanger der
Zweckzuschisse zur Einschatzung ihrer MaRnahmen zur frithen sprachlichen
Forderung.

Der RH empfahl daher dem BKA (Familie, Integration) und dem BMBWEF, die Evaluie-
rungsschlussberichte der Vereinbarung frithe sprachliche Forderung bzw. die Evalu-
ierungsergebnisse der Vereinbarung Elementarpadagogik den Landern bereit-
zustellen und diese zu veranlassen, die Evaluierungsschlussberichte bzw. —ergebnisse
in weiterer Folge den Empfangern der Zweckzuschisse (insbesondere Gemeinden
und Privaten als Kindergartentrégern) zur Verfligung zu stellen.

Hinsichtlich der Prifung der Konzepte und Abrechnungen der Lander sowie der
Ressourcen—, Ziel- und Leistungsgesprache im Rahmen der Vereinbarung Elemen-
tarpadagogik des BMBWF im Einvernehmen mit dem BKA (Familien) betonte der RH
die Bedeutung der ressortlbergreifenden Abstimmung zur Zielerreichung betref-
fend frihe sprachliche Forderung. Aufgrund der engen Verzahnung des Ausbaus von
Kinderbildungs— und —betreuungsangeboten mit der frilhen sprachlichen Férderung
verstarkt nach Ansicht des RH eine gemeinsame, strategisch und operativ abge-
stimmte Vorgehensweise die Wirkung der gesetzten EinzelmalBnahmen im Rahmen
der Vereinbarung Elementarpadagogik und unterstitzt die Zielerreichung.

Der RH beanstandete das Fehlen von Konsequenzen fir die Lander bei Nicht—Errei-

chen der Zielsetzungen —wie zumindest eine Uberpriifung und Analyse der
Vorgehensweise.

www.parlament.gv.at

35von 144



36 von 144

34

53

54

111-322 der Beilagen XXVII. GP - Bericht - Hauptdokument

Der RH empfahl dem BKA (Familie, Integration) und dem BMBWF, bei Nicht—
Erreichen der Zielsetzungen eine Uberpriifung und Analyse der Vorgehensweisen
der betreffenden Lander durchzufihren. Bei zuklnftigen Art. 15a B-VG Vereinba-
rungen sollte sich der Bund diesbeziiglich Rickforderungen vorbehalten.

(1) Laut Stellungnahme des BKA (Integration) habe es die Ansprechpartnerinnen
und —partner in den Landesverwaltungen im Herbst 2020 dariber informiert, dass
die Evaluationsschlussberichte zur Vereinbarung frihe sprachliche Férderung auf
der Website des Integrationsfonds abrufbar seien. Es habe darum ersucht, die Leite-
rinnen und Leiter jener Kinderbetreuungseinrichtungen, denen FérdermaRnahmen
nach der Vereinbarung zugute gekommen seien, auf die veroffentlichten Evaluati-
onsschlussberichte aufmerksam zu machen.

(2) Laut gleichlautenden Stellungnahmen des BMAF) und des BMBWEF seien das
Erreichen der Zielzustande und die damit im Zusammenhang stehenden finanziellen
und personellen MalBnahmen sowie letztlich die vom Land festgelegten Konzepte in
den jahrlichen Ressourcen—, Ziel— und Leistungsplanen darzustellen. Die gesetzten
Schritte zum Erreichen der Zielzustande gemal der Vereinbarung Elementarpadago-
gik wirden folglich jahrlich in den Ressourcen—, Ziel- und Leistungsgesprachen mit
den Landern in den Fokus genommen, unter dem Aspekt der ZweckmaRigkeit reflek-
tiert und analysiert, damit schlussendlich die verankerten Zielzustande erfullt
wuirden. Eine Riuckzahlungsverpflichtung bei Nicht—Erreichen der Zielsetzungen, die
der Bund in den Verhandlungen zur gegenstandlichen Vereinbarung vorgeschlagen
habe, hatten alle neun Lander abgelehnt, weil die Zielerreichung nicht nur von
Faktoren im Einflussbereich der Lander abhange. Es sei daher nicht zu erwarten,
dass sich die Haltung der Lander dndern werde.

(3) DarUber hinaus wies das BMBWF in seiner Stellungnahme darauf hin, dass die
weitere Ubermittlung der Evaluierungsergebnisse an die Empfinger der Zweckzu-
schisse den Landern obliege und nicht dem Bund.

Der RH pflichtete dem BMBWF bei, dass die weitere Ubermittlung der Evaluierungs-
ergebnisse an die Empfanger der Zweckzuschiisse den Landern obliege. Gleichzeitig
hielt der RH allerdings fest, dass die Lander dazu die Evaluierungsergebnisse seitens
des Bundes im Vorfeld erhalten missten.
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Empfanger der Zweckzuschiisse

(1) Die Lander hatten im Hinblick auf die Vergabe der Zweckzuschiisse sowohl in der
Vereinbarung friihe sprachliche Férderung als auch in der Vereinbarung Elementar-
padagogik einen grofRen Spielraum. Im Wesentlichen legten die Vereinbarungen
fest, dass die Zweckzuschiisse fir jene Personalkosten, (Aus—), Fort— und Weiterbil-
dungskosten sowie Sachkosten zu verwenden waren, welche in direktem Zusam-
menhang mit der frihen sprachlichen Férderung standen.

(2) Das Land Niederosterreich schittete die Zweckzuschisse ausschlieRlich an
NO Landeskindergarten aus; private Kindergdrten und Tagesbetreuungseinrichtungen
konnten keine diesbezlglichen Mittel beantragen. Es setzte die Zweckzuschisse
beinahe ganzlich fir Landespersonal — Interkulturelle Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter sowie Sonderkindergartenpiadagoginnen und —padagogen — an den NO Landes-
kindergéarten ein. Die Kriterien fir die Vergabe der Zweckzuschisse des Bundes waren
nicht veroéffentlicht. Zudem finanzierte das Land Niederdsterreich mit diesen Mitteln
Fort—und Weiterbildungskosten des Kindergartenpersonals sowie Sachkosten.

(3) In Oberosterreich konnten unabhangig vom Trager alle Kindergarten Zweckzu-
schussempfanger sein, auf die die landesspezifischen Fordervoraussetzungen zutra-
fen. Das Land Oberosterreich vergab durch die Bildungsdirektion fir Oberdsterreich
die Zweckzuschisse an 6ffentliche oder private Kindergartentrager und sah Forder-
kriterien flr sogenannte Hotspot—Kindergarten vor. Dies waren Kindergérten, in
denen durchschnittlich mindestens drei Kinder je Gruppe Sprachférderbedarf
hatten. Ab finf Gruppen konnten von dieser Summe zwei Kinder abgezogen werden,
weil in diesen Kindergarten die Summe der Kinder mit Sprachférderbedarf die finan-
zielle Forderung nach den vorgegebenen Kriterien jedenfalls rechtfertigte. Pro Kind
mit festgestelltem Sprachférderbedarf erhielten Hotspot—Kindergarten Fordermittel
flr eine Stunde zusatzlicher Sprachférderung wochentlich. Der Zuschuss zur Sprach-
forderstunde war mit rd. 17 EUR (jahrlich valorisiert) gedeckelt und galt fir die
tatsachlich abgehaltenen Stunden. Die Forderbedingungen waren im internen
Bereich der Website www.ooe—kindernet.at™ fir alle Trager sowie Kindergarten in
Oberdsterreich abrufbar und wurden auch mit Rundschreiben den Rechtstrégern
und Leitungen der Kindergarten und Sonderformen mitgeteilt.

Die Bildungsdirektion flr Oberosterreich sah Abweichungen von den Foérderkriterien
insbesondere fir die Kindergarten der Stadt Linz vor. Die Stadt Linz erhielt jahrlich
pauschal 500.000 EUR Zweckzuschisse fir die frihe sprachliche Foérderung. Der
Forderstundensatz betrug im Forderzeitraum (2015/16 bis 2017/18) zwischen
rd. 7 EUR bis 9 EUR und war somit weit geringer als fir die anderen Trager (maximal
Zum Beispiel mussten bei drei Gruppen neun Kinder Sprachforderbedarf haben, bei fiinf Gruppen hingegen
reichten 13 Kinder mit Sprachféorderbedarf.

abgerufen am 12. Mérz 2020
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17 EUR). Die Bildungsdirektion fir Oberosterreich begriindete dies damit, dass sie mit
der Stadt Linz in einigen Bereichen der Kinderbildung und —betreuung Pauschalverein-
barungen zu Foérderungen im Sinne von Verwaltungsvereinfachungen abgeschlossen
habe.

Einen geringen Anteil der Zweckzuschlsse verwendete das Land Oberosterreich fir
Fort— und Weiterbildungen von Sprachforderkraften.

(4) Dain Niederdsterreich der GroRteil der Kinderbetreuungseinrichtungen NO Landes-
kindergarten waren, gab es eine breitere Ausschittung der Zweckzuschisse als in
Oberosterreich, wie nachfolgende Abbildung verdeutlicht:

Abbildung 2: Geftrderte Kindergarten in Oberosterreich und Niederdsterreich

Oberosterreich Niederosterreich
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Stand: Oktober 2019
Quellen: Amt der Niederosterreichischen Landesregierung,
Bildungsdirektion fur Oberosterreich; Darstellung: RH

In Niederdsterreich waren im Geltungszeitraum der Vereinbarung frihe sprachliche
Forderung durchschnittlich 86 % der Kinderbetreuungseinrichtungen des Landes
Zweckzuschussempfanger, in Oberdsterreich 43 %.

www.parlament.gv.at



37

6.2

6.3

111-322 der Beilagen XXVII. GP - Bericht - Hauptdokument

Der RH wies darauf hin, dass die in den Art. 15a B-VG Vereinbarungen beschlosse-
nen Vorgaben zum Einsatz der Zweckzuschisse den Landern einen groRen Gestal-
tungsspielraum gewahrten. Insbesondere verabsaumte es der Bund, die Vergabe
seiner Zweckzuschlsse von transparenten Kriterien bei der Verteilung durch die
Lander abhangig zu machen.

Der RH empfahl dem BMBWEF, die zuklnftige Vergabe von Zweckzuschissen fir die
frihe sprachliche Forderung jedenfalls an die Bedingung zu knUpfen, dass die Lander
die ZweckzuschUsse auf Basis von flr die betroffenen Stakeholder transparenten
Kriterien verteilen.

Der RH wies darauf hin, dass die Lander Niederdsterreich und Oberdsterreich die
Zweckzuschisse des Bundes fur die frihe sprachliche Férderung unterschiedlich
verteilten. Der RH kritisierte, dass das Land Niederosterreich die Zweckzuschisse
des Bundes ausschlieBlich fir NO Landeskindergéarten vorsah und dass die Forder-
bedingungen im Unterschied zu Oberosterreich nicht transparent waren.

Der RH empfahl daher dem Land Nieder6sterreich, transparente Forderkriterien zur
Verteilung der Zweckzuschiisse zu entwickeln, die auf den Bedarf nach friher sprach-
licher Forderung in samtlichen Kinderbetreuungseinrichtungen fir die in Frage
kommende Altersgruppe abstellen.

Der RH bemaéngelte, dass fir die stadtischen Kindergadrten der Stadt Linz andere
Forderkriterien galten als flr die Ubrigen Kindergarten in Oberdsterreich.

Er empfahl der Bildungsdirektion fir Oberdsterreich, fur die stadtischen Kindergar-
ten der Stadt Linz die landesweit vorgegebenen Forderkriterien anzuwenden.

(1) Laut Stellungnahme des BMBWEF erlasse jedes Land eigene Forderrichtlinien.
Diese hatten die Kriterien des Fordersystems bzw. der Inanspruchnahme von Zweck-
zuschissen transparent darzustellen, weil letztlich das Land die widmungsgemalie
Verwendung der vom Bund gewdhrten Zweckzuschisse zu Gberprifen und zu besta-
tigen habe. Der Bund prife wiederum die jeweiligen Férderrichtlinien im Sinne einer
Kompatibilitdt mit der Vereinbarung Elementarpadagogik. Nicht Gberprifen kénne
der Bund, wie die Lander Kriterien fir die Zweckzuschisse an die jeweils betroffenen
Stakeholder kommunizierten. Im Zusammenhang mit einer eventuell neuen
Art. 15a B-VG Vereinbarung kdénne eine Ausweitung der Kompetenz im Sinne von
Rahmenférderbedingungen des Bundes als Basis fir den Erlass landesspezifischer
Forderrichtlinien angedacht werden.

(2) Das Land Niederosterreich teilte in seiner Stellungnahme mit, dass die Entwick-

lung von Forderkriterien, die alle geeigneten Kinderbetreuungseinrichtungen in
Niederosterreich gleichermalen erfassten, aufgrund des Sprachférdermodells
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schwierig sei, das in mehr als 1.000 NO Landeskindergérten gelebt werde. Private
Trager missten — selbst bei Anwendung von anderen anerkannten Sprachprojekten —
in den meisten Féllen zuséatzliche Sprachforderkrafte aufbringen, die die vom Bund
vorgeschriebene fachliche Qualifikation hatten. Das Land Niederosterreich werde
dennoch die Erstellung von Forderrichtlinien prifen.

(3) Das Land Oberosterreich wies in seiner Stellungnahme darauf hin, dass es mit
der Stadt Linz in zahlreichen Bereichen der Finanzierung von Kinderbildungs— und
—betreuungseinrichtungen und damit verbunden auch im Bereich der zusatzlichen
Sprachforderung Sondervereinbarungen habe. Es sei eine einvernehmliche Abrech-
nung Uber Pauschalen vereinbart worden; das Land Oberdsterreich schlage deshalb
vor, von dieser Empfehlung Abstand zu nehmen.

(4) Die Stadtgemeinde Schwechat merkte in ihrer Stellungnahme an, dass ihr als
Trager flr funf Tagesbetreuungseinrichtungen eine Verteilung der Zweckzuschisse
auf alle Tagesbetreuungseinrichtungen zweckmafig erscheine.

Der RH entgegnete dem Land Oberosterreich, dass es weder transparent noch nach-
vollziehbar war, warum fir die stadtischen Kindergédrten der Stadt Linz andere
Forderkriterien galten als fir die Gbrigen Kindergarten in Oberdsterreich. Auch der
angeflihrte einvernehmliche Abschluss von Sondervereinbarungen mit der Stadt
Linz bot keine Aufklarung, durch welchen Umstand andere Forderkriterien gerecht-
fertigt waren. Der RH verblieb daher bei seiner Empfehlung an die Bildungsdirektion
far Oberosterreich, fur die stadtischen Kindergérten der Stadt Linz die landesweit
vorgegebenen Forderkriterien anzuwenden.

(Wirkungs—)Ziele
Internationale Ebene

(1) Die Generalversammlung der Vereinten Nationen beschloss im Jahr 2015 die
Nachhaltigkeitsziele der Vereinten Nationen (VN). Damit verpflichtete sich auch
Osterreich, auf die Umsetzung der VN-Nachhaltigkeitsziele auf regionaler, nationaler
und internationaler Ebene bis zum Jahr 2030 hinzuarbeiten. Die Bundesregierung
forderte am 12. Janner 2016 alle Bundesministerien auf, die VN—Nachhaltigkeitsziele
in ihre jeweiligen Strategien und Programme einzubeziehen. Im Rahmen des fir die
friihe sprachliche Forderung einschldgigen Ziels 4 zur Gewahrleistung einer inklusi-
ven, gleichberechtigten und hochwertigen Bildung sah Subziel 4.2 vor, bis 2030
sicherzustellen, dass alle Madchen und Buben Zugang zu hochwertiger frihkindlicher
Erziehung, Betreuung und Vorschulbildung erhalten, damit sie auf die Grundschule
vorbereitet sind.
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(2) Im Barcelona—Ziel aus dem Jahr 2002 legte der Europaische Rat als Ziele fur den
Bereich Kinderbetreuung u.a. fest, Hemmnisse zu beseitigen, die Frauen von einer
Beteiligung am Erwerbsleben abhalten, und bis zum Jahr 2010 fir mindestens
90 % der Kinder zwischen drei Jahren und dem Schulpflichtalter sowie fir mindes-
tens 33 % der Kinder unter drei Jahren Betreuungspldtze zur Verfligung zu stellen.
Spater wurden die Barcelona—Ziele in den Mittelpunkt der Lissaboner Strategie und
der darauffolgenden Strategie Europa 2020 gestellt.

(3) Laut Kindertagesheimstatistik lag die Betreuungsquote im Jahr 2018 fiir 3— bis 5—
Jahrige in Niederosterreich bei 97 %, in Oberdsterreich bei 94 % und Osterreichweit
bei 93 %.

Der RH hielt fest, dass die VN—Nachhaltigkeitsziele im Rahmen des Ziels 4 zur
Gewahrleistung einer inklusiven, gleichberechtigten und hochwertigen Bildung im
Subziel 4.2 einen speziellen Fokus auf eine hochwertige frihkindliche Erziehung,
Betreuung und Vorschulbildung setzten.

Der RH anerkannte in Hinblick auf die Zielgruppe fir die frihe sprachliche Forde-
rung die Erreichung des in die Strategie Europa 2020 integrierten Barcelona—Ziels
bei der Betreuungsquote flir 3— bis 5—jahrige Kinder (mindestens 90 %) sowohl|
Osterreichweit als auch in den Gberpriften Landern.

Nationale Ebene
Regierungsprogramme und (Wirkungs—)Ziele

(1) Das Regierungsprogramm des Bundes 2017-2022 legte fest, dass die frihkind-
liche Sprachférderung im Kindergarten zum Wohl aller Kinder weiter gestarkt und
fortgeflihrt werden soll. Als UmsetzungsmafRnahmen wurden u.a. genannt: standar-
disierte und harmonisierte Sprachstandsfeststellungen und verbindliche Sprachfor-
derung in deutscher Sprache fir jene Kinder, die darauf angewiesen sind.

Auch das Regierungsprogramm 2020-2024' |egte fest, dass die friihe sprachliche
Forderung gestarkt und der Fokus im elementarpddagogischen Bereich auf die
Forderung der altersgerechten Vorbereitung auf die weitere Schullaufbahn gelegt
werden soll. Weiters war beabsichtigt, den Zweckzuschuss in der Vereinbarung
Elementarpadagogik ab dem Kindergartenjahr 2020/21 wesentlich zu erhéhen.
Betreffend Integration und Férdermallnahmen waren eine verbesserte Koordination
und ein Austausch zwischen Bund, Landern und Gemeinden beabsichtigt.

Regierungsprogramm 2020-2024 der XXVII. Gesetzgebungsperiode, ,Aus Verantwortung fiir Osterreich”
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Im Arbeitsprogramm des Landes Niederosterreich 2018—2023 gab es keinen Hin-
weis auf die frihe sprachliche Forderung. Das Arbeitstibereinkommen des Landes
Oberosterreich 2015-2021 setzte im Kapitel Kinderbetreuung & Elementar-
padagogik als Schwerpunkt in der Bildungsqualitat auf Sprachférderung.

(2) Das fur die frihe sprachliche Férderung einschlagige Wirkungsziel des BMEIA
(zustandig fur die Vereinbarung friihe sprachliche Férderung) war in den Jahren 2015
bis 2018 ,das Erwirken von IntegrationsmalRnahmen fir ein gesellschaftlich vielfalti-
ges Zusammenleben von sich rechtmaRig in Osterreich aufhaltenden Migrantinnen
und Migranten mit der Aufnahmegesellschaft”. Als MaBnahme war dafiir die Forde-
rung der sprachlichen Integration (Deutsch als Fundament) definiert.

Das einschlagige Wirkungsziel des BMBWEF fir das Jahr 2019 (ab dem Jahr 2019 war
das BMBWEF verantwortlich flr die Vereinbarung Elementarpadagogik) sah allge-
mein die Erhéhung des Leistungs— und Bildungsniveaus der Schiilerinnen und Schi-
ler vor. Als MaRRnahme war die ,Verbesserung der Bildungsiibergdnge/Ausbau der
Schnittstellensteuerung” definiert. Auf Globalbudgetebene waren eine Standardi-
sierung und verbesserte Gestaltung der Schuleingangsphase in Zusammenarbeit mit
dem Kindergarten vorgesehen. Als Meilenstein sollten bis 31. Dezember 2019
verbindliche Richtlinien und ein Monitoringkonzept hinsichtlich Implementierung
vorliegen.

(1) Der RH hielt fest, dass die Regierungsprogramme des Bundes aus den Jahren 2017
und 2020 sowie das Arbeitstibereinkommen des Landes Oberosterreich mit der
expliziten Zielsetzung einer frihen sprachlichen Férderung einen entsprechenden
Schwerpunkt definierten.

(2) Der RH merkte an, dass die Angaben zur Wirkungsorientierung der jeweils zustan-
digen Bundesministerien allgemein gehalten waren. Zu den MalRnahmen des BMBWF
im Rahmen der Schnittstelle Kindergarten — Volksschule verwies der RH auf TZ 27.

Vereinbarungen friihe sprachliche Férderung
und Elementarpadagogik

(1) Art. 1 Abs. 3 der Vereinbarung friihe sprachliche Forderung definierte als Ziel, mit
einer durchgéngigen Sprachférderung den Einstieg in die Volksschule im Sinne eines
Schnittstellenmanagements zu erleichtern, die Bildungschancen der Kinder fir die
Phase des Eintritts in die Schule bzw. die Schuleingangsphase zu optimieren und in
weiterer Folge einen besseren Start in das Bildungs— und Berufsleben zu
ermoglichen.

www.parlament.gv.at



111-322 der Beilagen XXV II. GP - Bericht - Hauptdokument

Die in Art. 3 der Vereinbarung festgelegten MaRnahmen zur Umsetzung der Ziele
reichten u.a. von geeigneten Verfahren zur Feststellung des Sprachférderbedarfs
Uber die Gewihrleistung einer entsprechenden Qualifikation der Kindergartenpa-
dagoginnen und —padagogen bis zur Durchfihrung der Sprachstandsfeststellungen.

Die Wirkungsfolgenabschatzung (WFA)" zur Vereinbarung friihe sprachliche Forde-
rung sah als Ziel die Verbesserung der Kenntnisse der Unterrichtssprache Deutsch
nach den Bildungsstandards zur Sprech—und Sprachkompetenz zu Beginn der Schul-
pflicht bei 3— bis 6—jahrigen Kindern vor, die Gber mangelnde Deutschkenntnisse
verfigten. Mit der Vereinbarung frithe sprachliche Férderung sollte die Quote der
3— bis 6—Jahrigen mit Sprachforderbedarf auf 30 % gesenkt werden. Ausgangspunkt
des Zielzustands war der Sprachférderbedarf im Kindergartenjahr 2012/13 mit
einem Wert von 40 %.

(2) Die Vereinbarung Elementarpddagogik enthielt zusatzlich Zielzustdnde. Einen
Uberblick tiber Ziele und Zielzustiande gibt nachfolgende Tabelle:

Tabelle 6: Ziele und Zielzustande in der Vereinbarung Elementarpadagogik

Ziele ‘ Zielzustande

Wirkungskennzahl* der friihen sprachlichen Férderung Gberschreitet die
Hohe von 30 % pro Bundesland pro Forderjahr, als gemeinsames

— ganzheitliche Férderung der Kinder nach dem (bundesweites) Ziel ist die Uberschreitung von 40 % pro Bundesland und

bundeslanderiibergreifenden Bildungs- Forderjahr anzustreben
rahmenplan, insbesondere in der Bildungs-

— Erleichterung des Eintritts in die Volksschule

sprache Deutsch

Reduktion der Anzahl der auRerordentlichen Schilerinnen und Schiler?
in der 1. Schulstufe pro Bundesland um mindestens 20 %

durch ein Ubergangsmanagement 15 % der Fachkréfte pro Bundesland weisen eine Qualifikation
— Erhodhung der Bildungschancen der Kinder fir  entsprechend dem Lehrgang ,,Frihe sprachliche Férderung”
ihr weiteres Bildungs— und Berufsleben auf — gerechnet ab Inkrafttreten der Vereinbarung

unabhangig von ihrer soziookonomischen und

kulturellen Herkunft

Ausschittung des Zweckzuschusses fir mindestens 40 % der
Kindergarten eines Bundeslandes, als gemeinsames (bundesweites) Ziel
ist die Ausschittung an die Halfte der Kindergarten eines Bundeslandes
anzustreben

1 Die Wirkungskennzahl ist der prozentuelle Zahlenwert (gemessen an der Anzahl der Kinder), um den sich der Sprachférderbedarf im Zeitraum
eines Kindergartenjahres verringerte.
2 Schilerinnen und Schiiler, die dem Unterricht aufgrund mangelnder Sprachkenntnisse nicht folgen kénnen

41

17

Quellen: BGBI. | 103/2018; 331 der Beilagen XXVI. Gesetzgebungsperiode

In der WFA zur Vereinbarung Elementarpdadagogik wurde der Zielzustand der
Wirkungskennzahl zweimal formuliert, einmal auf der Zielebene und einmal auf der
MaRnahmenebene. Wahrend er auf Malknahmenebene mit jenem aus der Verein-
barung Elementarpddagogik Ubereinstimmte, wurde er in der Zielebene dahinge-

Die Wirkungsfolgenabschatzung gemaR § 17 Bundeshaushaltsgesetz 2013 ist Teil der wirkungsorientierten
Verwaltungsfiihrung. Sie besteht aus den Schritten Problemanalyse, Zielformulierung, Maknahmenformulie-
rung sowie Abschatzung der Auswirkungen.
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hend definiert, dass bis zum Kindergartenjahr 2021/22 weniger als 60 % aller
geforderten Kinder nach einem Jahr Sprachférderung weiterhin einen sprachlichen
Forderbedarf aufweisen.

Die Beschreibung der MaRnahmen wies ausdricklich auf den engen Zusammen-
hang mit der Anzahl der auRerordentlichen Schilerinnen und Schuler hin; einen
entsprechenden Zielzustand enthielt die WFA nicht.

(3) Art. 15a B-VG Vereinbarungen sind zwischen Bund und Landern oder zwischen
Landern vorgesehen, weshalb Gemeinden als Betreiber von Kindergarten nicht
strukturiert in die Entwicklung der beiden Art. 15a B-VG Vereinbarungen eingebun-
den waren.

(4) GemaR B-VG hat der Bund bei der Haushaltsfihrung die Grundsatze der
Wirkungsorientierung insbesondere auch unter Bericksichtigung des Ziels der
tatsachlichen Gleichstellung von Frauen und Mannern zu beachten. Darlber hinaus
haben Bund, Lander und Gemeinden bei der Haushaltsfihrung die tatsachliche
Gleichstellung von Frauen und Mannern anzustreben.

Gleichstellungsaspekte waren weder in der Vereinbarung friihe sprachliche Forde-
rung noch in der Vereinbarung Elementarpdadagogik und in den jeweiligen WFA
beriicksichtigt, d.h., es wurden weder gleichstellungsspezifische Ziele noch Zielzu-
stande festgelegt.

Wahrend die Ziele in den Vereinbarungen friihe sprachliche Férderung und Elemen-
tarpadagogik ahnlich formuliert waren, enthielt Letztere dartber hinaus vier expli-
zite, zahlenmaRig definierte Zielzustdnde fir die Sprachforderung. Der RH wertete
eine konkrete Definition von Zielzustanden grundsatzlich positiv, weil quantifizierte
Zielwerte generell eine Steuerung in Richtung Zielerreichung unterstitzen. Darlber
hinaus anerkannte der RH, dass die in der Vereinbarung Elementarpadagogik ange-
peilten Zielzustande nicht nur die angestrebte Verbesserung der Deutschkenntnisse
der Kinder (Verbesserung der Wirkungskennzahl), sondern auch die Schnittstelle zur
Volksschule (Reduktion der Anzahl der auRerordentlichen Schilerinnen und Schiler)
und die verbesserte Qualifikation der Fachkrafte (Absolvierung des Lehrgangs ,Friihe
sprachliche Forderung”) vorsahen. Damit wurden die wesentlichen Rahmenbedin-
gungen fur eine wirksame friihe sprachliche Férderung und eine breitere Wirkungs-
messung angesprochen.

Dazu kam, dass diese Zielzustdande sowohl fir alle Ladnder als auch fur den Bund
galten und damit ein Zusammenwirken der beteiligten Akteure in Richtung bestmog-
licher Zielerreichung implizit angestrebt war. Der RH wies jedoch darauf hin, dass die
Gemeinden als Erhalter bzw. Betreiber der Kindergarten nicht strukturiert in die
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Entwicklung der beiden Art. 15a B-VG Vereinbarungen eingebunden waren, aber zur
Finanzierung beitrugen (z.B. in Oberdsterreich Gbernahmen sie etwa 30 %, TZ 41).

Der RH wies darauf hin, dass die WFA zur Vereinbarung Elementarpadagogik von
deren Text abwich. Ein Zielzustand zur Reduktion der Anzahl der aulRerordentlichen
Schilerinnen und Schiler fehlte in der WFA, obwohl bei der Beschreibung der
MafRnahmen ausdricklich auf den engen Zusammenhang mit der Anzahl der aulRer-
ordentlichen Schilerinnen und Schiiler hingewiesen wurde. Insgesamt waren damit
sowohl die Koharenz als auch die Verstédndlichkeit der festgelegten Zielzustédnde
beeintrachtigt.

Der RH empfahl dem BMBWEF, bei zukinftigen Art. 15a B-VG Vereinbarungen und
den dazugehorigen WFA insbesondere auf eine kohdrente und damit verstandliche
Formulierung zu achten.

Der RH kritisierte, dass Gleichstellungsaspekte weder in der Vereinbarung frihe
sprachliche Foérderung noch in der Vereinbarung Elementarpadagogik und in den
jeweiligen WFA ihren Niederschlag fanden. Damit war das Gebot des
Art. 13 Abs. 3 B=VG nicht ausreichend beachtet, wonach Bund, Lainder und Gemein-
den bei der Haushaltsfihrung die tatsachliche Gleichstellung von Frauen und
Mannern anzustreben hatten.

Der RH empfahl dem BMBWF, dem Land Niederdsterreich und dem Land Ober-
Osterreich, gemeinsam mit den Ubrigen Landern bei zukinftigen Art. 15a B-VG
Vereinbarungen mogliche genderspezifische Auswirkungen der friihen sprachlichen
Forderung zu analysieren und bei der Definition von Zielen, Zielzustdanden und
Malnahmen entsprechend zu berlcksichtigen.

So kénnte etwa angesichts des hohen Frauenanteils beim padagogischen Personal
(TZ 34) die Erhohung des Anteils der Kindergartenpadagogen als Ziel formuliert und
ein entsprechender Prozentsatz als Zielzustand definiert werden.

(1) Laut Stellungnahme des BMBWF stimmten das entsprechende Ziel bzw. die
entsprechende Malnahme zur Wirkungskennzahl im Zusammenhang mit der
frihen sprachlichen Férderung inhaltlich Gberein. Es wirde lediglich in der Darstel-
lung im Sinne einer Positiv— und Negativ—Formulierung differiert, weshalb ein
Umkehrschluss entstanden sei, der jedoch zum selben Ergebnis fihre.

Die Anregung zur Abfrage und Differenzierung des Geschlechts der Kinder im
Zusammenhang mit der friihen sprachlichen Férderung bzw. mit einem Deutschfor-
derbedarf nehme das BMBWF fir die Verhandlungen einer neuen Art. 15a B-VG
Vereinbarung mit. Nicht nachvollziehbar erscheine dem BMBWF der Vorschlag, im
Rahmen kinftiger Art. 15a B-VG Vereinbarungen die Erhéhung des Anteils von
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Kindergartenpadagogen als Zielzustand zu definieren, weil dies kein Ziel einer Bund—
Lander—Vereinbarung zum spezifischen Bereich frihe sprachliche Férderung
darstelle.

(2) Das Land Niederosterreich teilte in seiner Stellungnahme mit, dass es bei
Verhandlungen zu kinftigen Art. 15a B-VG Vereinbarungen in diesem Bereich der
Empfehlung nachkommen werde.

(3) Laut Stellungnahme des Landes Oberdstereich sei fiir eine mogliche fridthe sprach-
liche Forderung mit dem AnknUpfen am Sprachstand ein geschlechtsneutraler Zugang
zu dieser Leistung verbunden. Das Geschlecht der Kinder werde statistisch erfasst,
wobei zusatzliche Vorgaben und Analysen nur bei einer bundesweit einheitlichen
Vorgehensweise und einer gemeinsamen Zielsetzung von Bund und Landern sinnvoll
seien. Wirden im Zusammenhang mit einer neuen Art. 15a B-VG Vereinbarung
daher genderspezifische Zielsetzungen und Analysen angestrebt, trage das Land
Oberdsterreich diese natirlich mit. Darlber hinaus bemuhe sich die Bildungsdirek-
tion fur Oberdsterreich bereits verstarkt, auch mannliches Personal anzusprechen.
Der Einsatz von Zivildienern in Kindergarten laufe seit Jahren erfolgreich.

Der RH wies das BMBWF erneut darauf hin, dass aufgrund der Datenlage keine
Osterreichweiten Analysen zu den genderspezifischen Auswirkungen der friihen
sprachlichen Forderung vorlagen. In diesem Zusammenhang hob der RH zum einen
Art. 9 der Vereinbarung Elementarpadagogik hervor, wonach Kinder mit mangeln-
den Deutschkenntnissen so zu fordern sind, dass sie mit Eintritt in die Schule die
sprachlichen Kompetenzen in der Bildungssprache Deutsch moglichst beherrschen.
Zum anderen ergaben Analysen (TZ 26), dass Buben eher einen Sprachférderbedarf
aufwiesen als Madchen.

Zum Vorbringen des BMBWF, wonach das Ziel der Erhéhung des Anteils der Kinder-
gartenpadagogen nicht nachvollziehbar sei, erwiderte der RH, dass dieses Ziel zum
einen der im B-VG verankerten wirkungsorientierten Haushaltsfihrung unter
Berlcksichtigung des Ziels der tatsdchlichen Gleichstellung von Frauen und Mannern
Rechnung tragt. Zum anderen kdnnte der Einsatz von Kindergartenpddagogen
neben des wissenschaftlich festgestellten positiven Einflusses auf das Verhalten von
Buben auch positive Effekte auf deren sprachliche Forderung haben.

Insofern verblieb der RH bei seiner Empfehlung, bei zukinftigen Art. 15a B-VG Verein-
barungen moégliche genderspezifische Auswirkungen der friihen sprachlichen Forde-
rung zu analysieren und bei der Definition von Zielen, Zielzustdanden und MalRnahmen
entsprechend zu bericksichtigen.
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Padagogische Grundlagen und Instrumente
Konzeptvorgaben und Rahmenbedingungen

Auf Basis der Vereinbarungen friihe sprachliche Férderung bzw. Elementarpadago-
gik hatten die Lander dem Bund zunachst fir den Zeitraum 2015/16 bis 2017/18
jahrlich und schlieRlich fir den Vereinbarungszeitraum 2018/19 bis 2021/22 einma-
lig— abgesehen von allfilligen Anderungen wahrend der Laufzeit — den deskriptiven
Teil des Landerkonzepts vorzulegen. Dieser deskriptive Teil des Konzepts sollte u.a.
eine konkrete inhaltliche Festlegung der Umsetzung der frihen sprachlichen Forde-
rung enthalten — ein padagogisches Konzept — und MalRnahmen zur Erreichung der
vorgegebenen Ziele darlegen. Neben der alltagsintegrierten Férderung der deut-
schen Sprache in den Kindergarten sollten die Lander weitere messbare Sprachfor-
dermalBnahmen setzen. Konkrete Vorgaben des Bundes, wie diese auszusehen
hatten, gab es nicht.

Aus der folgenden Abbildung geht hervor, wie sich die Konzepte zur Sprachférde-

rung gemald der Vereinbarung Elementarpadagogik in den Landern Nieder6sterreich
und Oberdsterreich in drei messbaren Punkten unterschieden:
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H Frihe sprachliche Férderung in Kindergarten

Abbildung 3: Landerkonzepte Niederdsterreich und Oberdsterreich

Niederosterreich Oberosterreich

(S EIEREE S Einzelforderung Einzelforderung

Sprachférderung EEEA 17%
integrativ integrativ
Klein- Klein-
gruppe <3 gruppe <3
15% 34%
Gruppe >3 Gruppe >3
20%
1 bis 3,5 Stunden 1 bis 3,5 Stunden 3,5 bis 6 Stunden
Sprachforderung pro Woche pro Woche pro Woche
15% 3% 49
>8,5 Stunden >8,5 Stunden 6 bis 8,5 Stunden
pro Woche pro Woche pro Woche
15% 83% 10%
6 bis 8,5 Stunden 3,5 bis 6 Stunden
pro Woche pro Woche

35%

Haufigkeit der 1 Tag pro Woche 1 Tag pro Woche
Sprachforderung [EA 3%

taglich 2 Tage pro Woche taglich
50% 9% 44 %

2 Tage pro Woche
10%

3 bis 4 Tage
pro Woche

40 %

3 bis 4 Tage
pro Woche

44 %

Quelle: OIF; Darstellung: RH
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Sowohl in der Konstellation als auch im Ausmaf der Sprachférderung zeigten sich
Unterschiede. Wahrend in Niederosterreich eine Tendenz hin zu konzeptuell inte-
grativen Fordermodellen (Deutschférderangebote werden in den Alltag und in die
Lebenswelt der Kinder integriert—,lebensweltlicher Deutschspracherwerb®)
erkennbar war, setzte Oberdsterreich vermehrt auf individuelle, systematische
Deutschforderung in der Kleingruppe.

Der RH sah in der Fokussierung auf ein langerfristiges Konzept gegeniber jahrlich
vorzulegenden Landerkonzepten zur frihen sprachlichen Férderung eine Verbesse-
rung durch die Vereinbarung Elementarpadagogik. Grundsatzlich sind Strategien
zum Erlernen einer Sprache eher langfristig anzulegen, ein mehrjahriges Konzept zur
Sprachforderung ist somit sinnvoll. Weiters reduzierte sich dadurch auch der Verwal-
tungsaufwand auf allen Seiten.

Der RH hielt fest, dass sich die Konzepte zur Umsetzung der friihen sprachlichen
Forderung in den Landern Niederdsterreich und Oberdsterreich hinsichtlich padago-
gischer Ausrichtung (TZ 2), Konstellation und Ausmal der Sprachférderung klar
unterschieden, lediglich die Haufigkeit der Sprachférderung gestaltete sich ahnlich.
Eine einheitliche Vorgabe bzw. Empfehlung durch den Bund zur Ausgestaltung bzw.
Umsetzung dieser drei Aspekte gab es nicht.

Der RH war sich der unterschiedlichen Traditionen der Lander zur Herangehens-
weise in der frihen sprachlichen Férderung bewusst, allerdings betrachtete er es als
Versaumnis der an den Art. 15a B-VG Verhandlungen beteiligten Partner, die
Malnahmen der Lander zur frihen Sprachférderung nicht durch systematische
Vorgaben auf ein bundesweit einheitliches Konzept hingefihrt zu haben.

Der RH empfahl dem BMBWEF, unter Einbeziehung der Lander und weiterer im
sprachwissenschaftlichen Bereich tatiger Expertinnen und Experten Uberlegungen
zur Weiterentwicklung der friihen sprachlichen Férderung in Osterreich anzustellen
und die Diskussion dahingehend anzustolRen, sich auf bundesweit einheitliche Krite-
rien in der frihen sprachlichen Férderung zu verstandigen.

Das BMBWF wies in seiner Stellungnahme darauf hin, dass aufgrund der Gber die
Jahrzehnte gewachsenen Historie im Bereich der frihen sprachlichen Férderung
und damit im Zusammenhang mit den differierenden Konzepten sowie Umsetzungs-
moglichkeiten der Lander eine Vereinheitlichung im Rahmen der Vereinbarung
Elementarpadagogik — nicht zuletzt aufgrund der knappen zeitlichen Dimension —
nicht moglich gewesen sei. Prinzipiell gebe es aber mit der verpflichtenden Anwen-
dung des padagogischen Grundlagendokuments ,Sprachliche Férderung am
Ubergang vom Kindergarten in die Grundschule®, der einheitlichen Anwendung des
BESK kompakt (BESK = Beobachtungsbogen zur Erfassung der Sprachkompetenz)
sowie dem Vorantreiben der Qualifikation des sonstigen Personals im Bereich der

www.parlament.gv.at

49 von 144



50 von 144

48

111

11.2

111-322 der Beilagen XXVII. GP - Bericht - Hauptdokument

frihen sprachlichen Forderung bereits bundesweit einheitliche Kriterien zur friihen
sprachlichen Férderung. Zuklnftig solle von Bundesseite auch eine ,Sprachkonfe-
renz“ mit den Landern initiiert werden. Darin sollten Themen zur frithen sprachli-
chen Férderung mit allen in diesem Bereich tatigen Vertreterinnen und Vertretern
der Lander thematisiert werden und werde auch das Streben nach bundesweit
einheitlichen Kriterien aufgegriffen.

Umsetzung in Niederdsterreich
Interkulturelle Padagogik

Niederosterreich setzte in der frihen sprachlichen Forderung seit Beginn der
1990er Jahre auf das Konzept der Interkulturellen Padagogik, das auf Diversitat und
Sprachenvielfalt aufbaute. Hinsichtlich Sprachférderung stand die lebensweltliche
Mehrsprachigkeit — jedes Kind ist im Alltag von mehreren Sprachen umgeben und
beeinflusst —im Fokus.

Die frihe sprachliche Férderung fand alltagsintegriert in der Regelgruppe statt und
richtete sich sowohl an Kinder mit deutscher als auch mit anderer Muttersprache.
Eine Betreuung von Kindern mit Deutsch als Zweitsprache in eigenen Sprachforder-
gruppen war nicht vorgesehen; als zusatzliches Sprachforderpersonal fungierten
Interkulturelle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie Sonderkindergartenpadago-
ginnen und —pddagogen. Die Abteilung Kindergérten bewertete bei beiden Verein-
barungen den Anteil der Foérderung der deutschen Sprache im Aufgabenportfolio
der Interkulturellen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit 100 %, der Sonderkinder-
gartenpddagoginnen und —padagogen mit 30 %; eine schriftliche Grundlage fir
diese Einschatzung bzw. ein Hinweis darauf in der Aufgabenbeschreibung der
Sonderkindergartenpadagoginnen und —padagogen fehlte.

Der Integrationsfonds kritisierte am niederdsterreichischen Konzept, dass die expli-
zite Forderung der deutschen Sprache — durch Interkulturelle Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter — nicht immer erkennbar war, oft nur begleitend und nicht speziell fir
die Zielgruppe erfolgte. Kritik am mangelnden linguistischen Wissen des padagogi-
schen Personals und an fehlenden Methoden, dieses Wissen in padagogischen
Kontexten fur Kinder einsetzen zu kbnnen, lbte bereits im Jahr 2016 eine von der
Abteilung Kindergéarten beauftragte Sprachexpertin.

Der RH anerkannte die vom Land Niederdsterreich gesetzten Manahmen im
Umgang mit Interkulturalitdat und Mehrsprachigkeit. Er wies allerdings darauf hin,
dass der Fokus dabei nicht unbedingt auf der friihen sprachlichen Férderung bzw.
der Vermittlung der deutschen Sprache lag.
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Unbestritten waren Interkulturelle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sehr wichtig
flr die Integrationsarbeit und auch Sonderkindergartenpadagoginnen und —padago-
gen unabdinglich fur die Entwicklungsforderung der Kinder. Allerdings griff der RH
die Kritik des Integrationsfonds auf, dass Sprachférderung oft nur begleitend, impli-
zit und nicht zielgruppenfokussiert erfolgte. Der RH sah bei der Férderung der deut-
schen Sprache noch Entwicklungspotenzial, zumal laut Angabe der Abteilung
Kindergarten die Interkulturellen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu 100 % dafir
relevant waren.

Der RH empfahl deshalb dem Land Niederdsterreich, beim Einsatz der Interkulturel-
len Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf ein zielgerichtetes Verhaltnis zwischen
Forderung der Erstsprache der Kinder und der Zweitsprache Deutsch zu achten und
den Fokus jedenfalls starker auf die Deutschférderung zu richten. Die Aufgaben der
Sonderkindergartenpadagoginnen und —pddagogen in Bezug auf die frihe Deutsch-
forderung waren ebenfalls zu definieren.

Das Land Niederosterreich wies in seiner Stellungnahme darauf hin, dass sowohl im
Lehrgang flr Interkulturelle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter als auch in den laufen-
den Arbeits— und Evaluationsgesprachen auf ein zielgerichtetes Verhéltnis zwischen
der Forderung der Erstsprache der Kinder und der Zweitsprache Deutsch geachtet
werde. Es werde angestrebt, dass alle Interkulturellen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter die Seminarreihe des ,Heidelberger Interaktionstrainings” absolvieren, die
sprachwissenschaftliche Grundlagen des Spracherwerbs und Sprachférderstrategien
zum Erwerb der deutschen Sprache vermittle. Auch im geplanten Lehrgang , Frihe
sprachliche Forderung” kénnten Interkulturelle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
ihre Kompetenzen zur Unterstitzung von Kindern im Deutschspracherwerb erwei-
tern. Weiters seien im Herbst 2019 in landesweiten Veranstaltungen die Aufgaben
der Sonderkindergartenpadagoginnen und —pddagogen in Bezug auf die frihe
Deutschférderung kommuniziert und als verbindliche Richtlinien in schriftlicher
Form weitergegeben worden.

Interkulturelle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

(1) Eine Schlusselrolle in der Umsetzung des Konzepts der Interkulturellen Pddagogik
spielten Interkulturelle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die laut NO Kindergarten-
gesetz 2006 mehrsprachig aufwachsende Kinder in Zusammenarbeit mit dem
sonstigen Kindergartenpersonal in der Anwendung der deutschen Sprache und in
der sozialen Integration fordern und unterstlitzen sollten. In der Beschreibung der
Aufgaben und Verantwortungsbereiche der Interkulturellen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter spielte die dezidierte Férderung der deutschen Sprache allerdings eine
untergeordnete Rolle.

LGBI. 50600 i.d.F. LGBI. 44/2019
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(2) Interkulturelle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter waren entweder stationar in
einem oder zwei NO Landeskindergérten tatig, die jeweils einen Anteil von mehr als
50 % an Kindern mit Deutsch als Zweitsprache aufwiesen, oder sie betreuten ambu-
lant mehrere Standorte. Weiters konnten Interkulturelle Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter von NO Landeskindergirten in ganz Niederdsterreich auch fiir einmalige
Besuche angefordert werden (z.B. zum Dolmetschen fir ein Elterngesprach).

Die Zuteilungsliste der Interkulturellen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter flr das
Kindergartenjahr 2019/20 zeigte, dass die Mehrheit zwischen drei und neun
NO Landeskindergéarten betreute, einzelne Interkulturelle Mitarbeiterinnen bzw.
Mitarbeiter aber auch bis zu 27 Standorte im Monat besuchten. Im Gegensatz zu
den Sonderkindergartenpadagoginnen und —padagogen, die den NO Landeskinder-
garten flichendeckend zugeteilt wurden (jeder NO Landeskindergarten wurde von
einer Sonderkindergartenpddagogin bzw. einem Sonderkindergartenpadagogen
betreut), mussten Interkulturelle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Anfang jeden
Jahres eigeninitiativ angefordert werden, dementsprechend erfolgte die Zuteilung.
Eine unterjahrige Bedarfsdeckung mit Interkulturellen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern war deshalb schwierig.

(3) Die Qualifizierung der Interkulturellen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erfolgte
durch einen berufsbegleitenden Lehrgang mit rd. 1.500 Unterrichtseinheiten.
Voraussetzung fur die Teilnahme an der Ausbildung war eine andere Erstsprache als
Deutsch, wodurch die Sprachenvielfalt in der Qualifizierung gesichert werden sollte.
Im Jahr 2018 deckten die im Einsatz stehenden Interkulturellen Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter 38 Sprachen ab.

Aufgrund der Kritik des Integrationsfonds hinsichtlich eines zu geringen Fokus im
Lehrgang auf die konkrete Forderung von Deutsch und fehlender inhaltlicher
Schwerpunkte im Bereich der linguistischen Grundkompetenzen und der Sprach-
standsfeststellung vereinbarte das Land Niederdsterreich mit dem BMBWF eine
Nachschulung seines Sprachférderpersonals. Die Nachqualifizierung sollte laut
Auskunft der Abteilung Kindergérten ab Herbst 2020 fur Interkulturelle Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter sowie Sonderkindergartenpdadagoginnen und —padagogen
angeboten werden und dem — von den Padagogischen Hochschulen angebotenen —
Lehrgang ,Frihe sprachliche Férderung” (TZ 37) entsprechen.

(4) Als Unterstitzung fur Kindergarten und Schulen startete das BMBWF im
Jahr 2019 ein Videodolmetsch—Pilotprojekt, um die Kommunikation zwischen pada-
gogischem Personal und den Eltern bzw. Erziehungsberechtigten, die nicht Deutsch
als Erstsprache hatten, zu verbessern bzw. zu ermdglichen. Das BMBWF beauftragte
ein bereits im Gesundheits—, Sozial—- und Justizbereich mit seinem Videodolmetsch—
Angebot titiges Unternehmen. Das Pilotprojekt lief bis Mitte Februar 2020 an vier
Standorten, davon auch in zwei NO Landeskindergérten. Im Rahmen der Gebarungs-
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Uberprifung besuchte der RH einen Kindergarten, der das Videodolmetschen
erprobte — die Rlickmeldung des Personals zum Projekt war sehr positiv.

Die Interkulturellen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter spielten aufgrund ihrer eige-
nen Mehrsprachigkeit — positiv fiel das breite Spektrum von 38 durch Interkulturelle
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter betreuten Sprachen auf — und ihres interkulturel-
len Hintergrunds in der Spracharbeit mit den Kindern und v.a. auch in der Eltern-
arbeit eine SchlUsselrolle. Sie erfillten eine Brickenfunktion zwischen dem Kinder-
garten und den Eltern der Kinder mit Migrationshintergrund. Der RH sah jedoch in
Hinblick auf die vom Integrationsfonds und von der Sprachexpertin benannten
Mangel der Interkulturellen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dringenden Adapti-
onsbedarf in der Konzeption des Lehrgangs.

Der RH empfahl dem Land Niederosterreich, die Nachqualifizierung im Bereich der
linguistischen Grundkompetenz fur Interkulturelle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
sowie Sonderkindergartenpadagoginnen und —pddagogen in Absprache mit dem
BMBWEF zu fixieren und ehestmoglich damit zu starten. Weiters ware der Ausbil-
dungslehrgang fur Interkulturelle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dahingehend zu
adaptieren, dass die zentralen linguistischen Bereiche abgedeckt sind.

Der RH betrachtete die Pilotierung des Videodolmetsch—Projekts als positive Initia-
tive, um Kindergarten in der Elternarbeit zu unterstlitzen und somit wichtige
Ressourcen fir die eigentliche Sprachférderung der Kinder freizuhalten.

Der RH empfahl dem BMBWEF, unter Vorbehalt eines positiven Resiimees der Pilot-
phase auf die Lander hinzuwirken, das Videodolmetsch—Projekt weiterzuverfolgen
und allen Kindergarten dieses Unterstlitzungsangebot zu ermaoglichen.

Der RH hielt zudem fest, dass einige Interkulturelle Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbei-
ter monatlich bis zu 27 Kindergarten zugeteilt waren. Unter Berlcksichtigung von
etwaiger Fahrt—und Vorbereitungszeit stellte sich die Frage der Sinnhaftigkeit einer
derart groRen zu betreuenden Anzahl an Standorten, zumal die tatsadchliche Arbeit
vor Ort so nur begrenzt moglich war. Der RH sah eine Moglichkeit zur Verringerung
der zu betreuenden Standorte darin, das Videodolmetsch—Projekt — unter Voraus-
setzung einer positiven Pilotierung — anstelle einmaliger Dolmetschbesuche von
Interkulturellen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern einzusetzen.

Der RH empfahl dem Land Niederdsterreich, vorbehaltlich einer Einfihrung des
Videodolmetsch—Projekts eine Verringerung der einmaligen Besuche von Interkultu-
rellen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in Kindergarten zu Dolmetschzwecken
anzustreben.
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(1) Das BMBWF wies in seiner Stellungnahme darauf hin, dass im Zuge eines durch den
Europdischen Sozialfonds geforderten Projekts (REACT—-EU™) eine bundesweite Fort-
fihrung des bereits erfolgreich erprobten Videodolmetschens an — in Rlicksprache mit
den Bildungsdirektionen ausgewahlten — Kindergarten durchgefihrt werde.

(2) Laut Stellungnahme des Landes Niederosterreich habe die bereits geplante
Nachqualifizierung aufgrund der COVID-19—-Pandemie noch nicht erfolgen kbnnen
und werde sobald als moglich gestartet. Ein Lehrgangscurriculum zur Nachqualifizie-
rung sei bereits nach den Vorgaben des BMBWF erstellt worden. Es werde eine
Kooperation mit der Pdadagogischen Hochschule Niederostereich und der Kirch-
lichen Padagogischen Hochschule Wien/Krems angestrebt. Aktuell gebe es keinen
laufenden Ausbildungslehrgang fir Interkulturelle Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter; vor Beginn eines neuen Lehrgangs werde dieser um die vom Bund geforderten
Bereiche der Sprachférderung erweitert.

Interkulturelle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wiirden nur im unbedingt erforder-
lichen Ausmal fir Dolmetschzwecke eingesetzt. Um alternative Lésungen fir
Dolmetschzwecke sei das Land Niederosterreich bemiht. Aktuell wirden Interkultu-
relle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter digitale Kommunikationswege fir Gesprache
zu Dolmetschzwecken nutzen.

Schwerpunkthauser und —regionen

In den beiden Art. 15a B-VG Vereinbarungen forcierte das Land Niederosterreich
zusatzliche Sprachforderprojekte. So konnten Kindergadrten bzw. ein Zusammen-
schluss von Kindergarten in einer Region oder Gemeinde mit einer hohen Anzahl an
Kindern mit erhéhtem Sprachférderbedarf bei der Abteilung Kindergarten um ein
Sprachforderprojekt ansuchen. Veroffentlichte Vorgaben dazu bzw. ein konkretes
Anforderungsprofil fir eine Bewerbung um ein Sprachférderprojekt gab es nicht.

Die Projektbewerber, sogenannte Schwerpunkthduser oder —regionen, konnten im
Rahmen des Projekts nach Bedarf folgende Schwerpunkte setzen:

verstdrkte Elternarbeit,

Eltern—Kind Bibliotheken,

Eltern—Kind Gruppen: Ubergang vom Elternhaus in den Kindergarten,
Aktivitdten am Ubergang vom Kindergarten in die Schule,
Schwerpunkt , Interkulturelle Padagogik/Soziale Brennpunkte”.

Die MalBnahmen im Rahmen der Schwerpunktsetzung erarbeitete das jeweilige
Kindergartenteam in Zusammenarbeit mit der Abteilung Kindergarten, die jedes
Schwerpunkthaus tber die Projektdauer begleitete. Jedes Schwerpunkthaus musste

Recovery Assistance for Cohesion and the Territories of Europe (Aufbauhilfe fir den Zusammenhalt und die
Gebiete Europas)
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Berichte zu den einzelnen Malnahmen, Planungsschritten und deren Zielerreichung
vorlegen.

Die Pilotierung des ersten Schwerpunktprojekts zur Sprachférderung lief von 2011
bis 2014 in zwei Gemeinden und wurde von externen Fachexpertinnen begleitet
und evaluiert. Mit Janner 2020 gab es in Niederosterreich 54 Schwerpunkthauser
und vier Schwerpunktregionen; in Planung waren neben Schwechat weitere zwei
Schwerpunktregionen. Laut Statistik zu den NO Landeskindergirten (Stand 2018/19)
hatten 75 Standorte besondere Herausforderungen. AulBerdem gab es Schwer-
punkthduser, die nicht in der Statistik unter den Standorten mit besonderen Heraus-
forderungen aufschienen.

Der RH erachtete die zusatzlichen Sprachférderprojekte im Rahmen von Schwer-
punkthdusern und —regionen als zweckmaRig. Durch abgestimmte Malnahmen
erhielten NO Landeskindergédrten und Regionen mit besonderen Herausforderun-
gen zusatzliche Unterstlitzung, v.a. auch in der Elternarbeit.

Allerdings konnte der RH die Auswahl von Schwerpunkthausern und —regionen nicht
ganz nachvollziehen bzw. fehlten veroffentlichte, definierte Auswahlkriterien. Es war
unklar, ob die Bekanntheit der MaRnahme weit genug reichte, dass alle NO Landes-
kindergarten mit besonderen Herausforderungen die Moglichkeit, zum Schwer-
punkthaus zu werden, kannten.

Der RH empfahl dem Land Niederosterreich, eine klare Definition flr Schwerpunkt-
hauser und —regionen zu erstellen und gegebenenfalls Auswahlkriterien —unter
transparenter Darstellung vorhandener Ressourcen und dadurch begrenzter
Moglichkeiten — festzulegen.

Laut Stellungnahme des Landes Niederdsterreich sei eine entsprechende Beschrei-
bung der Schwerpunkthduser und —regionen in Bearbeitung.

Umsetzung in Oberosterreich

(1) Oberosterreich setzte seit dem Kindergartenjahr 2015/16 — also seit der Verein-
barung frihe sprachliche Férderung — das Konzept der durchgéngigen Sprachférde-
rung um. Dieses Konzept stand auf zwei Saulen; es basierte einerseits auf
gruppen—und alltagsintegrierter Sprachférderung durch das regulare padagogische
Personal des Kindergartens (Sprachbildung) und andererseits auf individueller, syste-
matischer Forderung der deutschen Sprache in Kleingruppen von drei bis finf
Kindern durch Sprachforderkrafte (Spezifische Sprachférderung).
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Die Grundlagen zur Umsetzung des Konzepts der durchgiangigen Sprachférderung
teilte die Abteilung Elementarpadagogik per Rundschreiben an alle Kindergarten im
Sommer 2015 mit; ab diesem Zeitpunkt war fr zuséatzlich eingestellte Sprachférder-
krafte die Absolvierung der facheinschlagigen Fortbildung ,Frihe sprachliche Forde-
rung in oberodsterreichischen Kindergarten” verpflichtend vorgeschrieben. Diese
Verpflichtung galt nicht fir sogenannte interne Sprachférderkrafte, die bereits als
Kindergartenpadagogin bzw. —padagoge in der Einrichtung tatig waren und eine
Doppelfunktion austbten.

Informationsveranstaltungen fiir das Personal der Kindergarten zur Umsetzung der
friihen sprachlichen Forderung gab es ab dem Kindergartenjahr 2015/16 im Rahmen
der Leiterdienstbesprechungen; in Hotspot—Regionen fanden ab diesem Zeitpunkt
auch themengezielte Sprachen—Jours—fixes statt.

(2) Die zusatzliche, spezifische Sprachforderung fand in Oberésterreich in sogenann-
ten Hotspot—Kindergarten statt (TZ 6). Die Planung und Durchfihrung sowie die
Dokumentation der zusatzlichen Sprachférderung in den Hotspot—Kindergarten
erfolgten in Kooperation der gruppenfiihrenden padagogischen Fachkraft mit der
Sprachforderkraft.

(3) Von Landesseite gab es keine zusatzlichen Projekte zur bzw. im Zusammenhang
mit der frihen Sprachforderung. Laut Auskunft der Abteilung Elementarpadagogik
fUhrten aber viele Kindergédrten und Trager aus eigenem Antrieb diverse Projekte
(Vorleseschwerpunkte, Lesepatenschaften, Integrations—Workshops, Kinderbiblio-
theken etc.) durch. Die Themen der Interkulturalitdt und Elternarbeit — v.a. in Bezug
auf Eltern mit nichtdeutscher Muttersprache — waren in Oberdsterreich nicht
landesweit systematisiert, sondern fanden in Einzelprojekten Beachtung. In diesem
Zusammenhang unterstrich eine OECD-Studie (Providing Early Childhood Education
and Care) aus 2018 u.a. die Wichtigkeit der Elternarbeit. Der Einsatz von interkultu-
rellem Personal in oberdsterreichischen Kindergadrten war seitens des Landes nicht
vorgesehen, fand aber vereinzelt statt, z.B. in den Stadten Linz oder Wels.

(1) Der RH hielt fest, dass in Oberosterreich mit dem Konzept der durchgéngigen
Sprachférderung ab dem Kindergartenjahr 2015/16 explizite Deutschforderung in
den Kindergarten stattfand. Die Entwicklung des Konzepts war sprachwissenschaft-
lich fundiert und seine Ausrollung schlissig und gut nachvollziehbar.

Einen Kritikpunkt sah der RH jedoch darin, dass lediglich neu eingestellte, externe
Sprachforderkréfte eine Verpflichtung zur Teilnahme an der Schulung ,,Friihe sprach-
liche Forderung in oberdsterreichischen Kindergarten” hatten. Nach Ansicht des RH
war nicht davon auszugehen, dass interne Sprachférderkrafte von sich aus ohne
weitere Schulung die spezifische Sprachférderung laut Konzept umsetzen konnten.
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Der RH empfahl der Bildungsdirektion fiir Oberdsterreich, auch fir interne Sprachfor-
derkréafte eine verpflichtende Teilnahme an der facheinschlagigen Fortbildung , Friihe
sprachliche Férderung in oberdsterreichischen Kindergarten” vorzuschreiben.

(2) Der RH erachtete die Hotspot—Kriterien fir die Zuteilung zusatzlicher Sprachfor-
derkrafte in Oberosterreich als zweckmaRig.

(3) In Oberosterreich liefen auf Landesebene keine zuséatzlichen Projekte im Zusam-
menhang mit der friihen sprachlichen Forderung. Die Bildungsdirektion fir Ober-
Osterreich hatte keinen Gesamtlberblick dariber, welche Mallnahmen rund um
Elternarbeit, Interkulturalitdt und Mehrsprachigkeit die Gemeinden oder private
Trager bzw. Kindergéarten in Oberosterreich zusatzlich zur spezifischen Sprachforde-
rung setzten. Der RH sah darin nicht genutztes Potenzial in Hinblick auf Sammlung
von Best—Practice—Beispielen und die Weiterentwicklung der pddagogischen Qualitat
der oberdsterreichischen Kindergarten.

Der RH empfahl der Bildungsdirektion fir Oberdsterreich, bei den Tragern und
Kindergdrten eine , Bestandserhebung” laufender Projekte zum erweiterten Thema
der frihen sprachlichen Forderung (einschlieRlich Projekten zur Elternarbeit, Mehr-
sprachigkeit, Interkulturalitdt etc.) durchzufiihren, um einen Uberblick zu gewinnen.
Weiters empfahl er der Bildungsdirektion flir Oberdsterreich, in Abstimmung mit
den Tragern die Einbeziehung der Eltern im Rahmen der Sprachférderung zu
forcieren.

Laut Stellungnahme des Landes Oberdsterreich werde die Empfehlung, alle Sprach-
forderkrafte zum Besuch der facheinschlagigen Fortbildung ,Frihe sprachliche
Forderung in oberdsterreichischen Kindergarten” zu verpflichten, ab dem Kinder-
gartenjahr 2021/22 umgesetzt.

Padagogische Grundlagendokumente

(1) Das BMBWF beauftragte im Jahr 2007 das Charlotte Bihler Institut fir praxis-
orientierte Kleinkindforschung?® (in der Folge: Charlotte Biihler Institut) mit der
Erstellung eines nationalen Bildungsplan—Anteils, der die sprachliche Férderung von
3— bis 6-Jahrigen betraf. In weiterer Folge entwickelten die neun Lander, das BMBWF
und das Charlotte Bihler Institut gemeinsam den bundesléanderibergreifenden
BildungsRahmenPlan fiir elementare Bildungseinrichtungen in Osterreich (in der
Folge: Bildungsrahmenplan).

Das seit 1992 bestehende Institut — als wissenschaftliches Forum (Verein) mit Unterstltzung des damaligen
Bundesministeriums fur Wissenschaft und Forschung gegriindet — verflgte Uber Expertise in der dsterreichi-
schen Kleinkindpadagogik.
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In der folgenden Tabelle findet sich eine Kurzbeschreibung der padagogischen
Grundlagendokumente des Bundes seit dem Jahr 2008:

Tabelle 7: Padagogische Grundlagendokumente des Bundes

Dokument Jahr

B!Idungsp!an.—Antell zur sprachlichen Forderung in elementaren 2008 bis 2016
Bildungseinrichtungen

bundeslanderibergreifender Bildungsrahmenplan fir elementare

Bildungseinrichtungen 2009
Modul fur das letzte Jahr in elementaren Bildungseinrichtungen 2010
Kinder im Jahr vor dem Schuleintritt. Leitfaden fiir die hdusliche Betreuung

o 2010
sowie die Betreuung durch Tageseltern
Sprachliche Férderung am Ubergang vom Kindergarten in die Grundschule 2016
Werte leben, Werte bilden. Wertebildung im Kindergarten 2018

1 abgeldst durch den Leitfaden ,Sprachliche Férderung am Ubergang vom Kindergarten in die Grundschule” (2016)
Quellen: BMBWEF; Charlotte Buhler Institut

Im Mai 2019 beauftragte das BMBWF das Charlotte Bihler Institut zudem mit der
Ausarbeitung eines , Leitfadens zur Medienbildung in elementaren Bildungseinrich-
tungen”. Der Leitfaden lag zur Zeit der Gebarungsiberprifung noch nicht vor.

Die Vereinbarung friihe sprachliche Forderung sah den Einsatz des Bildungsrahmen-
plans und des Bildungsplan—Anteils vor. Gemal der Vereinbarung Elementarpadago-
gik waren die padagogischen Grundlagendokumente von allen ,geeigneten
elementarpadagogischen Bildungseinrichtungen®, die den jeweiligen landesgesetz-
lichen Bestimmungen entsprachen, sowie den Praxiskindergarten der Bildungsan-
stalten fir Elementarpadagogik (BAfEP)? verpflichtend anzuwenden. Der Integrations-
fonds kontrollierte bei seinen Hospitationen (TZ 17), ob die padagogischen Grund-
lagendokumente in den Kindergarten auflagen bzw. zur Anwendung kamen.

Das BMBWF beauftragte im Oktober 2019 das Charlotte Bihler Institut mit der
Ausarbeitung eines Multiplikatorenkonzepts?? fir die Schulung pédagogischer
Grundlagendokumente in den Landern.

BAfEP sind berufsbildende héhere Schulen, die umfassende Allgemeinbildung sowie Berufsgesinnung, Fach-
wissen und Kompetenzen vermitteln, die fir die Erfullung der Erziehungs— und Bildungsaufgabe in elemen-
tarpadagogischen Bildungseinrichtungen — z.B. Kindergarten — fir Kinder vom ersten Lebensjahr bis zum
Schuleintritt erforderlich sind.

Absolventinnen und Absolventen einer Multiplikatorenschulung sollten dazu befahigt sein, andere Personen
in die fachgerechte Anwendung z.B. von padagogischen Grundlagendokumenten einzuschulen.
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Das Regierungsprogramm 2020-2024 bekannte sich zur Starkung der elementaren
Bildung u.a. durch die Erarbeitung eines neuen, einheitlichen und verbindlichen
Bildungs— und Betreuungsrahmenplans fir alle elementaren Bildungsein-
richtungen.

(2) In Niederosterreich erstellte die Abteilung Kindergarten neben einem eigenen
bundeslandspezifischen Bildungsplan (2010) weitere Handreichungen und Informa-
tionsbroschiren zur frihen sprachlichen Férderung und anderen elementarpadago-
gischen Inhalten. Die bereits vom Bund durch entsprechende Grundlagendokumente
aufgearbeiteten Themenbereiche letztes Kindergartenjahr und Ubergang vom
Kindergarten in die Schule fanden sich auch unter den niederdsterreichspezifischen
— teilweise zeitgleich mit den Bundesdokumenten veroffentlichten — Broschiren
wieder. Laut Auskunft der Abteilung Kindergarten sowie des BMBWF gab es keine
Koordinierung bei der Erstellung pddagogischer Handreichungen.

Fir die Kindergartenpadagoginnen und —pddagogen der NO Landeskindergérten
waren sowohl die pddagogischen Grundlagendokumente des Bundes als auch die
landesspezifischen Broschiren, Unterlagen und sonstige Informationen auf einer
eigenen Serviceseite abrufbar.

(3) In Oberosterreich standen im internen Bereich der Website der Bildungsdirek-
tion flr Oberdsterreich Informationen und Unterlagen bereit. Unter den landesspe-
zifischen Dokumenten fand sich auch ein Wertekompass fur Kindergérten, Horte
und Schulen aus dem Jahr 2016; der zu den padagogischen Grundlagendokumenten
des Bundes zdhlende Leitfaden aus dem Jahr 2018 ,Werte leben, Werte bilden.
Wertebildung im Kindergarten” (in der Folge: Werteleitfaden) schien zur Zeit der
Gebarungslberprifung auf der Website nicht auf. Im Rundschreiben der Abteilung
Elementarpddagogik von April 2019, das u.a. die verpflichtende Anwendung der
padagogischen Grundlagendokumente des Bundes im Rahmen der Vereinbarung
Elementarpadagogik kundmachte, war der Werteleitfaden allerdings angefihrt.

Der RH anerkannte die Initiative aus dem Jahr 2008 zur Schaffung eines dsterreich-
weiten Bildungsrahmenplans, was auch den Forderungen der OECD aus dem
Jahr 2006 zur Schaffung nationaler padagogischer Rahmenbedingungen fir alle
Bereiche der frihkindlichen Bildung entsprach. Der RH wies aber auch darauf hin,
dass der Bildungsrahmenplan seit seiner Einfihrung nicht mehr adaptiert wurde.

Der RH empfahl dem BMBWF deshalb, in Anbetracht neuer Bildungsanforderungen
zur Starkung der elementaren Bildung gemeinsam mit den Landern mit der Weiter-
entwicklung des verbindlichen Bildungsrahmenplans —entsprechend dem Regie-
rungsprogramm 2020-2024 — ehestmoglich zu beginnen.
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Die Vorgabe in der Vereinbarung Elementarpadagogik zur verbindlichen Anwendung
der zur Verflgung gestellten padagogischen Grundlagendokumente erachtete der
RH als zweckmalig. Er unterstrich jedoch auch die Notwendigkeit der Sicherstellung
einer fachgerechten Umsetzung der Inhalte der pddagogischen Grundlagendoku-
mente durch alle Kindergartenpddagoginnen und —padagogen.

Die Lander Niederosterreich und Oberdsterreich verwendeten zusatzlich zu den
padagogischen Grundlagendokumenten des Bundes eigene landesspezifische
Unterlagen, die teilweise gleiche Themengebiete abdeckten. Nach Ansicht des RH
war dies der Wahrung einer einheitlichen Linie in Bezug auf die pdadagogischen
Grundlagen nicht forderlich.

Laut Stellungnahme des BMBWEF sei der bundeslanderibergreifende Bildungsrah-
menplan ein in den elementaren Bildungseinrichtungen etabliertes, rahmenhaftes
Dokument, das zugleich eine gute Grundlage fiir die Weiterentwicklung bzw. Vertie-
fung der darin dargestellten Bildungsbereiche biete. Eine solche Vertiefung wiirden
u.a. der Werteleitfaden oder die Handreichung , Digitale Medienbildung in elemen-
taren Bildungseinrichtungen” bieten, wobei im Frihjahr 2021 mit den Ldndern eine
Resonanzrunde bezlglich der Festlegung der Handreichung als padagogisches
Grundlagendokument stattfinden solle. Von Bundesseite seien dazu auch digitale
Schulungen fir das padagogische Personal vorgesehen. Somit seien bereits Schritte
zur Stérkung der elementaren Bildung gemeinsam mit den Landern im Sinne der
Weiterentwicklung des verbindlichen Bildungsrahmenplans — entsprechend dem
Regierungsprogramm 2020-2024 — gesetzt worden.

Beobachtungsbogen
zur Erfassung der Sprachkompetenz in Deutsch

(1) Mit Einfihrung der frihen sprachlichen Forderung hatten die Lander Sprach-
standsfeststellungen in Kindergédrten durchzufiihren. Der Bund stellte daflir im
Jahr 2008 mit dem Beobachtungsbogen zur Erfassung der Sprachkompetenz (BESK)
ein standardisiertes Instrument zur Verfiigung. Ab dem Kindergartenjahr 2019/20
—auf Grundlage der Vereinbarung Elementarpddagogik — war dieses Instrument
verpflichtend von den Landern zu verwenden, allerdings mit der Einschrankung auf
,geeignete elementare Bildungseinrichtungen® Bis dahin kamen in den Landern
unterschiedliche Sprachstandsfeststellungsinstrumente zum Einsatz, was die lander-
Ubergreifende Vergleichbarkeit der Wirkung der frilhen sprachlichen Férderung
erschwerte.
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Der vom Bundesinstitut fir Bildungsforschung, Innovation & Entwicklung des dster-
reichischen Schulwesens (BIFIE)® gemeinsam mit einer externen Expertin im Bereich
Sprachstandsdiagnostik entwickelte BESK wurde im Jahr 2009 begleitend evaluiert
und auf dieser Basis — auch im Auftrag einzelner Lander — weiterentwickelt:

Abbildung 4: Weiterentwicklung des Beobachtungsbogens zur Erfassung der Sprachkompetenz

BESK4 -5
Beobachtungsbogen zur Erfassung
der Sprachkompetenz 4- bis 5-Jahriger

BESK Daz

Beobachtungsbogen zur Erfassung

der Sprachkompetenz — Deutsch als Zweitsprache
BESK 2.0 BESK kompakt
BESK DaZ 2.0 BESK DaZ kompakt

2012
2009

2008

BESK Oberosterreich
BESK DaZ Oberosterreich

BESK Vorarlberg
BESK DaZ Vorarlberg

Quelle: BIFIE; Darstellung: RH

Fir die Entwicklung der Versionen BESK kompakt und BESK DaZ kompakt (in der
Folge: BESK kompakt) im Jahr 2018 beauftragte das BIFIE fir die Konzeption und
linguistische Fundierung wieder die externe Expertin im Bereich Sprachstandsdia-
gnostik. Die externe Expertin stellte fir den Zeitraum von Juli 2018 bis Novem-
ber 2019 einzelne Leistungen in Rechnung, u.a. auch fir die vom Bund beauftragten
Multiplikatorenschulungen der Fachkrafte in den Ldndern und an den BAfEP.

Die Sprachstandsfeststellung mittels BESK kompakt erfolgte durch Punktevergabe
anhand einer Kriterienliste in den Bereichen Syntax/Satzbau, Wortschatz — Rezep-
tion, Wortschatz — Produktion und Erzahlen. Ein Sprachférderbedarf wurde identifi-
ziert, sobald der festgelegte Schwellenwert in einem der Bereiche — unabhangig von
der erreichten Punkteanzahl in anderen Bereichen — unterschritten wurde. Die
Beobachtung per BESK kompakt war bei allen Kindern ab dem drittletzten Kinder-
gartenjahr zumindest einmal durchzufiihren. Bei festgestelltem Sprachférderbedarf

Urspringlich erging der Auftrag an das Projektzentrum flr vergleichende Bildungsforschung an der Universitat
Salzburg, welches im Jahr 2008 ins BIFIE eingegliedert wurde.
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sollte die Beobachtung in fixierten Beobachtungszeitrdumen (Mai/Juni jeden Jahres
bzw. die Erstbeobachtung bei Kindern, die mit vier bzw. finf Jahren in den Kinder-
garten eintreten, bis spatestens 31. Oktober) bis zu dreimal stattfinden.

(2) In Niederosterreich kam seit dem Jahr 2012 fir die Entwicklungsbeobachtung
des Kindes sowie zur Dokumentation der Sprachkompetenz in der Erst— und Zweit-
sprache der Niederdsterreichische Entwicklungsbogen zum Einsatz. Mit dem
Planungserlass vom Mai 2019, der fiir alle NO Landeskindergirten verpflichtend
umzusetzen war und flr private Kindergarten sowie Tagesbetreuungseinrichtungen
als Empfehlung galt (diese waren nicht von der friihen sprachlichen Forderung der
Vereinbarung Elementarpddagogik umfasst), schrieb die Abteilung Kindergérten die
Verwendung von BESK kompakt vor. Fur betriebliche Kindergarten des Landes
Niederdsterreich war der Einsatz des BESK kompakt nicht verpflichtend, die Abtei-
lung Kindergarten lud sie allerdings Anfang des Jahres 2020 ein, an den kommenden
BESK—Schulungen teilzunehmen. Die Schulungen standen auch fur Kindergarten-
padagoginnen und —pddagogen der privaten Kindergarten und Tagesbetreuungsein-
richtungen offen.

Die Schulungskaskade zum BESK kompakt im Jahr 2019 begann mit den Kinder-
garteninspektorinnen, die an den vom Bund angebotenen Multiplikatorenschulungen
teilnahmen und in der Folge die Leitungen bzw. gruppenfilhrenden Kindergartenpa-
dagoginnen und —padagogen in ihrem Einzugsbereich einschulten. Ab dem Jahr 2020
waren BESK—Schulungen im reguldren Angebot des Weiterbildungskatalogs enthalten.
Die vom Land zusammengestellten Schulungsunterlagen waren Gber die Serviceseite
fur Kindergartenpadagoginnen und —padagogen online abrufbar.

Jeder NO Landeskindergarten (bermittelte dem Amt der Niederdsterreichischen
Landesregierung Uber die Gemeinde als Erhalter aus den BESK—Bogen die Informa-
tion hinsichtlich Sprachforderbedarf (ja/nein) als Excel-Dateien, nicht jedoch diffe-
renzierte Daten bezlglich erreichter Punkteanzahl in den einzelnen Bereichen des
BESK.

(3) Bevor mit der Vereinbarung Elementarpadagogik in den oberdsterreichischen
Kindergarten BESK kompakt zum Einsatz kam, war ab dem Jahr 2015 der BESK Ober-
Osterreich und vor dem Jahr 2015 die Version BESK 4-5 in Verwendung. Die Kindergar-
ten wurden jeweils mittels Rundschreiben Gber die neu anzuwendenden Instrumente
und deren Unterschiede informiert und die Kindergartenpadagoginnen und —pddago-
gen laufend Uber Fortbildungsveranstaltungen eingeschult. BESK kompakt war nahezu
ident mit BESK Oberosterreich, laut Auskunft der Abteilung Elementarpéddagogik habe
es kaum Rickfragen beim Umstieg auf BESK kompakt gegeben.

Der BESK kompakt kam in allen oberdsterreichischen Kindergarten zur Anwendung.
Die Kindergartenleitung bzw. die Sprachférderkraft erfasste fir jedes Kind in der
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Datenbank KBEweb die Punkteanzahl in den einzelnen BESK—Bereichen. Der Trdger
fUhrte eine Plausibilitdtskontrolle der erfassten Daten durch und gab sie danach an
die Bildungsdirektion fir Oberosterreich weiter. Analysen der BESK—Daten waren
nicht dokumentiert.

Die Bildungsdirektion fir Oberdsterreich betrieb wahrend der Beobachtungszeit-
rdume eine eigene Hotline, um den Tragern und den Kindergartenleitungen bzw.
Sprachforderkraften bei Fragen zum BESK kompakt oder Problemen bei der Daten-
eingabe zu helfen. Zudem waren Informationen und Unterlagen zum BESK kompakt
Uber den internen Bereich der Website der Bildungsdirektion flir Oberdsterreich
abrufbar.

(1) Der RH hielt fest, dass durch die mit der Vereinbarung Elementarpadagogik
verpflichtende Anwendung des BESK kompakt erstmals eine bundeslanderibergrei-
fende Vergleichbarkeit der Wirkung der friihen sprachlichen Férderung moglich sein
wird. Er sah im &sterreichweiten Einsatz von BESK kompakt seine Empfehlung betref-
fend eine standardisierte Sprachstandsfeststellung im RH—Bericht ,Schiler mit
Migrationshintergrund, Antworten des Schulsystems” (Reihe Bund 2013/6, TZ 11)
umgesetzt. Er wies aber kritisch darauf hin, dass weiterhin die Lander nicht verpflich-
tet waren, sdmtliche in Frage kommenden Kinder der betreffenden Altersgruppe
einer Sprachstandsfeststellung zu unterziehen.

Die Osterreichweiten Multiplikatorenschulungen trugen dazu bei, eine einheitliche
Vorgehensweise bei der Informationsweitergabe und Anwendung des BESK kompakt
zu ermoglichen. Der RH hielt jedoch fest, dass bei Sprachstandsfeststellungen durch
Beobachtung immer ein subjektiver Spielraum gegeben war.

(2) Der Umstieg auf BESK kompakt war fur das Land Niederdsterreich mit groRerem
Aufwand verbunden, da es bis zum Jahr 2019 fur die Sprachstandsfeststellung den
Niederosterreichischen Entwicklungsbogen verwendete und das Kindergartenperso-
nal ganzlich neu eingeschult werden musste. Zwar waren auch die Kindergartenpada-
goginnen und—paddagogen der betrieblichen Kindergarten des Landes Niederdsterreich,
der privaten Kindergdrten und der Tagesbetreuungseinrichtungen zu den Schulungs-
veranstaltungen eingeladen, die Verpflichtung zur Anwendung des BESK kompakt galt
allerdings nur fiir NO Landeskindergarten, was der RH kritisch sah.

Der RH empfahl daher dem Land Niederdsterreich, auch den betrieblichen Kinder-
garten des Landes Niederdsterreich die Anwendung des BESK kompakt vorzuschrei-
ben und flur private Kindergarten und Tagesbetreuungseinrichtungen eine diesbe-
zligliche Losung zu erarbeiten.

Der RH merkte an, dass das Land Niederosterreich die sprachspezifischen Daten
—d.h. Punkteergebnisse aus den einzelnen Bereichen Syntax/Satzbau, Wort-
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schatz — Rezeption, Wortschatz — Produktion und Erzdhlen — der BESK—Ergebnisse
nicht nutzte und lediglich die Information Sprachférderbedarf (ja/nein) Gbernahm.
Nach Ansicht des RH blieben somit wesentliche steuerungsrelevante Informationen
zur frihen sprachlichen Forderung ungenutzt.

Der RH empfahl dem Land Niederdsterreich, alle sprachspezifischen Daten aus den
BESK—Bdgen zu sammeln und die daraus gewonnenen Analyseergebnisse zu Steue-
rungszwecken in der friihen sprachlichen Forderung zu nutzen.

(3) Der RH hielt fest, dass die Kindergartenpadagoginnen und —padagogen in ober-
Osterreichischen Kindergarten bereits seit dem Jahr 2015 durch den BESK Ober-
Osterreich mit einer weitgehend identen Form des BESK kompakt vertraut waren
und Schulungs— und Informationsmaflnahmen dazu seit 2015 liefen. Die Bildungs-
direktion fur Oberosterreich verflgte zwar Gber detaillierte BESK—Daten, nutzte sie
aber nicht fir weitergehende Analysen.

Der RH empfahl der Bildungsdirektion fir Oberdsterreich, alle sprachspezifischen
Daten aus den BESK—Bogen zu analysieren und zu Steuerungszwecken in der friihen
sprachlichen Forderung zu nutzen.

(1) Laut Stellungnahme des Landes Niederdsterreich habe es die betrieblichen
Einrichtungen in Form einer Dienstanweisung und die privaten Kinderbetreuungs-
einrichtungen schriftlich im Mai 2020 dariber informiert, dass der BESK kompakt fur
alle Kinder ab dem vollendeten dritten Lebensjahr anzuwenden sei. Die privaten
Kinderbetreuungseinrichtungen seien zudem im Oktober 2020 schriftlich darauf
hingewiesen worden, dass sich das BMBWF laut der Vereinbarung Elementarpada-
gogik fir die Kindergartenjahre 2018/19 bis 2021/22 das Recht vorbehalte, unange-
kiindigte Hospitationen durchzufiihren, um Einsicht in die UmsetzungsmaRnahmen
in den Bildungseinrichtungen zu erhalten. Weiters sei nochmals darauf hingewiesen
worden, dass die Bezeichnung ,geeignete elementare Kinderbetreuungseinrich-
tung” nur noch dann gegeben sei, wenn die Bildungseinrichtung eine sprachliche
Forderung gemall der Vereinbarung Elementarpadagogik in der Bildungssprache
Deutsch nachweisen koénne. Die privaten Kindergarten wirden nur dann eine
Forderauszahlung erhalten, wenn sie der Verpflichtung zur Sprachstandsfeststellung
und Einmeldung aller erforderlichen Daten an das Land Niederdsterreich nachkom-
men wiirden. Weiters sei im Dezember 2020 das NO Kinderbetreuungsgesetz 1996
novelliert worden: Tagesbetreuungseinrichtungen muissten nunmehr eine Sprach-
standsfeststellung mit Kindern ab dem vollendeten dritten Lebensjahr durchfihren.
Bei einer der nachsten Anderungen des NO Kindergartengesetzes 2006 kdnne die
verpflichtende Sprachstandsfeststellung auch gesetzlich festgelegt werden.
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(2) Das Land Oberosterreich wies in seiner Stellungnahme darauf hin, dass fir die
Analyse umfangreicher Datensatze tausender Kinder und fir statistische Auswertun-
gen, z.B. auch unter Einbindung von Linguistinnen und Linguisten fir die Planung
und Konzeption weiterer Mallnahmen, zusatzliche Ressourcen erforderlich seien.
Als Alternative werde eine Osterreichweite Analyse gesehen.

(3) Die Stadtgemeinde Schwechat betonte in ihrer Stellungnahme, dass sie die
Anwendung von BESK kompakt auch in ihren Tagesbetreuungseinrichtungen als
wichtigen Faktor in der friihen sprachlichen Forderung sehe.

Der RH entgegnete dem Land Oberdsterreich, dass die in Oberdsterreich im Kinder-
gartenbereich im Einsatz befindliche IT-L6sung KBEweb die Auswertung umfangrei-
cher Datenmengen erleichterte. Die Analyse der sprachspezifischen Daten aus den
BESK—Bogen hatte den Vorteil, zielgerichtete MaRnahmen in der frihen sprach-
lichen Forderung setzen und die gewonnenen Informationen zudem fir Steuerungs-
zwecke in der frihen sprachlichen Fdrderung nutzen zu kdnnen. Der RH verblieb
daher bei seiner Empfehlung zur Analyse sprachspezifischer Daten aus den
BESK—Bogen.

Fachliche Aufsicht und Qualitatskontrolle
Hospitationen

Im Rahmen der Vereinbarung friihe sprachliche Férderung fiihrte der Integrations-
fonds im Auftrag des BMEIA Vor—Ort—Besuche in Kindergarten in allen neun Landern
durch. Das Hospitationsteam des Integrationsfonds und das BMEIA wahlten aus
Vorschlagen der Lander mindestens vier Kindergérten aus; Hospitationen waren
mindestens vier Wochen im Vorhinein anzuktndigen. Durchschnittlich hospitierte
der Integrationsfonds in den Kindergartenjahren 2015/16 bis 2017/18 jahrlich in
rd. 40 Kindergarten in ganz Osterreich.

Ab dem Kindergartenjahr 2018/19 fihrte der Integrationsfonds Hospitationsbesu-
che im Auftrag des BMBWF weitgehend unangekindigt durch. Das BMBWF Uibermit-
telte dazu dem Integrationsfonds zu Jahresbeginn 2019 einen Plan mit den zu
Uberpriifenden Standorten in ganz Osterreich. Zur Auswah! der Kindergérten gab es
keine schriftliche Dokumentation. Da sich die Anzahl der Hospitationen ab dem
Jahr 2019 im Vergleich zu den Vorjahren deutlich vervielfachte, stellte der Integrati-
onsfonds dafiir eigens drei neue Mitarbeiterinnen (2,5 Vollzeitidquivalente (VZA))
ein. Laut Auskunft des BMBWF solle die hohe Anzahl an Hospitationen Uber den
Geltungszeitraum der Vereinbarung Elementarpadagogik beibehalten werden.
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Nach Abschluss der Hospitationen erstellte der Integrationsfonds je Land einen
Evaluationsbericht mit den Detailergebnissen sowie mit Anmerkungen zu Auffillig-
keiten bzw. Abweichungen hinsichtlich der Vereinbarung. Die Evaluationsberichte
wurden in der Folge an die Lander Ubermittelt, an die hospitierten Kindergarten
ergingen keine Berichte.

Der RH verwies auf die gedanderte Vorgehensweise hinsichtlich unangekindigter
Hospitationen, allerdings fehlte ihm eine nachvollziehbare Dokumentation der
risikoorientierten Auswahl der Standorte.

Der RH empfahl dem BMBWEF, eine nachvollziehbare schriftliche Dokumentation zu
erstellen, um eine risikoorientierte Auswahl der hospitierten Kindergartenstandorte
sicherzustellen.

Der RH merkte an, dass es zur Verbesserung der padagogischen Qualitat in den
Kindergarten zweckmaRig ware, nicht nur die zustandigen Abteilungen in den
Landern, sondern auch die betroffenen Kindergérten Uber die Hospitationsergeb-
nisse zu informieren.

Der RH empfahl deshalb dem Land Niederosterreich und der Bildungsdirektion fir
Oberosterreich, den Evaluationsbericht des Integrationsfonds auch an die jeweils
hospitierten Kindergarten weiterzuleiten.

(1) Laut Stellungnahme des BMBWF erfolge die Auswahl der hospitierten Kindergar-
tenstandorte nicht willkirlich, sondern es wiirden interne verschriftlichte Auswahl-
kriterien vorliegen, die sich an den Bereichen der Vereinbarung Elementarpadagogik
orientierten. Sofern Zweifel bestlinden, dass die definierten Zielsetzungen und
Bildungsaufgaben ordnungsgemall erflllt werden, behalte sich das BMBWF vor,
eine Einzelfallprifung unter Beiziehung anderer Einrichtungen durchzufihren.

(2) Das Land Niederosterreich sagte die Umsetzung zu.

(3) Das Land Oberdsterreich wies in seiner Stellungnahme auf die Aufsichtskompe-
tenz der Lander hin. Der Evaluationsbericht des Integrationsfonds werde als Steuer-
rungsinstrument fir die Bildungsdirektion fiir Oberdsterreich verstanden, nicht als
Aufsichtsinstrument fiir die einzelnen hospitierten Kindergérten.

Der RH erwiderte dem Land Oberdsterreich, dass die Hospitationsergebnisse auch

den betroffenen Kindergérten zur Verbesserung der padagogischen Qualitdt dienen
konnten. Er verblieb daher bei seiner Empfehlung.
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Fachaufsicht und Qualitatssicherung
in Niederosterreich und Oberosterreich

(1) Nach § 8 NO Kindergartengesetz 2006 hatte die Landesregierung zur Ausiibung
der fachlichen Aufsicht Kindergarteninspektorinnen und —inspektoren zu bestellen.
Die Aufsicht erstreckte sich neben der Uberpriifung der Einhaltung der gesetzlichen
Vorgaben auch auf die Tatigkeiten des padagogischen Kindergartenpersonals in
padagogischer, didaktischer und administrativer Hinsicht.?* Insgesamt waren im
Land Niederdsterreich fir die Fachaufsicht 19 Personen (19 VZA) zustiandig.

Konkrete Aufgaben der Fachaufsicht beinhalteten z.B. die Kontrolle der Hauskonzepte
und der Anwendung vorgeschriebener Instrumente und Grundlagendokumente, die
Abhaltung von und Teilnahme an regelmaRigen Besprechungen sowie Personalbeur-
teilungen und —fortbildungen. Im Kindergartenjahr 2017/18 absolvierten die einzel-
nen Kindergarteninspektorinnen jeweils 70 bis 190 Vor—Ort—Termine, insgesamt
waren dies rd. 2.400 Termine, davon rd. 1.000 im Rahmen der Fachaufsicht.

(2) In Oberosterreich unterlagen Kindergarten der Aufsicht der Bildungsdirektion fur
Oberosterreich. Diese Uberprifte die Einhaltung der gesetzlichen Anforderungen
und die Erflllung der Aufgaben; sie bestellte dafir entsprechend qualifizierte
Organe mit ausreichend praktischer Erfahrung im Berufsfeld (Qualitdtsbeauftragte)
und legte deren Aufgaben, Verantwortung und Handlungsgrundsatze fest.?* Zur Zeit
der Gebarungsiuberprifung waren fir Oberdsterreich neun Qualitatsbeauftragte
(8 VZA) bestellt.

Die Qualitdtsbeauftragten fihrten auf Basis von Selbstevaluierungen in einzelnen
Kindergadrten Anlass— und Qualitatstberprifungen vor Ort durch. Im Kindergarten-
jahr 2017/18 waren dies 87 Vor—Ort—Uberpriifungen. Die daraus resultierenden
Empfehlungen und Vereinbarungen ergingen anhand eines Protokolls an die jewei-
lige Einrichtung und deren Trager.

Neben den Qualitdtsiberprifungen gehorten zu den Aufgaben der Aufsichtsbehorde
u.a. auch die Festlegung von Hotspot—Kriterien, Plausibilititsprifungen, Uberpriifung
der Qualifikationsprofile der Sprachforderkrafte, Leiterdienstbesprechungen.

(3) Im Regierungsprogramm 2020-2024 war zur Vereinheitlichung der Qualitats-
mindeststandards in der Elementarpaddagogik die Errichtung eines Beirats fur
Elementarpadagogik (Mitglieder dieses Beirats sind NGO, Expertinnen und Exper-
ten, Ldnder sowie Gemeinden) vorgesehen.

Fur die von den Gemeinden beigestellten Kinderbetreuerinnen und —betreuer sowie Stitzkrafte galt die
Fachaufsicht des Landes hinsichtlich ihrer unterstiitzenden padagogischen Arbeit.

§§ 25 ff. 00. Kinderbildungs— und —betreuungsgesetz, LGBI. 39/2007 i.d.F. LGBI. 47/2019
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Wie der RH bereits in TZ 10 zur pddagogischen Konzeption der friihen sprachlichen

Forderung in den Landern Niederdsterreich und Oberdsterreich festhielt, waren die
Herangehensweisen der beiden Lander auch hinsichtlich der Fachaufsicht und Quali-
tatssicherung in den Kindergarten sehr unterschiedlich ausgestaltet. Angesichts der
zunehmenden Bedeutung von Kindergarten als frihe Bildungseinrichtung beflirwor-
tete der RH in diesem Zusammenhang das Vorhaben im Regierungsprogramm 2020—
2024, einheitliche Qualitdtsmindeststandards zu definieren.

Der RH empfahl daher dem BMBWEF, gemeinsam mit den Landern den Beirat fir
Elementarpadagogik ehestmoglich einzurichten.

Laut Stellungnahme des BMBWEF diene der Beirat der Forderung der 6sterreichwei-
ten Zusammenarbeit und solle wesentliche Themen im Bereich der Elementarpada-
gogik aufgreifen, Vorschldge fir einheitliche Qualitdtsmindeststandards erarbeiten
und sich mit diesen auseinandersetzen. Zur genauen Vorgehensweise, Themendis-
kussion und RegelmaRigkeit der Sitzungen solle sich der Beirat eine Geschaftsord-
nung geben, wobei von Bundesseite ein diesbezlglicher Entwurf zur Diskussion
gestellt werde. Die erste Sitzung sei bereits am 30. September 2020 mit den jeweils
nominierten Mitgliedern aus unterschiedlichsten Kompetenzbereichen (NGO,
Expertinnen und Experten, Lander sowie Gemeinden) abgehalten worden, eine
weitere werde flr Janner 2021 angestrebt.
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Kindergarten und betreute Kinder
Kindergarten
(1) Die folgende Tabelle gibt einen Uberblick tber die Entwicklung der Anzahl der

Kindergarten?®, Gruppen und Kinder fir die beiden Uberpriften Lander im Zeit-
raum 2015/16 bis 2018/19:

Tabelle 8: Ubersicht Anzahl der Kindergarten, Gruppen und Kinder

Kindergartenjahr 2015/16 6/17 | 2017/18 | 2018/19 201;’;{21‘?:;‘82% /19
Anzahl in %

Niederosterreich
F;ﬁji;if;i:::'r‘t':‘;he 1050 1051  1.055  1.058 1
Gruppen 2.889 2.918 2.953 3.009 4
Kinder 51.516 51.426 51.472 52.294 2
Kinder je Gruppe 17,8 17,6 17,4 17,4 -2
Oberosterreich!
Kindergarten 717 723 724 724 1
Gruppen 2.245 2.283 2.322 2.348 5
Kinder 42.271 42.857 43.775 44.362 5
Kinder je Gruppe 18,8 18,8 18,9 18,9 1

Rundungsdifferenzen méglich
! Quellen: Kindertagesheimstatistik;

Amt der Niederosterreichischen Landesregierung

inklusive altersgemischte Betreuungsgruppen

Die Anzahl der Kindergarten stieg sowohl in Niederdsterreich als auch in Oberdster-
reich an, dementsprechend erhohte sich auch die Anzahl der Kindergartengruppen
sowie die Anzahl der betreuten Kinder —je Gruppe waren dies durchschnittlich
17 bis 19 Kinder. In Niederdsterreich gab es 2018/19 durchschnittlich 2,8 und in
Oberdsterreich 3,2 Gruppen je Kindergarten.

Die nachfolgenden Ausfithrungen beziehen sich in Niederdsterreich ausschlieRlich auf die NO Landeskinder-
gdrten, weil nur diese Kindergdrten Zweckzuschussempfanger fiir die frilhe sprachliche Férderung waren. Die
NO Landeskindergirten betreuten im Kindergartenjahr 2018/19 89 % der Kinder in niederdsterreichischen
institutionellen Kinderbetreuungseinrichtungen, wobei von den verbleibenden 11 % etwas mehr als die
Halfte (54 %) unter drei Jahre war.
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(2) Die folgende Abbildung zeigt den Anteil der Kinder mit nichtdeutscher Mutter-
sprache in den NO Landeskindergirten und in den Kindergérten in Oberdsterreich
im Kindergartenjahr 2018/19:

Abbildung 5: Kindergarten nach Anteil der Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache

Niederosterreich Oberosterreich

>95 % >95 %

1 3

>75 % und <95 % >75 % und <95 %
12 37

>50 % und <75 % >50 % und <75 %
55 51

>25 % und <50 % >25 % und <50 %
250 121

<25 % <25%

740 512

Quellen: Amt der Niederosterreichischen Landesregierung,
Bildungsdirektion fir Oberosterreich; Darstellung: RH

In beiden Landern hatten mehr als zwei Drittel der Kindergérten einen Anteil von
25 % oder weniger an Kindern mit nichtdeutscher Muttersprache. In Niederdster-
reich waren im Bereich zwischen 25 % und 50 % mehr Kindergarten vertreten als in
Oberosterreich, in den weiteren GroRenklassen (lber 50 %) wies Oberdsterreich
anteilsmaRig mehr Kindergarten aus als Niederdsterreich.

Entsprechend den Evaluationsschlussberichten des Integrationsfonds fir die Kinder-
gartenjahre 2015/16 bis 2017/18 hatten Osterreichweit durchschnittlich 69 % der
Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache einen Sprachférderbedarf, nach einem
Jahr Sprachférderung verringerte sich dieser Anteil auf 48 %. Bei den getesteten
Kindern mit Deutsch als Erstsprache belief sich der Anteil der Kinder mit Sprachfor-
derbedarf auf 16 %; er reduzierte sich nach einem Jahr Férderung auf 7 %.
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(3) Die Entwicklung des Anteils der Kindergarten, die im Rahmen der Vereinbarung
frihe sprachliche Forderung Zweckzuschussempfanger waren, stellte sich wie folgt
dar:¥

Tabelle 9: Anteile der geférderten Kindergarten mit friiher sprachlicher Férderung

‘ 2015/16 | 2016/17 ‘ 2017/18 |, 1;/71rgnb?:r2%n1g7 /18

Anteil in % in Prozentpunkten
Osterreich 62,9 70,4 71,3 8,4
Niederdsterreich 85,1 87,5 86,1 1,0
Oberdsterreich 41,3 43,8 43,9 2,6
Quelle: OIF

Im Kindergartenjahr 2017/18 erhielten rd. 86 % der NO Landeskindergérten und
rd. 44 % der oberdsterreichischen Kindergdrten Zweckzuschiisse. Im Osterreich-
durchschnitt waren etwas Uber 70 % der Kindergarten Zweckzuschussempféanger,
allerdings mit einer hohen Bandbreite, die von knapp Gber 20 % bis zur flachen-
deckenden Inanspruchnahme reichte.

In der Vereinbarung Elementarpadagogik war u.a. als Zielzustand die Ausschittung
des Zweckzuschusses fir mindestens 40 % der Kindergarten eines Bundeslandes
bzw. als bundesweites Ziel die Ausschittung an die Halfte der Kindergarten eines
Bundeslandes vorgesehen.

(1) Der RH hielt fest, dass in Niederosterreich und Oberosterreich die Anzahl der
Kindergarten und der Gruppen in vergleichbarem AusmaR anstieg. Deutlich starker
war die Zunahme der betreuten Kinder in Oberdsterreich (um 5 %) im Vergleich zu
Niederosterreich (um 2 %), wobei dies in Oberdsterreich ein geringfligiges Ansteigen
der GruppengroRRe bewirkte, wahrend sie in den NO Landeskindergirten leicht sank.

(2) Beide Uberpruften Lander wiesen bei den Kindergarten eine vergleichbare Struk-
tur hinsichtlich des Anteils der Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache auf. Insbe-
sondere Kindergarten mit hohem Anteil an Kindern mit nichtdeutscher
Muttersprache standen bei der friihen sprachlichen Férderung vor grof3en Heraus-
forderungen. Der RH betonte allerdings, dass auch 16 % der Kinder mit Deutsch als
Erstsprache einen Sprachférderbedarf hatten. In diesem Zusammenhang verwies er
auf seine Empfehlung in TZ 4, wonach alle in Frage kommenden Kinder der entspre-
chenden Altersgruppe verpflichtend der Sprachstandsfeststellung zu unterziehen
waren und die Ergebnisse flir eine bedarfsgerechte Neuaufteilung der Zweckzu-
schisse flr die frihe sprachliche Férderung heranzuziehen waren.

Die Abrechnungen flr das Kindergartenjahr 2018/19 waren zur Zeit der Gebarungsiberprifung noch nicht
genehmigt.
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(3) Wahrend in Niederosterreich eine breite Ausschittung der Zweckzuschisse
vorlag, war sie in Oberdsterreich fokussierter. Bereits im Rahmen der Vorgangerver-
einbarung lag in beiden Uberpriften Landern der Anteil der geférderten Kindergar-
ten Uber 40 %, Osterreichweit bei knapp Uber 70 % und somit Gber dem in der
Vereinbarung Elementarpddagogik mit 40 % bzw. 50 % festgelegten Zielzustand des
Anteils der geférderten Kindergarten. Allerdings war in einigen Bundeslandern noch
ein hoher Aufholbedarf gegeben, um die jeweils angepeilten 40 % zu erreichen.

Betreute Kinder
20.1 Die nachfolgende Tabelle zeigt, wie sich die Anzahl der betreuten Kinder in Kinder-

garten in Niederosterreich und Oberosterreich im Uberpriften Zeitraum ent-
wickelte:

Tabelle 10:  Betreute Kinder in Kindergarten

Kindergartenjahr 2015/16 | 2016/17 | 2017/18 | 2018/19 201;’;{2";??%“1% /19
Anzahl in %
Niederosterreich!
Kinder 51.516 51.426 51.472 52.294 2
davon
Kinder 4 Jahre und dlter 29.523 30.046 29.668  30.086 2
m‘:teer rs"; ’rta"c';;’ tdeutscher 10119 10755 10.926  11.291 12
Kinder mit Sprachférderbedarf 7.100 8.054 8401  5.147? -2
g”e’;ozr‘:‘j’:ft’;z Zf,fggfse” 7100 8054 8401 5.147 -2
Oberdsterreich?
Kinder 42.271 42857 43.775 44.362 5
davon
Kinder 4 Jahre und dlter 28.172  28.665 28.838 29.271 4
m ‘Ztee’ r;”p’:g’l’;i’ tdeutscher 9510  9.984 10520 10.698 12
Kinder mit Sprachférderbedarf 6.054 6.473 7.096 n.v. -2
;” ;;Ozr‘;’:rctlz Zf,fg;’fs en 5951 6259 6863 6918 =
Rundungsdifferenzen moglich Quellen: Kindertagesheimstat‘is_tjk;
n.v. = nicht vorhanden Amt der Niederdsterreichischen Landesregierung; OIF

! Niederdsterreichische Landeskindergérten

Aufgrund unterschiedlicher Definition der Zielgruppen in den Vereinbarungen friihe sprachliche Forderung und
Elementarpadagogik war die Zeitreihe nicht konsistent und die Veranderungsrate daher nicht aussagekraftig.
inklusive altersgemischter Betreuungsgruppen

2

70

www.parlament.gv.at



71

20.2

28

111-322 der Beilagen XXVII. GP - Bericht - Hauptdokument

(a) Zielgruppe

Als primare Zielgruppe fir Malknahmen zur sprachlichen Férderung definierte die
Vereinbarung Elementarpadagogik Kinder ab vier Jahren, wahrend die Zielgruppe in
der Vereinbarung friihe sprachliche Férderung offen blieb. Im Gberpriften Zeitraum
stieg die Anzahl der Kinder ab vier Jahren in beiden Landern an.

(b) Migrationshintergrund

Die Anzahl der Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache stieg von 2015/16
bis 2018/19 in beiden Landern um jeweils 12 %. Der Anteil der Kinder mit nichtdeut-
scher Muttersprache an allen Kindergartenkindern des jeweiligen Landes stieg im
selben Zeitraum in Niederdsterreich um 2 Prozentpunkte auf 22 % und in Oberdster-
reich um 2 Prozentpunkte auf 24 %. Diese Entwicklung war der Migrationsbewe-
gung, insbesondere der Fluchtbewegung ab dem Jahr 2015 (TZ 26) geschuldet.

Beide Lander lagen beim Anteil der Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache unter
dem Osterreichdurchschnitt von 29 %.28

(c) Kinder mit Sprachforderbedarf

Die Anzahl der Kinder mit Sprachférderbedarf stieg im Zeitraum 2015/16 bis 2017/18
sowohl in Niederdsterreich als auch in Oberdsterreich an. Der Anteil der Kinder mit
Sprachférderbedarf an allen Kindergartenkindern des jeweiligen Landes lag im
Kindergartenjahr 2017/18 in Niederdsterreich und in Oberdsterreich bei jeweils
16 %; der Osterreichdurchschnitt betrug 18 %.

Der RH hielt fest, dass im Zeitraum 2015/16 bis 2017/18 die Anzahl der Kinder mit
Sprachférderbedarf sowohl in Niederdsterreich als auch in Oberdsterreich anstieg.
Dies war auf die Migrationsbewegung, insbesondere die Fluchtbewegung ab dem
Jahr 2015 zurtckzufihren. Der RH betonte die Bedeutung von MaRnahmen zur
frihen sprachlichen Férderung, um den betroffenen Kindern Chancengerechtigkeit
far ihre weitere Bildungslaufbahn zu gewéhrleisten.

Die Daten der Steiermark sind mangels Datenlieferung fur die Kindertagesheimstatistik 2018/19 nicht
enthalten.

www.parlament.gv.at

73von 144



74 von 144

72

211

111-322 der Beilagen XXV II. GP - Bericht - Hauptdokument

Kindergarten und betreute Kinder —
Stadtgemeinde Schwechat, Stadt Wels

(1) Die Anzahl der NO Landeskindergirten und der dort betreuten Kinder in der
Stadtgemeinde Schwechat stellte sich wie folgt dar:

Tabelle 11:  Kindergarten und betreute Kinder — Stadtgemeinde Schwechat

i j Veranderung
Kindergartenjahr 2015/16 | 2016/17 | 2017/18 | 2018/19 | 0, W o
Anzahl in %

Niederdsterreichische
Landeskindergérten 7 7 7 7 -
Kinder 463 434 463 499 8
davon

Kinder mit

Sprachférderbedarf 105 110 136 125 19

Quelle: Amt der Niederdsterreichischen Landesregierung

Wahrend die Anzahl der Kinder im Uberpriften Zeitraum um 8 % anstieg, erhéhte
sich die Anzahl der Kinder mit Sprachforderbedarf um 19 %. Der Anteil der Kinder
mit Sprachforderbedarf stieg von 23 % auf 25 %. Aufgrund des gestiegenen Anteils
war auch ein Sprachférderprojekt fiir die NO Landeskindergérten der Stadtgemeinde
Schwechat geplant.

(2) Die folgende Tabelle zeigt die Anzahl der stadtischen Kindergérten der Stadt Wels
und der dort betreuten Kinder:

Tabelle 12:  Kindergérten und betreute Kinder — Stadt Wels

Kindergartenjahr 2015/16 | 2016/17 | 2017/18 | 2018/19 | lg/e{g”b‘?se;‘g‘li /19
Anzahl in %
stadtische Kindergarten 16 16 17 17 6
Kinder 1239 1285 1309 1301 5
davon
g)nrzguczlrfjerbedarf 448 211 601 623 39

Quelle: Stadt Wels
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Die Anzahl der Kinder mit Sprachférderbedarf stieg im Uberpriften Zeitraum in den
stadtischen Kindergarten der Stadt Wels von 448 Kinder um 39 % auf 623 Kinder. |hr
Anteil erhohte sich um 12 Prozentpunkte auf 48 %.

Der RH hielt fest, dass die Stadtgemeinde Schwechat und insbesondere die Stadt
Wels in ihren Kindergarten mit steigenden Anteilen an Kindern mit Sprachférderbe-
darf konfrontiert waren. Er verwies dazu auf seine Ausfihrungen und Empfehlungen
in TZ 24.

Abwicklung der Art. 15a B-VG Vereinbarungen
Abrechnungen
(1) Die folgende Tabelle zeigt die vom Land Niederosterreich abgerechneten Zweck-

zuschisse in den Kindergartenjahren 2015/16 bis 2017/18, die das BMEIA geneh-
migt hatte:?°

Tabelle 13:  Abgerechnete Zweckzuschisse Niederosterreich

Kindergartenjahr 2015/16 | 2016/17 | 2017/18 201;’?{2";?:;‘6”1% /18
in EUR in %
Personalkosten 11.701.747 14.750.950 15.106.000 29
ﬁg;;:ort_ und Weiterbildungs- 58438 95487  117.928 102
Sachkosten 6.038 15.500 73.984 >1.000!
Summe 11.766.223 14.861.937 15.297.912 30
davon
Zweckzuschiisse Bund 3.853.000 3.853.000 3.853.000 -
in % Durchschnitt in %
Finanzierungsanteil 67 74 75 72

Land Niederdsterreich

L Der starke Anstieg der Sachkosten von iiber 1.100 % war auf die zunehmende Umsetzung der Projekte zuriickzu-
fuhren.

Quelle: BMEIA

Wéhrend der Gebarungslberprifung des RH erstellte die Abteilung Kindergarten
Aufstellungen Uber die abgerechneten Aus—, Fort— und Weiterbildungskosten sowie
Sachkosten. Erst damit war es dem RH moglich, die abgerechneten Kosten entspre-

Fur die Vereinbarung Elementarpéadagogik lag fir 2018/19 noch keine genehmigte Abrechnung vor.
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chend den vorgelegten Belegsammlungen nachzuvollziehen. Die Nachweise lber
die Lohnkosten lagen ordnungsgemal’ vor.

Die Bildungsdirektion fir Oberosterreich rechnete in den Kindergartenjah-
ren 2015/16 bis 2017/18 folgende Zweckzuschisse ab:

Tabelle 14:  Abgerechnete Zweckzuschlsse Oberosterreich

Kindergartenjahr 2015/16 6/17 | 2017/18 1;/f1rgnb?:rzl:)n1g7 /18
in EUR in %

Personalkosten 5.140.862 5.796.165 6.503.769 27

Fort— und Weiterbildungskosten 28.023 27.149 41.671 49

Sachkosten - - - -

Summe 5.168.886 5.823.313 6.545.440 27
davon

Zweckzuschiisse Bund 3.266.200 3.266.200 3.266.200" -

in % Durchschnitt in %
gl Cnarien @ “
Rundungsdifferenzen maglich Quelle: BMEIA

1 GemaR Art. 10 der Vereinbarung friihe sprachliche Férderung konnten Ausgaben, die im Zeitraum 1. Janner 2015
bis 31. August 2015 fir MaRnahmen zur frithen sprachlichen Férderung entstanden, im Rahmen dieser Vereinba-
rung abgerechnet werden. Ober&sterreich nahm diese Ubergangsbestimmung in Anspruch, wofiir 534.563 EUR
vom Zweckzuschuss 2017/18 des Bundes in Abzug gebracht wurden.

Sowohl in Niederdsterreich als auch in Oberdsterreich stiegen die aufgewendeten
Mittel fur die frihe sprachliche Férderung von 2015/16 bis 2017/18 um rd. 30 %.
Der Kofinanzierungsanteil lag in beiden Landern Uber den erforderlichen 33,3 %.
Der vergleichsweise hohe Kofinanzierungsanteil des Landes Niederdsterreich
begriindete sich darin, dass es entsprechend dem Konzept sdmtliche Lohnkosten
der beim Land angestellten Interkulturellen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie
der Sonderkindergartenpadagoginnen und —padagogen abrechnete.

(2) In Niederosterreich war das Land alleiniger Empfanger der Zweckzuschisse,
gleichzeitig war es flir das Controlling verantwortlich und hatte sich daher — entgegen
den Prinzipien eines funktionierenden Internen Kontrollsystems (IKS) — selbst bei
der Verteilung der Zweckzuschisse zu Uberprifen.

Auch die Bildungsdirektion flr Oberdsterreich (vormals das Amt der Oberdsterreichi-
schen Landesregierung) war fir die von ihr organisierten Fort— und Weiterbildungen
fur Sprachférderkrafte Zweckzuschussempfanger und zugleich fur das Controlling
verantwortlich.
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(3) Da es sich bei den Zweckzuschiissen um Transferzahlungen vom Bund an die
Lander gemall §§ 12 und 13 Finanz—Verfassungsgesetz 19483° handelte, fielen die
diesbezlglichen Zahlungen der Lander an die privaten Trager der Kindergarten unter
die einschldgigen Bestimmungen der jeweiligen Landesgesetze. Im Rahmen der
Privatwirtschaftsverwaltung der Lander waren es Férderungen. Insofern war auch
eine Eintragung in die Transparenzdatenbank durch das Land Oberdsterreich gebo-
ten, die unterblieben war. In Niederdsterreich gab es keine eintragungspflichtigen
Vorgange.

(1) Der RH kritisierte die mangelnde Nachvollziehbarkeit der abgerechneten Aus—,
Fort— und Weiterbildungskosten sowie Sachkosten fir die friihe sprachliche Férde-
rung in Niederdsterreich. Erst anlasslich der Gebarungsiberprifung erstellte Aufstel-
lungen ermdglichten es dem RH, die abgerechneten Kosten entsprechend den
vorgelegten Belegsammlungen nachzuvollziehen.

Der RH empfahl dem Land Niederdsterreich, fir nachvollziehbare und transparente
Aufzeichnungen in Bezug auf die Aus—, Fort—und Weiterbildungskosten sowie Sach-
kosten bei (zuklnftigen) Art. 15a B-VG Vereinbarungen zu sorgen.

(2) Der RH kritisierte, dass das Land Niederdsterreich Empfanger und Verwender der
Zweckzuschisse und gleichzeitig fir das Controlling verantwortlich war, weil keine
gesonderte Regelung zur Trennung der Genehmigungs— und Prifungsverantwor-
tung im Sinne eines funktionierenden IKS vorgesehen war. Dies galt sinngemal auch
flr die Aus—, Fort— und Weiterbildungskosten sowie Sachkosten des Landes Nieder-
Osterreich und die Fort— und Weiterbildungskosten der Bildungsdirektion fir Ober-
Osterreich.

Der RH empfahl dem Land Niederdsterreich, eine andere, unabhangige Organisations-
einheit fur die Abwicklung der Zweckzuschisse einzubinden, um damit die Genehmi-
gung und Kontrolle der Zweckzuschisse durch ein und dieselbe Stelle zu vermeiden.

Ebenso empfahl der RH der Bildungsdirektion fiir Oberdsterreich, bei den Fort—und
Weiterbildungen im Rahmen der Art. 15a B=VG Vereinbarungen die Trennung von
Genehmigungs— und Prifungsverantwortung vorzusehen.

(3) Der RH wies darauf hin, dass das Land Oberosterreich (Bildungsdirektion flr
Oberosterreich) keine Eintragungen zum Leistungsangebot der Vereinbarungen

frihe sprachliche Forderung und Elementarpadagogik im Transparenzportal vorge-
nommen hatte.

BGBI. 45/1948 i.d.F. BGBI. 1 51/2012
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Der RH empfahl der Bildungsdirektion flir Oberdsterreich, in der Transparenzdaten-
bank die Leistungen zur frilhen sprachlichen Férderung nach den Vereinbarungen
frihe sprachliche Férderung und Elementarpadagogik nachzutragen.

(1) Das Land Niederosterreich hielt in seiner Stellungnahme fest, dass die Kosten flr
die Aus—, Fort— und Weiterbildung im Rahmen der Sprachforderung bereits seit der
Gebarungslberprifung durch den RH in einer Ubersichtlichen und laufend aktuali-
sierten Tabelle auf die einzelnen Kindergarten aufgeteilt wiirden. Weiters werde es
bei kiinftigen Art. 15a B-VG Vereinbarungen im Elementarbereich prifen, ob die
Abwicklung der Zweckzuschiisse von einer anderen Organisationseinheit durchge-
fahrt werden kénne.

(2) Laut Stellungnahme des Landes Oberosterreich fordere es gemafl § 37 06. Kinder-
bildungs— und —betreuungsgesetz die Fortbildung der pddagogischen Fachkrafte
sowie der Hilfs— und Assistenzkrafte flr Integration in Kinderbildungs— und —betreu-
ungseinrichtungen sowie der Tagesmitter und —vater. In Erflllung dieses gesetzli-
chen Auftrags biete die Bildungsdirektion fir Oberdsterreich ein umfangreiches
Fortbildungsprogramm mit mehr als 370 Seminaren, Lehrgangen und Fachtagungen
an. Bei der Abrechnung dieses Angebots wirden alle haushaltsrechtlichen Vorgaben
des Landes Oberosterreich eingehalten.

In der Transparenzdatenbank seien die Leistungen zur friihen sprachlichen Forde-
rung seit Beginn eingetragen, mit der neuen Vereinbarung Elementarpddagogik
jedoch versehentlich nicht verlangert worden. Dies sei mittlerweile behoben worden,
die Transparenzdatenbank sei diesbezlglich wieder aktuell.

Der RH entgegnete dem Land Ober6sterreich, dass ungeachtet der angefihrten
Einhaltung der haushaltsrechtlichen Vorgaben eine effektive Uberpriifung der Zweck-
zuschisse auf widmungsgemadRe Verwendung mangels Trennung der Genehmi-
gungs— und Prifungsverantwortung im Sinne eines funktionierenden IKS nicht
gewahrleistet war. Der RH betonte, dass das Prinzip der Funktionstrennung wesent-
lich zur Verhinderung von Fehlern sowie zur Abwehr von Schaden beitrug und somit
den Grundsatzen der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und ZweckmaRigkeit entsprach.
Insofern verblieb der RH bei seiner Empfehlung an die Bildungsdirektion fir Ober-
Osterreich, bei den Fort—und Weiterbildungen im Rahmen der Art. 15a B-VG Verein-
barungen die Trennung von Genehmigungs— und Prufungsverantwortung vorzu-
sehen.
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(1) Der in den Abrechnungen gemeldete und mit den Schlussberichten vom BMEIA
genehmigte Personaleinsatz je 100 geforderte Kinder entwickelte sich wie folgt:

Tabelle 15:  Personaleinsatz fir friihe sprachliche Forderung je 100 geforderte Kinder

in Vollzeitaquivalenten

Niederosterreich 2,63 2,50 2,40
Oberosterreich 2,19 2,53 2,47
Quelle: BMEIA

Der Personaleinsatz fr frihe sprachliche Férderung je 100 geférderte Kinder diffe-
rierte in allen drei Abrechnungsjahren in Niederdsterreich und in Oberdsterreich.
Neben den unterschiedlichen Vorgehensweisen in den beiden Landern waren dafir
u.a. auch Divergenzen bei der Abrechnung verantwortlich. So stimmten die Daten
zum Personaleinsatz in den Abrechnungen der niederdsterreichischen Schluss-
berichte in keinem Abrechnungsjahr mit jenen der Personalverrechnung des Amts
der Niederosterreichischen Landesregierung Uberein. Zum Beispiel waren im Kinder-
gartenjahr 2017/18 wesentlich weniger Sonderkindergartenpadagoginnen und
—padagogen angestellt (225 VZA) als das Amt der Niederdsterreichischen Landes-
regierung bei der Abrechnung angab (256 VZA).

(2) Die Vereinbarung friihe sprachliche Forderung sah in Art. 6 vor, dass die Lander in
den Schlussberichten das fir die sprachliche Forderung eingesetzte Personal sowie
die zusatzlich eingesetzten Kindergartenpadagoginnen und —padagogen und das
zusétzlich eingesetzte sonstige qualifizierte Personal anzugeben hatten. Die dafur
vorgesehene Abrechnungsvorlage wies aber diese Personalgruppen gesamt und
nicht getrennt aus. Fir den Integrationsfonds war daher aus diesen Angaben nicht
ersichtlich, welcher Anteil des angegebenen Personals tatsachlich zusatzlich einge-
setzt wurde. Im Rahmen der Hospitationen konnte der Integrationsfonds nur punk-
tuell feststellen, ob es sich bei den MaRnahmen tatsachlich um Unterstltzungen
handelte, die lUber die bereits bisher erfolgte alltagsintegrierte Férderung hinaus-
gingen.

Flr die Feststellung, ob tatsachlich mit den von den Landern angegebenen zusatz-
lichen SprachférdermaRnahmen auch ein héherer Personaleinsatz einherging, ware
ein Abgleich des Gesamtpersonalstands des Kindergartenpersonals zu Beginn der
Vereinbarung mit jenem der darauffolgenden Forderjahre erforderlich gewesen. Die
Vereinbarung friihe sprachliche Forderung sah diesbezlgliche Datenmeldungen der
Lander nicht vor, insofern konnte der Integrationsfonds die vereinbarte Zusatzlich-
keit nicht umfassend Uberprufen.
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(3) Das Land Niederosterreich hatte mit der Vereinbarung friihe sprachliche Forde-
rung seine bereits in der Vergangenheit gesetzten Foérdermallnahmen beibehalten.
Mangels konkreter inhaltlicher und zeitlicher Abgrenzungen in Bezug auf die durch-
geflhrten Sprach— sowie Entwicklungsstandférdermallnahmen legte es in Bezug auf
die dem Bund zu Ubermittelnden Abrechnungen fiktive Anteile flr den Einsatz des
Personals fest. Es setzte fir die friihe sprachliche Forderung die gesamten Personal-
kosten der Interkulturellen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie 30 % der Perso-
nalkosten der Sonderkindergartenpddagoginnen und —padagogen an; fir die
Entwicklungsstandforderung 70 % der Personalkosten der Sonderkindergarten-
padagoginnen und —padagogen.

In der praktischen Durchflhrung der Sprach— bzw. Entwicklungsstandférderung galt
diese anteilsmalige Abgrenzung fur die Sonderkindergartenpddagoginnen und
—padagogen nicht. Laut Angabe des Amts der Niederdsterreichischen Landesregie-
rung richteten diese ihre Arbeit prinzipiell nach dem Bedarf der Kinder aus.

Der Integrationsfonds stellte etwa im Rahmen der Uberprifung der Abrech-
nung 2015/16 fest, dass in Niederdsterreich das eingesetzte Personal an einigen
besuchten Standorten neben der alltagsintegrierten Sprachférderung keine speziel-
len Deutschférderangebote fir férderbedirftige Kinder setzte. Der Integrations-
fonds wies das Land Niederosterreich im Rahmen des Hospitationsberichts darauf
hin, dass dies nicht ganzlich den Vorgaben der Vereinbarung friihe sprachliche
Forderung entsprach.

Das Land Niederdsterreich hingegen vertrat die Auffassung, dass der Kindergarten-
regelbetrieb mit einer padagogischen Fachkraft und einer Unterstitzungskraft durch-
zufihren war. Waren zusatzliche MaRBnahmen vonnoten, weil ein Kind einen
erhohten Sprachférderbedarf in der deutschen Sprache oder einen erhohten Bedarf
betreffend den Entwicklungsstand aufwies, kamen Interkulturelle Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter und/oder Sonderkindergartenpadagoginnen und —padagogen zum
Einsatz.

Nach dem NO Kindergartengesetz 2006 waren Sonderkindergartenpddagoginnen
und —pddagogen zur Forderung und Unterstitzung von Kindern mit besonderen
Bedurfnissen einzusetzen. Inwiefern das Land Niederdsterreich Uber diese gesetzlich
vorgesehene Betreuung zusatzliche Sonderkindergartenpdadagoginnen und
—padagogen einsetzte, war nicht aus der Abrechnung ersichtlich.3 Das Amt der
Niederosterreichischen Landesregierung vertrat die Ansicht, dass es bei Abschluss
der Vereinbarung zur frithen sprachlichen Férderung ,gegenseitiges Einvernehmen
war, dass die Sprachforderung wie in der Vergangenheit unter nahezu gleichem
Personaleinsatz gleichermalen fortgefiihrt werde”.

Im Vergleich zum Land Oberésterreich war das AusmaR der eingesetzten Sonderkindergartenpadagoginnen
und —pddagogen hoher.
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Das BMEIA beharrte letztlich nicht auf dem nach der Vereinbarung erforderlichen
zusatzlichen Personaleinsatz fur zuséatzliche SprachférdermalRnahmen und geneh-
migte die Abrechnungen des Landes Niederdsterreich.

(4) In Oberosterreich hatten die Trager die zum Regelbetrieb zusatzliche Sprachfor-
derstunde pro Kind pro Woche, fiir die sie Zweckzuschiisse lukrieren konnten, anzu-
geben. Insofern bedingte dies in der Regel einen zusdtzlichen Personaleinsatz fir
zusatzliche MalBnahmen. Allerdings konnte die Bildungsdirektion flr Oberdsterreich
nicht ausschlieRen, dass Trager die Finanzierung von bereits vor der Vereinbarung
gesetzten FordermalRnahmen durch die Zweckzuschisse ersetzten. Diesbezlgliche
Regelungen in den Forderkriterien sah sie auch nicht vor. Wie in TZ 33 ausgefihrt,
schichtete die Stadt Wels ab dem Kindergartenjahr 2016/17 ihren Kindergarten-
personaleinsatz insofern um, als sie anstatt bisher zwei padagogische Fachkrafte pro

Gruppe nur mehr eine einsetzte. Die freigewordenen Ressourcen beschaftigte sie
Uberwiegend als Sprachforderkrifte, die sie zum GroBteil durch Zweckzuschisse
finanzierte.

Der RH hielt fest, dass — trotz Uberpriifungen durch Integrationsfonds und BMEIA —
der Personaleinsatz fir Sprachférderung je 100 geforderte Kinder in allen drei
Abrechnungsjahren in Niederdsterreich und in Oberdsterreich differierte. Neben
den unterschiedlichen Vorgehensweisen in den beiden Landern waren dafir u.a.
auch Divergenzen in den Abrechnungen verantwortlich. In diesem Zusammenhang
kritisierte der RH, dass die entsprechend der Vereinbarung friihe sprachliche Forde-
rung von den Landern zu Ubermittelnden Angaben in den Schlussberichten nicht
ausreichten, um den (zusatzlichen) Personaleinsatz der Lander fir Sprachférder-
maflnahmen zu Uberprifen.

Der RH empfahl dem BKA (Familie, Integration) und dem BMBWF, zukiinftig Gber-
prifbare Angaben zur vereinbarungskonformen Verwendung der Zweckzuschisse
festzulegen.

Der RH hielt kritisch fest, dass den niederdsterreichischen Abrechnungen der Peri-
ode 2015/16 bis 2017/18 fiktive Betrdge zum Personaleinsatz zugrunde lagen. Nach
Ansicht des RH war die Heranziehung der gesamten Personalkosten der Sonderkin-
dergartenpddagoginnen und —padagogen fir die frihe sprachliche Férderung sowie
die Entwicklungsstandforderung nicht gerechtfertigt, weil zumindest ein Teil auf die
Betreuung von Kindern mit besonderen Beddrfnissen entfiel.

Weiters wies er darauf hin, dass das Land Niederosterreich die ZweckzuschUsse des
Bundes fir bereits bestehende —wenn auch Uber den Regelbetrieb hinausge-
hende — MaRRnahmen verwendete. Dadurch finanzierte das Land Niederosterreich
bereits bestehende Ausgaben zum Teil mit Bundesmitteln. Insofern bemangelte der
RH die Genehmigung der niederdsterreichischen Schlussberichte durch das BMEIA,
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weil es dadurch auf allfdllige Ruckforderungen an das Land Niederdsterreich
verzichtete.

Schliefslich hielt der RH fest, dass die Stadt Wels — unter Einhaltung der Forderkrite-
rien der Bildungsdirektion flr Oberdsterreich — durch Umschichtung des Perso-
naleinsatzes die bisher zweiten padagogischen Fachkrafte pro Gruppe aufgrund
ihres neuen Einsatzes als Sprachforderkrafte zum Teil durch Zweckzuschisse des
Bundes finanzierte. Nach Ansicht des RH ware eine entsprechende Regelung in den
Forderkriterien in Oberdsterreich im Sinne einer Qualitdtssteigerung zweckmaliig
gewesen.

Der RH verwies in diesem Zusammenhang auf seine Empfehlung aus TZ 4, wonach
zuklnftige Zweckzuschisse fur die frihe sprachliche Forderung jedenfalls an die
Bedingung einer messbaren Qualitdtsverbesserung zu knipfen waren, um den
Austausch der Finanzierungsquelle zu vermeiden.

(1) Das BKA (Integration) wies in seiner Stellungnahme darauf hin, dass die gefor-
derten Uberprifbaren Angaben zur vereinbarungskonformen Verwendung der
Zweckzuschisse in der Vorlage fir den Schlussbericht nach Art. 6 der Vereinbarung
frihe sprachliche Férderung abschlieRend geregelt seien. Diese Vorlage sei als
Anlage B Bestandteil der Vereinbarung frihe sprachliche Férderung und unter
BGBI. Il 234/2015 kundgemacht worden. Eine einseitige Anderung der Schlussbe-
richtsvorlage durch den Bund sei unzuldssig.

(2) GemaR den gleichlautenden Stellungnahmen des BMAF) und des BMBWF sei das
unterschiedliche Ausmal® des Personals fir die friihe sprachliche Férderung auf das
jeweilige Sprachférderkonzept des Landes zurlckzufiihren. Zudem sei es laut der
Vereinbarung Elementarpadagogik Aufgabe der Ldnder, die widmungsgemale
Verwendung der vom Bund gewéahrten Zweckzuschiisse zu Gberprifen und zu besta-
tigen. Der Bund nehme wiederum die Prifung und Genehmigung der Abrechnun-
gen der Lander vor. Dabei ziehe der Bund zusatzlich das jeweilige Landeskonzept fr
die Prifung heran, wodurch der zuséatzliche Einsatz von Personen fir die friihe
sprachliche Forderung sichtbar werde. Bei entsprechenden Inkonsistenzen fordere
der Bund die Lander zur Aufklarung bzw. Stellungnahme auf.

(3) Der Integrationsfonds merkte in seiner Stellungnahme an, dass die Abrechnungs-
prifung des Personaleinsatzes nicht in seinem Zustandigkeitsbereich gelegen sei. Er
sei nur fur die Prifung der inhaltlichen Belange verantwortlich gewesen, z.B. die
Uberpriifung des ,zusatzlichen” Charakters der FérdermaRnahmen. Diese Auftei-
lung der Verantwortlichkeit sei jeweils auch in den jahrlichen Schlussberichten fest-
gehalten worden.
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Die Rolle der Gemeinden

(1) Im Fall der NO Landeskindergérten betraf die Zusammenarbeit zwischen Kinder-
gartenleitung (Landesbedienstete) und Gemeinden als Kindergartenerhalter zwar in
erster Linie administrative Angelegenheiten, aber auch Kindergartenprojekte und
padagogische MaRnahmen. Fir diese Gesprache hatte die Abteilung Kindergarten
eine Checkliste fir die Kindergartenleitungen bereitgestellt. Die NO Landeskinder-
garten fihrten Sprachstandsfeststellungen durch, weshalb die Daten zur Wirkungs-
kennzahlin den Gemeinden prinzipiell vorhanden waren. Ob sie diese auch nutzten,
war der Abteilung Kindergarten nicht bekannt. Die Stadtgemeinde Schwechat
wertete die Sprachstandsfeststellungen nicht weiter aus.

Darlber hinaus bestand hinsichtlich der Schwerpunkthauser und —regionen eine
verstarkte Zusammenarbeit zwischen der Abteilung Kindergarten und den betref-
fenden Gemeinden. So fanden zwischen der Stadtgemeinde Schwechat und der
Abteilung Kindergdrten Ende 2019 Gesprache statt, weil mit September 2020 die
NO Landeskindergarten der Stadtgemeinde Schwechat als Schwerpunktregion an
einem Sprachforderprojekt teilnehmen sollten. Im April 2020 war ein weiteres
Gesprach zwischen der Stadtgemeinde und der Abteilung Kindergarten geplant, v.a.
um die Rahmenbedingungen zu klaren, weil die Stadtgemeinde fur die zusatzlichen
Teamstunden im Rahmen des Sprachforderprojekts Ersatzkréfte fur die Kinderbe-
treuerinnen und —betreuer zur Verfligung stellen sollte.

(2) Im Land Oberosterreich waren die Gemeinden und privaten Trager weitaus star-
ker in MaRnahmen der frihen sprachlichen Férderung in Kindergarten involviert,
weil sie als Zweckzuschussempfanger daflr verantwortlich waren und sie selbst
umsetzten.

Betreffend Sprachstandsfeststellungen meldeten die Trager der Kindergarten
(Gemeinden oder Private) die Daten an die Bildungsdirektion flr Oberosterreich
weiter. Da in Oberdsterreich die Sprachstandsfeststellungen auch private Trager
durchfihrten und diese die Ergebnisse direkt an die Bildungsdirektion fir Ober-
Osterreich Ubermittelten, waren die Daten zu den Wirkungskennzahlen den Gemein-
den, sofern es —wie in der Stadt Wels — private Kindergartentrdager gab, nicht
vollstdndig bekannt. Da es bei privaten Tragern u.a. eine Fordervoraussetzung war,
dass sich die Standortgemeinde durch privatrechtlichen Vertrag zur Abgangs-
deckung verpflichtete, hatte die Stadt Wels insbesondere zu Steuerungszwecken
Interesse an den Wirkungskennzahlen der privaten Kindergarten.

Die Stadt Wels setzte —unabhédngig von den Malknahmen im Rahmen der

Art. 15a B-VG Vereinbarungen — zusatzliche Schritte zur friihen sprachlichen Foérde-
rung. So finanzierte sie in den stadtischen Kindergarten SprachférdermalRnahmen
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fir 3—Jahrige, bis zum Kindergartenjahr 2015/16 interkulturelle Hilfskréfte und das
sogenannte Sprachbriickenprojekt.

Der RH hielt fest, dass die Lander gemeinsam mit den Kindergartentragern die
Vereinbarungen frihe sprachliche Forderung und Elementarpddagogik operativ
umsetzten. Da in den beiden Uberpriften Landern die Zustéandigkeiten im Kinder-
gartenwesen unterschiedlich geregelt waren (TZ 3) und sie unterschiedliche Modelle
bei der Vergabe der Zweckzuschiisse anwandten (TZ 6), war die Rolle der Kinder-
gartentrager unterschiedlich gestaltet.

In Niederdsterreich setzte v.a. die Abteilung Kindergdrten durch padagogische
Vorgaben, Personaleinsatz und Sprachférderprojekte die MaRnahmen zur frithen
sprachlichen Férderung, die Gemeinden als Erhalter der NO Landeskindergéarten
hatten dabei unterstitzende Funktionen. Der RH sah die Initiilerung eines Sprachfor-
derprojekts fur die NO Landeskindergérten in der Stadtgemeinde Schwechat
positiv.

Der RH empfahl der Stadtgemeinde Schwechat, das vom Land Niederdsterreich initi-
ierte Sprachférderprojekt fiir die NO Landeskindergérten in Schwechat zu unterstiit-
zen, um die Effektivitdt der gesetzten SprachfordermalRnahmen zu erhéhen.

In Oberdsterreich nahmen die Gemeinden und privaten Trager eine wichtige Funk-
tion ein, weil sie die MaRnahmen zur frihen sprachlichen Forderung operativ
umsetzten. Der RH wies darauf hin, dass die Gemeinden keine umfassenden Infor-
mationen zu den Wirkungen der friithen sprachlichen Forderung in ihrem Zustandig-
keitsbereich erhielten, weil die privaten Trager die Daten fir die Wirkungskennzahlen
direkt an die Bildungsdirektion fiir Oberdsterreich meldeten. So hatte auch die Stadt
Wels keine gesamthaften Informationen Uber den Erfolg der gesetzten Mallnahmen
zur frihen sprachlichen Forderung.

Daher empfahl der RH der Stadt Wels, in den Vertragen zur Abgangsdeckung mit
den privaten Kindergartentragern die Ubermittlung der Ergebnisse der Sprach-
standsfeststellungen vorzusehen, um so Informationen Uber den Zielerreichungs-
grad betreffend friihe sprachliche Forderung zu erhalten.

Auch vermerkte der RH v.a. die Aktivitdten der Stadt Wels durch weitere Malinah-
men zur frihen sprachlichen Férderung —aulRerhalb des Rahmens der Verein-
barungen — positiv.

(1) Laut Stellungnahme des Landes Oberdsterreich seien im Hinblick auf die Infor-
mationen der privaten Trager an die Gemeinden zu den Wirkungen der frihen
sprachlichen Forderung in ihrem Zustandigkeitsbereich vorab Fragen des Daten-
schutzes zu klaren. In kleinen Gemeinden mit eventuell nur einem privaten Rechts-
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trager bestehe die Gefahr, dass eine Meldung der Wirkung der frithen sprachlichen
Forderung personenbezogen nachvollziehbar sein kdnne und daher der Daten-
schutz—Grundverordnung widerspreche.

(2) Die Stadtgemeinde Schwechat teilte in ihrer Stellungnahme mit, eine positive
Haltung gegeniber dem Projekt zu haben. Ein erstes Abstimmungsgesprdach mit
dem Land Niederdsterreich habe stattgefunden, jedoch hatten sich die weiteren
Umsetzungsschritte durch die COVID—19—Pandemie verzogert.

(3) Laut Stellungnahme der Stadt Wels sei fraglich, ob eine unmittelbare Ubermitt-
lung der Ergebnisse der Sprachstandsfeststellungen durch die privaten Rechtstrager
tatsachlich der effizienteste Weg zur Zielerreichung sei. Da eine gesetzliche Verpflich-
tung zur Ubermittlung der Daten durch die Rechtstrager an die Standortgemeinde
fehle, misse mit allen in der Stadt Wels tatigen privaten Rechtstragern eine vertrag-
liche Einigung erzielt werden. Aufgrund des zusatzlichen Arbeitsaufwands konne
hier kein grolRes Entgegenkommen der privaten Rechtstrager erwartet werden, v.a.
auch aufgrund der Tatsache, dass die meisten Rechtstrager in zahlreichen anderen
Gemeinden Kindergarten betreiben wirden und daher beflirchten missten, dass als
Folgewirkung auch von diesen die Ubermittlung der Sprachstandsfeststellungser-
gebnisse gefordert werden kdnnte. Da aber sdmtliche Rechtstrager die Ergebnisse
der Sprachstandsfeststellung ohnehin an die Bildungsdirektion flr Oberosterreich
Ubermitteln bzw. im KBEweb erfassen missten, sei es aus Sicht der Stadt Wels am
sinnvollsten, wenn die Bildungsdirektion die gesammelten Daten der jeweiligen
Standortgemeinde Gbermittle bzw. dieser zuganglich mache. Durch den Einsatz digi-
taler Anwendungen kdnnten hier Losungen angedacht werden, welche den Gemein-
den einen Zugriff auf die Daten ohne zusatzlichen Arbeitsaufwand fir die
Bildungsdirektion und die privaten Rechtstrager ermoglichen wiirden.
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Datenmanagement

(1) Zur Vereinfachung der Datenlieferungen der Lander im Rahmen der Vereinba-
rung Elementarpadagogik fir die Kindergartenjahre 2018/19 bis 2021/22 lieR das
BMBWEF im Jahr 2019 eine bestehende Applikation (EDV—-basierter Stellenplan3?) zur
Datenerfassung fur elementare Bildungseinrichtungen (Elbi) erweitern.

Zur Zeit der Gebarungstberprifung im Janner 2020 Ubermittelten die Lander die
Jahresabrechnung 2018/19 erstmals mit Elbi an das BMBWF, wobei Anfangsschwie-
rigkeiten auftraten. Unter anderem waren weiterhin handische Eingaben
erforderlich.

(2) Im Land Niederosterreich erfolgte zur Zeit der Gebarungsiberprifung die
Dateniibermittlung zwischen den NO Landeskindergirten und dem Amt der
Niederosterreichischen Landesregierung Uber den Versand von elektronischen
Dateien. Hiebei kam es in den NO Landeskindergéarten bei der Dateneingabe zur
Sprachstandsfeststellung zur zweimaligen Erfassung, weil diese Daten zu unter-
schiedlichen Zeitpunkten sowohl fir die Abrechnung der Vereinbarungen als auch
far die Kindertagesheimstatistik benétigt wurden.

Die Abteilung Kindergarten hatte im Jahr 2019 im Rahmen eines Vergabeverfahrens
die Entwicklung und Ausstattung der NO Landeskindergirten mit einer ,digitalen
Kindergartenverwaltung” auf Web—Basis in Auftrag gegeben. Dieses Programm
sollte die Verwaltung von Kindergartenstammdaten, die Personalverwaltung, die
padagogische Planung und Dokumentation, die Personalzuteilung, Verrechnungs-
aufgaben, Auswertungen, Formulare und ein Nachrichtensystem umfassen. Hieflr
war nach einer Testphase beginnend im Herbst 2020 eine stufenweise Ausrollung im
Zeitraum Marz 2021 bis November 2022 geplant.

Zur Zeit der Gebarungslberprifung befand sich das Programm in einigen ausge-
wéhlten NO Landeskindergérten in der Pilotphase. Eine zweimalige Erfassung von
Daten (z.B. Daten zur Sprachstandsfeststellung) sei laut Angaben der Abteilung
Kindergarten bei Implementierung des Programms obsolet.

(3) Im Land Oberosterreich hatten die Kindergartentrager zur Datenerfassung und
—Ubermittlung im Rahmen der Vereinbarung frihe sprachliche Forderung bzw.

Elementarpddagogik das KBEweb zu verwenden. KBEweb diente gleichzeitig zur
Meldung von Daten und Abwicklung der Férderantrage.

Applikation fir Landeslehrpersonen
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Da jedoch noch keine Blrgerkarten fur die Trager der Kindergéarten eingerichtet
waren, mussten trotz web—basierter Datenbank Formulare ausgedruckt und unter-
zeichnet an die Bildungsdirektion fiir Oberdsterreich Gbermittelt werden. In einem
Projektauftrag aus dem Jahr 2016 war die Einrichtung einer Birgerkarte vorgese-
hen, jedoch war es bis zur Zeit der Gebarungsiberprifung nicht zur Umsetzung des
Vorhabens gekommen.

(1) Der RH hielt fest, dass das BMBWF — entsprechend der Empfehlung des Integra-
tionsfonds — die Applikation EDV—basierter Stellenplan um Elbi erweiterte, um die
Abwicklung der Vereinbarung Elementarpddagogik zu vereinfachen. Allerdings
erfolgte die Datenlbernahme zur Zeit der Gebarungsiberprifung noch nicht voll-
standig automatisiert.

Der RH empfahl dem BMBWEF, Elbi insofern weiterzuentwickeln, als alle fir die
Abrechnung erforderlichen Eingabefelder mittels Gesamttabelle —ohne handische
Eingaben — hochgeladen werden kénnen.

(2) Der RH verwies kritisch auf die zweimalige Erfassung von Daten in den NO Landes-
kindergarten, weil dadurch das Kindergartenpersonal mit Verwaltungsmehraufwand
belastet war. In diesem Zusammenhang wertete der RH das Projekt des Landes
Niederosterreich zur digitalen Kindergartenverwaltung auf Web—Basis als Schritt in
die richtige Richtung.

Der RH empfahl dem Land Niederdsterreich, bei der Konzeption der digitalen Kinder-
gartenverwaltung darauf zu achten, dass in Zukunft die mehrfache Erfassung von
Daten vermieden wird.

(3) Der RH vermerkte die Verwendung von KBEweb gleichzeitig zur Datenerfassung
und Abwicklung von Férderantragen in Oberdsterreich positiv. Jedoch beanstandete
er, dass die Kindergartentrager in Oberosterreich weiterhin Formulare in ausge-
druckter Form an die Bildungsdirektion fir Oberdsterreich zu schicken hatten, was
den Nutzen von KBEweb teilweise konterkarierte.

Der RH empfahl dem Land Oberosterreich, unter Abwdgung der Nutzen und Kosten

die Burgerkarte fur die Kindergartentrdger einzufiihren, um den Verwaltungsauf-
wand so gering wie moglich zu halten.
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(1) Laut Stellungnahme des BMBWF sei die Applikation Elbi bereits zur Erleichterung
des Uploads der Abrechnung durch Erweiterung des Datenfiles und Reduzierung der
handischen Beflllungen optimiert worden. Dadurch seien alle Angaben, die in
VerknUpfung mit einer Kindergartenstandort—Kennzahl stiinden, mit Hilfe des
Datenfiles zu beflllen. Insofern reduziere sich die handische Beflllung auf die
Abrechnung im Zusammenhang mit den Tageseltern aufgrund des fehlenden
Identifikationsmerkmals.

(2) Das Land Niederosterreich teilte in seiner Stellungnahme mit, dass sich das
NO KigaNet derzeit in der Pilotphase befinde und noch angepasst werde. Es sei
jedenfalls gewiinscht, dass mit Vollbetrieb keine zusatzliche Erfassung von Daten
erforderlich sei, damit auch Korrekturarbeiten aufgrund von Falscheintragungen
durch mehrfache Dateneinmeldungen in geringerem Ausmal$ anfallen wirden.

(3) Laut Stellungnahme des Landes Oberosterreich habe sich die Umstellung des
Internetzugangs von Rechtstragern und Kinderbildungs— und —betreuungseinrich-
tungen auf die Birgerkartenfunktionalitat aufgrund personeller Engpéasse verzogert.
Die Umsetzung solle im Jahr 2021 erfolgen. Mit der Implementierung der Blrgerkar-
tenfunktionalitat kdnnten die Antrdge innerhalb der Anwendung KBEweb digital
signiert werden, ein Ausdrucken, Unterschreiben und Versenden an die Bildungsdi-
rektion flr Obero6sterreich seien somit nicht mehr notwendig.

(Wirkungs—)Indikatoren
und Zielwerte — Evaluierungsschlussberichte

(1) Die Evaluierungsschlussberichte der Kindergartenjahre 2015/16, 2016/17
und 2017/18 stellten die jeweiligen Wirkungskennzahlen3?* nach Landern und fur
Osterreich gesamt dar. Daraus ergab sich im Zeitverlauf folgendes Bild:

Tabelle 16:  Wirkungskennzahlen im Zeitverlauf

Kindergartenjahr 2015/16 2016/17 2017/18
in %
Osterreich 37,92 31,93 32,35
Niederdsterreich 45,51 52,31 53,12
Oberdsterreich 36,39 33,88 24,83

Quelle: OIF

Die Wirkungskennzahl ist der prozentuelle Zahlenwert (gemessen an der Anzahl der Kinder), um den sich der
Sprachforderbedarf im Zeitraum eines Kindergartenjahres nach den durchgefihrten FordermalRnahmen
verringerte.
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Dies bedeutete, dass etwa im Kindergartenjahr 2017/18 Osterreichweit rd. 32 % der
Kinder nach friher sprachlicher Férderung innerhalb eines Kindergartenjahres
keiner weiteren Sprachforderung bedurften. Die Wirkungskennzahlen von Nieder-
Osterreich und Oberdsterreich unterschieden sich in der Hohe und im zeitlichen
Verlauf.

Die Verschlechterung der Wirkungskennzahl im Kindergartenjahr 2017/18 begrin-
dete die Bildungsdirektion fir Oberdsterreich damit, dass auf Basis einer linguisti-
schen Evaluierung andere Schwellenwerte beim BESK Oberd6sterreich eingefiihrt
wurden. Die Unterschiede in der Hohe der Wirkungskennzahl zwischen den Landern
fihrte die Bildungsdirektion fir Oberosterreich u.a. auf die unterschiedlichen
Instrumente der Lander zurlck. Eine systematische Analyse der Unterschiede durch
den Integrationsfonds bzw. das BMEIA lag nicht vor.

Seit dem Kindergartenjahr 2019/20 verwendeten erstmals alle Lander zur Sprach-
standsbeobachtung den BESK kompakt (TZ 16).

(2) Weder die Vereinbarung Elementarpadagogik noch die WFA trugen der Flucht-
bewegung ab dem Jahr 2015,3* etwa bei den Zielzustdnden, Rechnung.

(3) Beide Vereinbarungen sahen keine genderspezifischen Ziele vor, weder die Ziel-
zustdnde noch die Wirkungskennzahlen differenzierten nach Geschlecht, daher
waren auch die Daten in den Evaluierungsschlussberichten nicht genderspezifisch
dargestellt. Auf Nachfrage des RH konnten beide Lénder diesbezlglich Daten zur
Verfligung stellen, die in nachfolgender Tabelle ersichtlich sind:

Tabelle 17:  Sprachférderung nach Geschlecht

Kindergartenjahr 2016/17 2017/18 2018/19

Niederdsterreich! Oberdsterreich Niederdsterreich® Oberdsterreich Niederdsterreich! Oberdsterreich

Geschlecht Anzahl in%  Anzahl in%  Anzahl in%  Anzahl in%  Anzahl in% Anzahl in%
weiblich 3.576 42  2.962 47 3.791 43 3.243 47 3.942 43 3.296 48
mannlich 4.847 58 3.297 53 5.057 57 3.620 53 5.330 57 3.622 52

Die Tabelle weist die mit Zweckzuschissen geforderten Kinder aus.

1 Die Daten fiir Niederdsterreich stimmen nicht mit jenen aus Tabelle 10 tiberein. Grund dafiir sind Datenerfassungen zu zwei unterschiedli-
chen Zeitpunkten, wodurch auch Differenzen auftraten (TZ 25).

Quellen: Amt der Niederosterreichischen Landesregierung; Bildungsdirektion fiir Oberosterreich

3 Im Jahr 2015 erhohte sich die Anzahl der Asylsuchenden auf 88.340, im Jahr 2014 waren es 28.064. Bis zum
Jahr 2018 sank die Anzahl der Asylsuchenden wieder auf 13.746. Die Kindertagesheimstatistiken zeigten seit
dem Kindergartenjahr 2015/16 bis zum Kindergartenjahr 2018/19 kontinuierlich steigende Werte bei den
Kindern mit nichtdeutscher Muttersprache, sowohl 6sterreichweit (von 27,1 % auf 29,4 %) als auch in Nieder-
Osterreich (von 19,6 % auf 21,6 %) und in Oberdsterreich (von 23,7 % auf 25,1 %).
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Die Tabelle zeigt, dass Buben eher einen Sprachférderbedarf aufwiesen als Madchen;
besonders deutlich zeigte sich dies in Niederdsterreich.

(1) Der RH anerkannte, dass im Rahmen der Vereinbarungen eine Wirkungskennzahl
entwickelt wurde. Er hielt jedoch kritisch fest, dass die Wirkungskennzahl Lernfort-
schritte unterhalb der Schwellenwerte der einzelnen BESK—Bereiche nicht abbildete.
Wenn Kinder mit geringen oder ohne Deutschkenntnisse zwar im Laufe eines Kinder-
gartenjahres wesentliche Fortschritte machten, allerdings am Ende des Kindergar-
tenjahres noch einen Sprachférderbedarf aufwiesen, stellte die Wirkungskennzahl
den bisher erzielten Lernfortschritt nicht dar.

Der RH empfahl dem BMBWF, gemeinsam mit den Landern die Wirkungskennzahl
dahingehend weiterzuentwickeln, dass die Lernfortschritte aller geférderten Kinder
erkennbar werden.

Der RH hielt fest, dass die in den Evaluierungsschlussberichten dargestellten
Wirkungskennzahlen groRRe Unterschiede zwischen den einzelnen Landern aufwie-
sen. Er sah es kritisch, dass die Unterschiede zwischen den Landern nicht systema-
tisch analysiert wurden. Ein Grund fur die Unterschiede kdnnte in den verschiedenen
Beobachtungsinstrumenten der Lander liegen. Der RH wertete daher die einheit-
liche Verwendung des BESK kompakt durch die Lander ab dem Kindergarten-
jahr 2019/20 positiv.

Der RH empfahl daher dem BMBWF, die Effekte des oOsterreichweit einheitlich
verwendeten Beobachtungsbogens zur Erfassung der Sprachkompetenz auf die
Wirkungskennzahl zu evaluieren und allfallige Unterschiede zwischen den Landern
zu analysieren. Auf Basis der Analyseergebnisse waren bei Bedarf Verbesserungs-
malnahmen zu setzen.

(2) Der RH hielt kritisch fest, dass weder die Vereinbarung Elementarpddagogik noch
die WFA die Auswirkungen der Fluchtbewegung ab dem Jahr 2015 berUcksichtigten,
obwohl sie Einfluss auf die H6he der Wirkungskennzahl und die Anzahl der auReror-
dentlichen Schilerinnen und Schiler in der 1. Schulstufe hatte:

Durch die Fluchtbewegung kam eine hohe Anzahl von gefliichteten Kindern ohne
jegliche Deutschkenntnisse in Osterreichische Kindergarten, wodurch auch die
Wirkungskennzahl 6sterreichweit sank (Tabelle 16). Da sich bis zur Zeit der Geba-
rungstberprifung der Zuzug aus dem Ausland kontinuierlich verringert hatte, war
der vorhin beschriebene Effekt nicht mehr gegeben, was zur automatischen Erho-
hung der Wirkungskennzahl fihrte.
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Die Anzahl der aullerordentlichen Schilerinnen und Schiler in der 1. Schulstufe
(Tabelle 18 in TZ 29) sank nach einem Anstieg ab den Kindergartenjahren 2017/18
(Oberosterreich) bzw. 2018/19 (Niederosterreich), was u.a. durch die frihe sprach-
liche Forderung in den Kindergarten oder auch durch den gesunkenen Zuzug aus

dem Ausland bedingt sein konnte.

Dem RH war die Schwierigkeit, aussagekraftige Daten zu Kindern mit Fluchthinter-
grund zu ermitteln, bewusst,3* allerdings waren diese Daten seiner Auffassung nach
erforderlich, um die Auswirkungen der FérdermalRnahmen und der eingesetzten
Finanzmittel objektiv analysieren zu kénnen.

Der RH empfahl dem BMBWEF, bei Analyse der Zielzustande der Vereinbarung
Elementarpddagogik die Auswirkungen der Fluchtbewegung ab 2015 zu bericksich-
tigen, um die tatsachlichen Qualitdtssteigerungen der gesetzten MalRnahmen sicht-
bar zu machen.

(3) Der RH hielt kritisch fest, dass aufgrund fehlender genderspezifischer Ziele bzw.
Zielzustande auch die Wirkungskennzahlen nicht nach Geschlecht differenziert und
in den Evaluierungsschlussberichten die Daten nicht genderspezifisch dargestellt
waren. Er wies darauf hin, dass die Lander Niederosterreich und Oberosterreich
ohnehin genderspezifische Daten erhoben und dadurch kein wesentlicher Verwal-
tungsmehraufwand entstand.

Im Licht des Art. 13 Abs. 3 B-VG, wonach Bund, Lander und Gemeinden in der Haus-
haltsfihrung die tatsachliche Gleichstellung zwischen Frauen und Méannern anzu-
streben haben, lieRe sich mit genderspezifischen Daten analysieren, wie sich die
frihe sprachliche Forderung auf Madchen und Buben auswirkt (genderspezifische
Wirkungskennzahl) und wie sich die eingesetzten Fordermittel auf Madchen und
Buben verteilen. Der RH verwies auf seine Empfehlung in TZ 9, wonach bei kiinftigen
Verhandlungen zu einer Art. 15a B-VG Vereinbarung mogliche genderspezifische
Auswirkungen der friihen sprachlichen Forderung zu analysieren und bei der Defini-
tion von Zielen, Zielzustdnden und MalBnahmen entsprechend zu beriicksichtigen
waren. Damit konnten genderspezifische Wirkungen der frithen sprachlichen Foérde-
rung in den Evaluierungen ausgewiesen und transparent gemacht werden.

(1) Laut Stellungnahme des BMBWF sei — u.a. in Anbetracht eines verwaltungs-
okonomischen und zweckmaRigen Vorgehens —in Zusammenhang mit der Wirkungs-
kennzahl der festgelegte Schwellenwert laut BESK kompakt ausschlaggebend.
Aufgrund der Kompetenzverteilung lagen die Evaluierung der Qualitat des jeweiligen
Sprachférderkonzepts und eventuell vorzunehmende Anderungen in der Verant-
wortung der Lander, die die Wirkungskennzahl zu erreichen hatten. Auf Landes—und

siehe RH—-Bericht ,Unterricht fir Kinder und Jugendliche mit Fluchthintergrund” (Reihe Bund 2019/12,
TZ 7 ff)
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Gemeindeebene seien die genauen Ergebnisse und damit die Lernfortschritte der
Kinder aussagekraftiger als auf Bundesebene, weil dort mit gezielten MaRnahmen
angesetzt werden konne. Die Empfehlung sei daher primér an die Liander zu
richten.

Die Effekte des Osterreichweit verwendeten BESK kompakt wiirden auf Basis der
Ergebnisse (Anzahl der Kinder mit Deutschférderbedarf) im Rahmen der Ist—Stands—
Analyse von Bundesseite evaluiert, mit den Landern besprochen und von diesen
analysiert —u.a. im Zusammenhang mit der zu erreichenden Wirkungskennzahl im
Rahmen der Ressourcen—, Ziel- und Leistungsgesprdache. Da der BESK kompakt
jedoch erst ab dem Kindergartenjahr 2019/20 verpflichtend zur Anwendung komme,
kdnne eine solche Evaluierung erst nach gefestigter Etablierung erfolgen.

Es gebe keine Daten dazu, wie viele der Kinder unter fiinf Jahren, die im Rahmen der
Fluchtbewegung nach Osterreich gekommen waren, eine elementare Bildungsein-
richtung besuchten, weil keine Verbindlichkeit fiir den Besuch vor dem verpflichten-
den Kindergartenjahr bestehe. Auch gebe es kein Merkmal fir Kinder mit
Fluchthintergrund, daher kénne die Fluchtbewegung ab 2015 in den Daten der
Vereinbarung nicht abgebildet werden.

(2) Laut Stellungnahme des Integrationsfonds sei er grundsatzlich um Transparenz
und Vergleichbarkeit in Zusammenhang mit den Wirkungskennzahlen der Lander
bemht gewesen. Damit seien allerdings Einschrankungen verbunden gewesen, weil
die Wirkungskennzahlen von einer Vielzahl an Faktoren beeinflusst werden kdnnten,
die nicht in Form von Daten vorliegen wirden. Zur Offenlegung auffalliger Entwick-
lungen und Abweichungen der Wirkungskennzahlen, insbesondere bei deutlichen
Verschlechterungen, habe er zusatzliche Rickfragen zur Klarung moglicher Ursachen
an die Lander gestellt. Fur eine landertbergreifende Vergleichbarkeit habe der Integ-
rationsfonds auRerdem eine bundesweite Vereinheitlichung des Beobachtungsinst-
ruments angestrebt und dem BMBWF fir die Neuauflage der Vereinbarung
empfohlen, was in der Folge auch Gbernommen worden sei.

Gegenlber dem BMBWF stellte der RH klar, dass seine Empfehlung die Definition
der Wirkungskennzahl betraf und diese wesentlicher Bestandteil der Vereinbarung
Elementarpadagogik war. Er blieb daher bei seiner Empfehlung.

Zu den Ausfihrungen des BMBWF, wonach es keine Daten dazu gebe, wie viele der
Kinder unter finf Jahren im Rahmen der Fluchtbewegung nach Osterreich gekom-
men waren und eine elementare Bildungseinrichtung besuchten, erwiderte der RH,
dass die Auswirkungen der Fluchtbewegung ab dem Jahr 2015 als moglicher Grund
fir eine Verbesserung der Wirkungskennzahl bei einer Analyse der Zielzustande
zumindest offengelegt werden sollten.
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Schnittstelle Kindergarten — Volksschule
Projekte des Bundes

(1) Das BMBWEF initiierte ab dem Kindergarten— bzw. Schuljahr 2013/14 an Kinder-
garten und Volksschulen Netzwerkprojekte, deren gemeinsames Ziel die Erprobung
von Malinahmen fir die Implementierung einer Grundschulreform ab dem Kinder-
garten—bzw. Schuljahr 2016/17 war. Es betraute das BIFIE sowohl mit der begleiten-
den Evaluation der Netzwerkprojekte als auch mit der wissenschaftlichen Begleitung
der darauffolgenden Grundschulreform.

Konkrete Ziele der Netzwerkprojekte waren u.a. die Verbesserung des Ubergangs
zwischen Kindergarten und Volksschule sowie die Gestaltung des letzten Kindergar-
tenjahres und der ersten beiden Volksschuljahre als gemeinsame Schuleingangs-
phase.

Das BIFIE identifizierte in der begleitenden Evaluation der Netzwerkprojekte als
wesentliche Gelingensfaktoren den wertschatzenden Umgang der beteiligten Volks-
schulen und Kindergdrten miteinander, einen gemeinsamen Blick auf das Kind und
das ,,Zusammenwachsen” der beiden Bildungsinstitutionen sowohl auf Leitungs—als
auch Padagogenebene.
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Die Abschlussbefragung an Kindergarten und Volksschulen zu den Netzwerkprojek-

ten zeigte, welche Projekte als besonders erfolgreich erachtet wurden:

Abbildung 6: Netzwerkprojekte

Schuleinschreibung/

Sprachbildung/
Sprachférderung

— Leseprojekte
— Schulkinder lesen im
Kindergarten vor

— Anbindung der schulischen
Forderung an die MaR-
nahmen im Kindergarten

Kommunikation/

Schuleintritt

— gemeinsame Eltern-
informationsveranstaltungen
und Elternabende

— gemeinsame Schiiler-
einschreibung bzw. starkere
Einbindung des Kinder-
gartens bei der Einschreibung

— Anwesenheit einer Kinder-
gartenpadagogin bzw. eines
—padagogen am ersten
Schultag als Briickenfunktion
(,,sanfte Einschulung”)

— Portfolioeinsatz bzw.
Ubergangsportfolio

— Schulreifebeobachtungen im
Kindergarten

— Ubergangsgesprache

Zusammenarbeit
allgemein

—Schulbesuche bzw.
Schnuppertage oder
—stunden

— gemeinsame Aktivitaten und
Projekte von Kindergarten—
und Schulkindern (in der
Schule oder im Kindergarten)

— Austausch zwischen
Leitungen bzw. Padagoginnen
und Padagogen beider
Einrichtungen in Form von
Besprechungen und Treffen

— gemeinsame Fortbildungen
und Hospitationen

—gemeinsame Nutzung von
Raumlichkeiten

— gemeinsame Konferenzen

Quelle: BIFIE; Darstellung: RH

Die Erarbeitung eines 6sterreichweiten Konzepts fir ein einheitliches Vorgehen zum
Schnittstellenmanagement Kindergarten — Volksschule war in der Grundschulreform
nicht vorgesehen. Laut Auskunft des BMBWF seien die Traditionen in den einzelnen
Landern dafir zu unterschiedlich.
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Das BMBWEF plante jedoch einen Fort—und Weiterbildungsschwerpunkt zum Thema
des Ubergangs an den Padagogischen Hochschulen fiir alle beteiligten Zielgruppen,
also fir Lehrende der BAfEP sowie Pddagoginnen und Padagogen der Kindergarten
und Volksschulen.

(2) Im Regierungsprogramm 2020—-2024 sprach die Bundesregierung explizit die
Starkung und den Ausbau der institutionenibergreifenden Zusammenarbeit beim
Ubergang vom Kindergarten auf die Schule an. Auch die Angaben zur Wirkungsori-
entierung enthielten eine Standardisierung und verbesserte Gestaltung der Schul-
eingangsphase in Zusammenarbeit mit dem Kindergarten (TZ 9). Ebenso unterstrich
die OECD-Studie (Providing Early Childhood Education and Care) aus 2018 die
Bedeutung des Zusammenwirkens von padagogischem Personal im Kindergarten
mit den Lehrpersonen an den Volksschulen.

Der RH erachtete die Netzwerkprojekte im Vorfeld der Grundschulreform als gelun-
gene Malinahme zur Entwicklung eines gemeinsamen Bewusstseins fur die Gestal-
tung des Ubergangs vom Kindergarten auf die Volksschule. Er hatte es fiir zweckmaRig
gehalten, nach Abschluss der Grundschulreform weitere Projekte in Zusammen-
arbeit mit den Landern zur Etablierung eines professionellen Ubergangsmanage-
ments vom Kindergarten in die Schule zu forcieren. Im Sinne der Wirkungsorientierung
und des Regierungsprogramms 2020-2024 ware eine Fortfihrung ausgewadhlter
Netzwerkprojekte zu erwagen.

Der RH empfahl dem BMBWEF, die aus der Evaluierung der Netzwerkprojekte hervor-
gegangenen Best Practices unter Einbeziehung der Lander und BerUcksichtigung
bereits bestehender Instrumente weiterzuverfolgen, um ein professionelles Uber-
gangsmanagement zu etablieren.

Der RH hielt fest, dass laut Evaluation des BIFIE die Zusammenarbeit und der Infor-
mationsaustausch zwischen den Padagoginnen und Pdadagogen der Kindergarten
und Volksschulen fiir einen konfliktfreien Ubergang wesentlich waren. Der RH sah
daher den geplanten Fort— und Weiterbildungsschwerpunkt des BMBWF zum
Thema des Ubergangs an den Padagogischen Hochschulen fiir alle beteiligten Ziel-
gruppen im Hinblick auf die im Regierungsprogramm 2020-2024 und in der OECD—
Studie (Providing Early Childhood Education and Care) angesprochene Starkung der
institutionentbergreifenden Zusammenarbeit positiv.

Daher empfahl der RH dem BMBWF, die gemeinsamen Lehrveranstaltungen von
Kindergarten—und Volksschulpadagoginnen und —padagogen an den Padagogischen
Hochschulen zu forcieren, um ein gemeinsames Verstandnis fir Instrumente und
Ziele herzustellen und so den Wissensstand aller beteiligten Fachkrafte in Kindergéar-
ten und Volksschulen auf die gleiche Ebene zu heben.
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Das BMBWF wies in seiner Stellungnahme darauf hin, dass es die Gelingensfaktoren
der Netzwerkprojekte am Ubergang Kindergarten — Volksschule in die Grundschul-
reform Gbernommen habe. Es habe ein strukturierter Austausch mit der zustandi-
gen Schulaufsicht und der Fachabteilung stattgefunden, bei welchem sowohl der
Ist=Stand als auch geplante MaRnahmen und Indikatoren besprochen und verein-
bart worden seien. Im Jahr 2018 seien die wesentlichen Malnahmen aus der Grund-
schulreform in das Padagogik—Paket Uberflihrt worden. Pddagogische Mallnahmen
vor dem Schuleintritt, z.B. gemeinsame Projekte, Schnupperstunden, Konferenzen
von Kindergartenpadagoginnen und —padagogen mit Lehrpersonen, lagen in der
Verantwortung der einzelnen Schulstandorte und kdnnten im Rahmen der Schulau-
tonomie standortgerecht umgesetzt werden.

Der bundesweite Lehrgang ,Frihe sprachliche Forderung” sei seit seiner Einflihrung
sowohl ein Angebot fir Kindergartenpddagoginnen und —padagogen als auch fur
Volksschulpddagoginnen und —padagogen zur Auseinandersetzung mit der frithen
sprachlichen Forderung. Darlber hinaus seien weitere Angebote vorgesehen, z.B.
,Fortbildungen zur Schnittstellenthematik Kindergarten/Volksschule und BAfEP“,
Zusatzlich werde die Padagogische Hochschule Oberdsterreich im Studien-
jahr 2020/21 erstmals eine bundesweite Veranstaltung zum Thema ,Transition
Familie — elementarpddagogische Bildungseinrichtung — Schule” anbieten. Im
Rahmen des Lehramtsstudiums Primarstufe gelinge es durch die Mdoglichkeit der
Schwerpunktsetzung ,Elementarpadagogik” inhaltlich gut, die Schnittstelle Kinder-
garten — Volksschule abzudecken. Laut einer Erhebung des BMBWF hétten an den
13 Padagogischen Hochschulen im Studienjahr 2018/19 insgesamt 1.078 fur
Elementar— und Volksschulpdadagoginnen und —padagogen ausgeschriebene Lehr-
veranstaltungen zum Thema frihe sprachliche Foérderung stattgefunden, im
Studienjahr 2019/20 insgesamt 814.

Kooperationen am Ubergang

(1) Die Kooperation zwischen Kindergarten und Volksschulen war in Niederoster-
reich seit dem Jahr 2010 per Erlass des damaligen Landesschulrats fir Niederdster-
reich in Form von Ubergangsgespriachen3®® institutionalisiert. Im Kindergarten-
jahr 2017/18 fanden laut einer Erhebung des BMBWEF zur Schuleinschreibung 2017
niederdsterreichweit 1.200 Ubergangsgesprache bei 16.600 Schuleinschreibungen
statt; im Kindergartenjahr 2018/19 waren es laut Angabe der Abteilung Kindergéar-
ten 1.030 Ubergangsgesprache.

kinderbezogene Gesprache zwischen Vertreterinnen und Vertretern des Kindergartens und der Schule unter
moglicher Beiziehung der Erziehungsberechtigten und weiterer Expertinnen und Experten
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Im Rahmen der Schiilereinschreibung NEU (Grundschulreform 2016) im Jahr 2016
vereinbarte der damalige Landesschulrat fir Niederdsterreich in Abstimmung mit
der Abteilung Kindergirten den Einsatz von Ubergangsportfolios®”. Zudem
entwickelten sie einen gemeinsamen Ratgeber fir Eltern zum Ubergang ,Vom
Kindergarten in die Schule”.

Kooperationsveranstaltungen zur Vernetzung der Institutionen Kindergarten und
Volksschule fanden in Niederosterreich u.a. organisiert durch die Padagogische
Hochschule Niederdsterreich — als jahrliche Fachtagungen zur gemeinsamen Fortbil-
dung von Kindergarten— und Volksschulpddagoginnen und —padagogen — oder
durch die Kirchliche Padagogische Hochschule Wien/Krems statt.

Weitere Projekte im Bereich der Schnittstelle Kindergarten — Volksschule waren laut
Auskunft der Abteilung Kindergadrten bzw. einzelner besuchter Kindergarten z.B.
gemeinsame Turnstunden, Vorleseprojekte (Volksschulkinder lesen im Kindergarten
vor) oder Schnuppertage fur Kindergartenkinder in der Volksschule. Vor allem auch
im Rahmen des Projekts Schwerpunkthauser und —regionen (TZ 13) setzten betrof-
fene Kindergérten Schwerpunkte im Bereich des Schnittstellenmanagements.

(2) In Oberosterreich fanden auf Gemeindeebene Projekte zum Thema ,Nahtstelle
Kindergarten und Schule” statt; die Bildungsdirektion fir Oberdsterreich organi-
sierte keine landesweit koordinierten Projekte im Kindergartenbereich. Die Anwen-
dung von der Abteilung Elementarpadagogik vorgeschlagener Instrumente und
Methoden durch die Kindergarten war weitgehend freiwillig, ob z.B. Portfolios (auch
fir den Ubergang) eingesetzt wurden, lag im Ermessen der einzelnen Einrichtung.

Jeder Kindergarten sollte iiber ein Ubergangsmanagement verfiigen, dazu gehérten
auch regelméaRige Entwicklungsgesprache mit den Eltern sowie Ubergangsgespra-
che. Uber die Anzahl der gefiihrten Ubergangsgespriche gab es seitens der Abtei-
lung Elementarpadagogik keine Information; die Erhebung des BMBWF zur
Schuleinschreibung 2017 ergab fiir Oberdsterreich eine Anzahl von 6.100 Uber-
gangsgesprachen bei 15.600 Schuleinschreibungen.

Laut Auskunft der Bildungsdirektion fir Oberdsterreich stellte die Padagogische
Hochschule Oberosterreich zur Zeit der Gebarungsiberprifung eine Sammlung
gelungener Ubergangsprojekte — aus einer Auswahl von 300 Projekten — zusammen.
Ebenso bot sie gemeinsame Fortbildungen flir Kindergarten— und Volksschul-
padagoginnen und —padagogen an. Ein Pilotprojekt zum Thema ,Nahtstellenbe-
gleitung” fand im Jahr 2015 statt.

Portfolios dienen der Darstellung der kindlichen Kompetenzen anhand ausgewdhlter Arbeiten, wodurch indi-
viduelle Anstrengungen, Fortschritte und Leistungen sichtbar werden. Das Ubergangsportfolio wird im letz-
ten Kindergartenjahr zusammengestellt und soll dazu verwendet werden, dass die Lehrpersonen im Rahmen
der Schilereinschreibung ihre Einblicke in die Lern— und Entwicklungsprozesse der Kinder vertiefen konnen.
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Im Kindergartenjahr 2016/17 pilotierte das Land Oberosterreich den vom Bund
entwickelten Bildungskompass®, inklusive Evaluierung der Pddagogischen Hoch-
schule Oberosterreich. Dartber hinaus wurde die Verwendung des Bildungskompas-
ses nicht weiter forciert; laut Auskunft der Abteilung Elementarpdadagogik gab es
keine Ubersicht, ob und wo der Bildungskompass in Oberdsterreich zur Zeit der
Gebarungslberprifung zum Einsatz kam.

(1) Der RH hielt fest, dass die Kooperation von Kindergédrten und Volksschulen in
Niederdsterreich seit dem Jahr 2010 in Form von Ubergangsgesprachen und seit
dem Jahr 2016 durch den Einsatz von Ubergangsportfolios institutionalisiert war.
Das Thema Schnittstelle Kindergarten — Volksschule war auch im Projekt Schwer-
punkthduser und —regionen prasent, zudem fanden jahrliche Vernetzungstreffen fir
Padagoginnen und Padagogen der Kindergarten und Volksschulen statt.

(2) In Oberdsterreich konnte jeder Kindergarten frei (iber das eigene Ubergangs-
management entscheiden, eine landesweit institutionalisierte Zusammenarbeit mit
den Volksschulen gab es nicht. Der RH wies kritisch darauf hin, dass die Bildungs-
direktion fir Oberdsterreich dazu keinen landesweiten Uberblick hatte. Auch tber
die Anzahl der Ubergangsgesprache bzw. zur Anwendung des Bildungskompasses in
den Kindergarten konnte die Bildungsdirektion flr Oberdsterreich keine Auskunft
geben.

Der RH empfahl der Bildungsdirektion fiir Oberdsterreich, ausgehend von den Erhe-
bungen des BMBWF die Handhabung des Ubergangs zu analysieren, um die institu-
tionelle Zusammenarbeit zwischen Kindergarten und Volksschulen gezielt weiterzu-
entwickeln.

Laut Stellungnahme des Landes Obergsterreich seien im Zusammenhang mit dem
Thema Schnittstelle Kindergarten — Volksschule bildungsdirektionsintern struktu-
rierte Kommunikationswege festgelegt und sukzessive implementiert worden. Ziel
des internen Austausches insbesondere zwischen Schulaufsicht und padagogischer
Aufsicht Gber die Kinderbildungs— und —betreuungseinrichtungen werde es auch
sein, MaRnahmen fiir den Ubergang gezielt weiterzuentwickeln. Die COVID—19—
Pandemie habe allerdings die Planung und Umsetzung dieser Vorhaben verzogert.

Der Bildungskompass orientierte sich an den zentralen Bildungsbereichen des Bildungsrahmenplans und
beschrieb — ohne zu bewerten — Potenziale und erworbene Kompetenzen jedes einzelnen Kindes tber den
Verlauf seiner Bildungsbiografie hinweg.
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Kinder mit Sprachférderbedarf am Ubergang

(1) Als standardisiertes Testinstrument zur Einstufung der Kenntnis der Unterrichts-
sprache war seit April 2019 an Volksschulen das Messinstrument zur Kompetenz-
analyse — Deutsch (MIKA-D) verpflichtend zu verwenden. Durch die Anwendung
von MIKA-D bei der Schilereinschreibung sollte die Schulleitung den (auler—)
ordentlichen Status einer Schilerin bzw. eines Schulers festlegen und gegebenen-
falls eine Zuteilung zu den Sprachférdermallnahmen (Deutschférderklasse oder
Deutschforderkurs) vornehmen. Die Erhebung oblag der Schulleitung unter allfalli-
ger Heranziehung sonstiger geeigneter Lehrpersonen des Standorts. Kindergarten-
padagoginnen und —padagogen bzw. deren Kenntnisse Uber den Sprachstand der
Kinder, die sie aufgrund ihrer Uber einen langeren Zeitraum (zumindest ein Jahr)
dauernden Arbeit mit den Kindern erwarben, wurden dabei nicht einbezogen.

Bis dahin —also auch im Uberpriften Zeitraum — gab es keine verbindlichen Vorga-
ben des BMBWF beziglich der Verfahren oder der Methodik zur Einstufung der
Kenntnis der Unterrichtssprache. Die Schulleitungen fihrten die Einstufungen daher
im eigenen Ermessen durch.

(2) Nachfolgende Tabelle enthalt eine Gegenilberstellung der Anzahl der Kinder mit
Forderbedarf am Ende des letzten Kindergartenjahres entsprechend den Evaluie-
rungsschlussberichten und der Anzahl der auRerordentlichen Schilerinnen und
Schiler der 1. Schulstufe:

Tabelle 18:  Kinder mit Sprachférderbedarf am Ende des letzten Kindergartenjahres und zu Beginn
der 1. Schulstufe

Kindergarten— bzw. Schuljahre 2015/16 | 2016/17 | 2017/18 | 2018/19
Anzahl
Niederdsterreich
Kinder mit Forderbedarf am Ende des letzten 51 362 122 .

Kindergartenjahres?

auBerordentliche Schiilerinnen und Schiler,

1. Schulstufe? 1.409 1.440 1.808 1.599
Oberosterreich

Kinder mit Forderbedarf am Ende des letzten

Kindergartenjahres® 1.320 1371 2.327 2.158

auBerordentliche Schilerinnen und Schuler,
1. Schulstufe?

n.v. = nicht vorhanden Quellen: BMBWF; OIF

3.290 3.705 3.663 3.589

! Niederdsterreichischer Entwicklungsbogen
2 Der auRerordentliche Status wurde durch die padagogische Einschitzung der jeweiligen Schulleitung festgestellt.
3 Beobachtungsbogen zur Erfassung der Sprachkompetenz Oberésterreich
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In beiden Landern war jeweils fir die Kindergartenjahre 2015/16 bis 2017/18 die
Anzahl der aulerordentlichen Schilerinnen und Schuler in der 1. Schulstufe erheb-
lich héher als die Anzahl der Kinder mit Forderbedarf am Ende des letzten Kinder-
gartenjahres. So lag etwa die Anzahl der Kinder mit Forderbedarf am Ende des
Kindergartenjahres 2016/17 in Niederdsterreich bei 362 bzw. in Oberdsterreich
bei 1.371; dem standen 1.808 bzw. 3.663 auBerordentliche Schilerinnen und Schi-
ler der 1. Schulstufe im Schuljahr 2017/18 gegentiber.

Worauf die dargestellten Differenzen zurtickzufihren waren, konnte dem RH weder
vom BMBWF noch vom BMEIA oder vom Integrationsfonds dargelegt werden. Die
Evaluierungsschlussberichte thematisierten die mangelnde Koharenz der Anzahl der
Kinder mit Forderbedarf am Ende des letzten Kindergartenjahres und der Anzahl der
aulerordentlichen Schilerinnen und Schiler in der 1. Schulstufe nicht.

(3) Die Anzahl der aulRerordentlichen Schilerinnen und Schiler in der 1. Schulstufe
Oberdsterreichs lag im Osterreichvergleich nach Wien an zweiter Stelle. Das BMBWF
begriindete diese hohen Werte in Oberdsterreich damit, dass Oberdsterreich im
Gegensatz zu anderen Landern wie etwa Niederdsterreich einen deutlich ausge-
pragteren Zentralraum (Linz, Steyr, Wels) mit hoher Industrialisierung und damit
einhergehender héherer Siedlungsdichte bzw. vermehrter Ansiedlung von Personen
mit Migrationshintergrund aufwies. Eine tiefergreifende Analyse der Situation in
Oberosterreich hatte das BMBWF bis zur Gebarungslberprifung des RH nicht
durchgefihrt.

Der RH hielt kritisch fest, dass die unterschiedlichen Ergebnisse hinsichtlich der
Deutschkenntnisse am Ende des Kindergartens und am Beginn der 1. Schulstufe
nicht nachvollziehbar und damit nicht kohdrent waren. Wenn auch verschiedene
Methoden genutzt wurden, die jeweils andere Ziele verfolgten, sollte nach Ansicht
des RH zwischen den Ergebnissen ein Bezug hergestellt werden kénnen. Der RH
beurteilte dies dahingehend, dass keine aussagekraftigen Daten vorlagen, die die
Wirkung der frihen sprachlichen Férderung belegten. Weiters kritisierte der RH,
dass die Evaluierungsschlussberichte die mangelnde Kohdrenz nicht analysierten.

Der RH empfahl dem BMBWEF, die Entscheidung zur Fortfihrung der Finanzierung
der friihen sprachlichen Forderung Gber Zweckzuschisse auf Basis aussagekraftiger
Wirkungsdaten zu treffen.

Der RH sah die Einflhrung eines standardisierten Testinstruments zur Einstufung
der Kenntnis der Unterrichtssprache in Form des MIKA-D durch das BMBWF positiy,
weil damit 6sterreichweit ein einheitliches Verfahren zur Anwendung kam.3® Er wies
jedoch darauf hin, dass dieses Verfahren die Kenntnisse der Kindergartenpadagogin-

siehe entsprechende Empfehlung im RH-Bericht ,Unterricht fir Kinder und Jugendliche mit Fluchthinter-
grund” (Reihe Bund 2019/12, TZ 3)
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nen und —padagogen Uber den Sprachstand der Kinder, die sie aufgrund ihrer Gber
einen langeren Zeitraum (zumindest ein Jahr) dauernden Arbeit mit den Kindern
erwarben, nicht bericksichtigte. Nach Ansicht des RH ware es daher zweckmaRig,
auch Modelle zur Schilereinschreibung zu erproben, bei denen im Rahmen der
Sprachstandsfeststellung Kindergartenpadagoginnen und —padagogen einbezogen
werden, um ihre Expertise Uber den Sprachstand der Kinder zu nitzen.

Der RH empfahl dem BMBWF, Modelle bei der Schiilereinschreibung zu erproben,
bei denen zur Sprachstandsfeststellung Kindergartenpadagoginnen und —padago-
gen einbezogen werden. In der Folge ware die Anwendung des MIKA-D bei Schul-
eintritt und zusatzlicher Modelle im Hinblick auf deren Koharenz mit den Ergebnissen
der Sprachstandsfeststellung im letzten Kindergartenjahr zu evaluieren.

Der RH wies auf die hohe Anzahl der auRRerordentlichen Schilerinnen und Schiiler in
Oberdsterreich hin und stellte kritisch fest, dass eine tiefergreifende Analyse der
Situation in Obergsterreich nicht vorlag.

Der RH empfahl dem BMBWEF und der Bildungsdirektion fiir Oberdsterreich, die
hohe Anzahl an aulRerordentlichen Schilerinnen und Schilern in Oberdsterreich zu
analysieren.

(1) Laut Stellungnahme des BMBWF werde eine Evaluierung in Form einer Messung
der Ergebnisse im Zusammenhang mit den Zielzustanden gemal Art. 15 der Verein-
barung Elementarpadagogik vorgenommen, wobei die Ergebnisse fir die Initiilerung
weiterer Prozesse berlcksichtigt und demgemal in die Entscheidung einfliefRen
wirden.

Zur Empfehlung, Kindergartenpadagoginnen und —padagogen zur Sprachstandsfest-
stellung bei der Schilereinschreibung einzubeziehen, verwies das BMBWF darauf,
dass Erziehungsberechtigte gemaR § 6 Abs. 1a Schulpflichtgesetz 1985 ,allfillige
Unterlagen, Erhebungen und Forderergebnisse aus der Zeit des Kindergartenbesu-
ches vorzulegen” héatten, also jene Unterlagen, die den Entwicklungs— und Sprach-
stand des Kindes dokumentieren. Wirden die Erziehungsberechtigten dieser
Verpflichtung trotz Aufforderung nicht nachkommen, habe die Schulleitung die
Leitung einer besuchten elementaren Bildungseinrichtung um die Ubermittlung der
Unterlagen, Erhebungen und Férderergebnisse zu ersuchen.

Das MIKA-D sei ein zuweisungsdiagnostisches Screening—Instrument fir die Schule
zur Entscheidung Uber einen auRerordentlichen Status und die Zuweisung in eine
Deutschforderklasse oder einen Deutschforderkurs; demgegeniber sei BESK
kompakt ein forderdiagnostisch ausgerichtetes langfristiges Beobachtungsinstru-
ment. BESK kompakt treffe zwar auch eine Entscheidung Uber die Notwendigkeit
eines spezifischen Forderbedarfs, darliber hinaus gebe dieses Instrument aber Uber
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konkrete Starken und forderbare Bereiche des Kindes Auskunft und biete der Pada-
gogin bzw. dem Padagogen auf diese Weise eine konkrete Ausgangsbasis flr die
Forderplanung.

Zur hohen Anzahl an auBerordentlichen Schilerinnen und Schilern in Oberdster-
reich wiederholte das BMBWF seine Argumentation, dass Oberdsterreich im
Vergleich zu anderen Landern einen deutlich ausgepragteren Zentralraum (Linz,
Steyr, Wels) mit hoher Industrialisierung und damit einhergehender héherer Sied-
lungsdichte bzw. vermehrter Ansiedlung von Personen mit Migrationshintergrund
aufweise. Die Frage nach einer Haufung von Schilerinnen und Schilern mit
bestimmten Forderbedirfnissen sei daher u.a. auch als Frage der Geografie und
Siedlungsstruktur bzw. —kultur zu sehen. Davon abgesehen fihre es laufend Analy-
sen in diesem Bereich durch. So sei z.B. der Anteil der auRerordentlichen Schilerin-
nen und Schiler an den allgemeinbildenden Pflichtschulen im Jahr 2018/19 in
Eisenstadt bei 3,2 % gelegen, in Graz bei 13,1 %, in Innsbruck bei 5,4 %, in Linz bei
16,2 %, in St. Polten bei 6,5 % und in Wien gesamt bei 13,1 %. Im Wiener Gemein-
debezirk Favoriten, der eine geringfligig hohere Gesamtschilerzahl aufweise als
Linz, sei der Wert bei 14,7 % gelegen, in Brigittenau (42 % der Gesamtschulerzahl
von Linz) bei 20,5 %.

Weiters merkte das BMBWF an, dass der Uberprifte Zeitraum 2015/16 bis 2018/19
in die Jahre einer europaweiten, weitreichenden Fluchtbewegung falle. Die Vertei-
lung der geflichteten Menschen sei zwar Osterreichweit flichendeckend erfolgt,
jedoch seien auch hier tendenziell in den Ballungsraumen erhdhte Unterbringungs-
guoten evident. Der Bund habe mit Einfihrung der Deutschférdermalinahmen ab
dem Schuljahr 2018/19 den Komplex der SprachférdermalRnahmen gesetzlich neu
geregelt. Die Feststellung des auRerordentlichen Status erfolge bereits seit dem
Schuljahr 2019/20 einheitlich unter Anwendung des Zuweisungsinstruments
MIKA-D.

(2) Das Land Oberosterreich teilte in seiner Stellungnahme mit, dass die Bildungs-
direktion flr Oberosterreich die Abteilung Statistik des Landes beauftragen werde,
die soziobkonomische Situation Oberosterreichs in Bezug auf die hohen Werte von
aulRerordentlichen Schilerinnen und Schilern in einer Studie zu analysieren.

(3) Laut Stellungnahme des Integrationsfonds sei ihm die Anzahl der Kinder mit
Deutschforderbedarf im letzten Kindergartenjahr nicht flaichendeckend vorgelegen.
Die Zahlen hatten sich nur auf jene Einrichtungen bezogen, die Férdermittel Gber die
Vereinbarung frihe sprachliche Férderung erhielten, weshalb ldnderspezifisch keine
flaichendeckende Aussage habe getroffen werden kdnnen. Darilber hinaus sei die
Vergleichbarkeit der Anzahl der auRerordentlichen Schilerinnen und Schiiler dahin-
gehend eingeschrankt gewesen, als vor April 2019 kein standardisiertes Verfahren
oder Vorgehen zur Ermittlung des aufRerordentlichen Status vorgelegen sei.
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Der RH stellte gegentber dem BMBWEF klar, dass die vom RH empfohlene Einbezie-
hung der Kindergartenpadagoginnen und —padagogen bei der Sprachstandsfeststel-
lung auf deren Anwesenheit vor Ort abzielte. Dadurch kénnten die Kenntnisse der
Kindergartenpadagoginnen und —pddagogen Uber den Sprachstand der Kinder, die
sie aufgrund ihrer Gber einen ldngeren Zeitraum (zumindest ein Jahr) dauernden
Arbeit mit den Kindern erwarben, direkt bei diesen Verfahren einflieBen und die
Ergebnisse der Sprachstandsfeststellung untermauern.

Ungeachtet der unterschiedlichen Zielsetzungen der Instrumente MIKA-D und
BESK kompakt hielt der RH nochmals kritisch fest, dass die stark auseinandergehen-
den Ergebnisse zu den Deutschkenntnissen am Ende des Kindergartens und am
Beginn der 1. Schulstufe nicht nachvollziehbar waren und auch nicht durch die
Anwendung unterschiedlicher Instrumente (BESK kompakt versus MIKA-D) erklart
werden konnten. Der RH bekraftigte seine Bewertung, dass keine aussagekraftigen
Daten vorlagen, die die Wirkung der frilhen sprachlichen Forderung belegten.

Ubergabeblatt

Fir die Vereinfachung der Weiterfihrung von Sprachférdermainahmen in der
Schule sah die Vereinbarung Elementarpadagogik die Verwendung eines Ubergabe-
blatts vor, welches die Information zu Sprachférderbedarf (ja/nein) in den BESK—
Bereichen Syntax/Satzbau, Wortschatz — Rezeption, Wortschatz — Produktion und
Erzahlen enthielt.

Das BMBWEF informierte im Juli 2019 die Bildungsdirektionen per Erlass samt erlau-
ternder Beilage (iber die Verwendung des Ubergabeblatts. Eigene Schulungsveran-
staltungen fur Lehrpersonen gab es dazu vom Bund nicht.

Das Ubergabeblatt war fiir jedes Kind im letzten Kindergartenjahr, ungeachtet
dessen, ob es Deutsch als Erst— oder Zweitsprache hatte und ob spezifischer Férder-
bedarf vorlag oder nicht, von den Kindergarten auszuftllen und an die Eltern bzw.
die Volksschule direkt — falls die Eltern die Weitergabe unterlieRen — zu Ubergeben.
Die Lander hatten gemal} Vereinbarung Elementarpddagogik auf landesgesetzlicher
Ebene Vorkehrungen zu treffen, dass die Datentbermittlung der Kindergarten an die
Volksschulen unter Einhaltung datenschutzrechtlicher Bestimmungen gesichert war.
Die Uberpriften Lander setzten die diesbezlgliche Verpflichtung in den jeweiligen
Landesgesetzen um.

Sowohl in Niederdsterreich als auch in Oberosterreich wurden die Kindergarten-

padagoginnen und —pddagogen im Rahmen der BESK-Schulungen tiber Anwendung
und Funktion des Ubergabeblatts informiert.
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30.2 In seinem Bericht ,,Schiler mit Migrationshintergrund, Antworten des Schulsystems”
(Reihe Bund 2013/6, TZ 12) hatte der RH die Datenweitergabe Uber die erfolgte
sprachliche Férderung an die Pflichtschulen empfohlen. Der RH sah das Ubergabe-
blatt insofern positiv, als es fir Volksschulpddagoginnen und —pddagogen die
Moglichkeit bot, einen schnellen Eindruck Gber den Sprachférderbedarf eines neu in

die Schule kommenden Kindes zu erhalten.

Personal
Dienst— und besoldungsrechtliche Rahmenbedingungen

31.1 (1) Nachfolgende Tabelle zeigt die verschiedenen Kategorien des Betreuungsperso-
nals sowie deren Anstellungserfordernisse in den Kindergarten der beiden Gberprif-
ten Lander:

Tabelle 19:  Personalkategorien und Anstellungserfordernisse des Betreuungspersonals in den

Kindergarten

Oberosterreich

Niederdsterreich?!

padagogisches Fachpersonal

Kindergartenpddagoginnen und

—padagogen Bildungsanstalt fur Elementarpadagogik

Bildungsanstalt fur Elementarpadagogik
und mindestens 2 Jahre Praxis

Leitung (Kindergartenpddagoginnen

und —padagogen) Bildungsanstalt fir Elementarpadagogik

Bildungsanstalt fir Elementarpadagogik

und Befahigungsprifung fur Sonder- Bildungsanstalt fur Elementarpadagogik

Sonder—/(Heil-)Kindergarten-
padagoginnen und —pddagogen

Unterstutzungspersonal

sonstiges Personal

1 Niederésterreichische Landeskindergérten

102

kindergartnerinnen bzw. —gartner, fir
Sonderkindergarten und Frihforderung
oder Diplomprifung fir Sonderkinder-
garten und Frihforderung

—Kinderbetreuerinnen und —betreuer:
80 Unterrichtseinheiten in Theorie
und 36 Stunden in Praxis

— Sttzkrafte: keine besondere schuli-
sche oder fachliche Ausbildung

Interkulturelle Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter: fachlich einschlagige
padagogische Ausbildung und

Absolvierung einer internen Fortbildung

und erfolgreiche Ablegung der
Diplomprufung fir Inklusive Elementar-
padagogik

Hilfskrafte: facheinschlagige
Grundausbildung im Ausmal’ von
60 Stunden

Quellen: NO Kindergartengesetz 2006; NO Landes—Bedienstetengesetz;

NO Bewertungs— und Referenzverwendungsordnung;

NO Verordnung (iber die Ausbildung von Kinderbetreuerinnen/Kinderbetreuern;
00. Kinderbildungs— und —betreuungs—Dienstgesetz;

www.parlament.gv.at

00. Kinderbildungs— und —betreuungsgesetz



111-322 der Beilagen XXV II. GP - Bericht - Hauptdokument

(2) Nachfolgende Tabelle gibt einen Uberblick tber die dienst— und besoldungs-
rechtlichen Rahmenbedingungen des Betreuungspersonals in den Kindergarten der
beiden Uberpriften Lander:

Tabelle 20:

Dienst— und besoldungsrechtliche Rahmenbedingungen Betreuungspersonal

Niederosterreich?®

Mindestpersonaleinsatz/GruppengréRe

1 Kindergartenpddagogin bzw.
—padagoge und 1 Kinderbetreuerin bzw.
—betreuer:

mindestens 12, hochstens 25 Kinder

Urlaubsanspruch (bei Berufseinstieg)

Kindergartenpadagoginnen und
—pdadagogen

Unterstutzungspersonal

7 Wochen, 6 Wochen davon in der
Ferienzeit

Interkulturelle Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter: 7 Wochen, 6 Wochen davon in
der Ferienzeit

Kinderbetreuerinnen und —betreuer:

5 Wochen

Stutzkrafte: 5 Wochen

Monatsgehélter in niedrigster und héchster Entlohnungsstufe in EUR?

Kindergartenpadagoginnen und
—padagogen

Unterstitzungspersonal

2.311,40 EUR bis 3.387,70 EUR

Kinderbetreuerinnen und —betreuer:
1.730,30 EUR bis 2.242,30 EUR

Interkulturelle Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter: 1.642,50 EUR bis 2.960,30 EUR

Stutzkrafte: 1.730,30 EUR bis 2.242,30 EUR

Fort— und Weiterbildung Kindergartenpadagoginnen und —padagogen

2 Tage pro Jahr verpflichtend, auf
Anordnung der Dienstbehorde bis zu einer
Woche verpflichtend in der Ferienzeit

Arbeitszeit Kindergartenpddagoginnen und —padagogen

SchlieRzeiten

5 Stunden Vorbereitung, 2 Stunden
Organisation

20 Bildungsstunden
13 Erziehungs—/Betreuungsstunden

Kindergartenferien entsprechend Haupt-
ferien (3 Wochen jedenfalls, restliche

6 Wochen abhangig von Bedarf und
Personalressourcen?®), Weihnachtsferien,
Osterferien, Semesterferien, Pfingstferien

1 Niederésterreichische Landeskindergérten

2 Bruttobetrage inklusive allfalliger Zulagen, samtliche Gehaltsansitze beziehen sich auf das Jahr 2020

3 Der Kindergarten ist laut NO Kindergartengesetz 2006 in der 4. bis 6. Woche der Kindergartenferien jedenfalls geschlossen zu halten. Fiir die
Ubrigen 6 Wochen hat der Kindergartenerhalter im Einvernehmen mit der Landesregierung entsprechend den Personalressourcen und der
Anzahl der zu betreuenden Kinder festzulegen, welcher Kindergarten und welche Kindergartengruppe offen halten.

103

Oberosterreich

1 padagogische Fachkraft und erforderliche
Hilfskrafte:

mindestens 10, hochstens 23 Kinder

7 Wochen — nach Moglichkeit in Ferienzeit

Hilfskrafte: 5 Wochen

2.400,20 EUR bis 3.624,80 EUR

Hilfskrafte: 1.961,63 EUR bis 2.518,40 EUR

Gruppenfuhrende: 2 Tage pro Jahr
verpflichtend; Anspruch auf Fortbildung
wahrend Dienstzeit im Ausmaf3 des
wochentlichen Beschéaftigungsausmalies

7 Stunden Vorbereitung
33 Stunden Gruppenarbeitszeit

Rechtstrager kann Haupt—, Weihnachts—,
Oster— und Pfingstferien unter Berlck-
sichtigung der jeweiligen ortlichen Bedirf-
nisse festlegen

Quellen: NO Kindergartengesetz 2006; NO Landes—Bedienstetengesetz;
NO-Pflichtschulgesetz; 06. Kinderbildungs— und —betreuungs—Dienstgesetz;

006. Kinderbildungs— und —betreuungsgesetz;

006. Gemeinde—Dienstrechts— und Gehaltsgesetz 2002;
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Der RH hielt fest, dass sich neben der in TZ 3 dargestellten unterschiedlichen Kompe-
tenzverteilung insbesondere die dienst— und besoldungsrechtlichen Rahmen-
bedingungen des Kindergartenpersonals der beiden Lander in zahlreichen Aspekten
unterschieden. Dies betraf u.a. die Anstellungsvoraussetzungen der Kindergarten-
leitungen und des Unterstitzungspersonals, die Vorgaben fir die GruppengrofRen
und den Mindestpersonaleinsatz, die Entlohnungsschemata sowie die Schliel3-
zeiten.

Er wies darauf hin, dass daraus je Bundesland divergierende personelle Anforderun-
gen, Qualitatsvorgaben sowie Serviceleistungen resultieren konnten. Dies zeigte sich
z.B. bei den Regelungen hinsichtlich der SchlieRzeiten. So waren diese in Oberdster-
reich entsprechend den ortlichen Bedirfnissen vom Rechtstrager flexibel gestaltbar.
Die NO Landeskindergirten waren insgesamt jedenfalls mehr als sieben Wochen
—je nach Bedarf und Verflgbarkeit der Personalressourcen zwischen 13 und
14 Wochen — geschlossen.

Eingesetztes Personal
Personalstruktur

(1) GemaR Vereinbarung frihe sprachliche Férderung hatte diese durch Kindergar-
tenpddagoginnen und —padagogen bzw. sonstiges qualifiziertes Personal, wie z.B.
Brickenbauerinnen und Briickenbauer,*® interkulturelles Hilfspersonal sowie
Dolmetscherinnen und Dolmetscher zu erfolgen. Die Vereinbarung Elementarpada-
gogik prazisierte fir das sonstige qualifizierte Personal ein Mindestmal an Deutsch-
kenntnissen (Referenzniveau C1) sowie eine Qualifikation entsprechend dem
Lehrgang ,Frihe sprachliche Férderung”an einer Padagogischen Hochschule (TZ 37)

als Einsatzerfordernisse. Kindergartenpadagoginnen und —padagogen sollten diesen
Lehrgang nach Méglichkeit ebenfalls absolvieren.

Als Zielzustand setzte die Vereinbarung Elementarpddagogik einen Anteil von
15 % der Fachkrafte fest, die eine Qualifikation entsprechend dem Lehrgang , Frihe

sprachliche Forderung” aufweisen sollten. Bei Nichteinhaltung dieser Vorgabe
waren allerdings keine Konsequenzen vorgesehen.

Dolmetscherinnen und Dolmetscher, insbesondere im Bereich der Elternarbeit
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(2) Nachfolgende Tabelle zeigt den Personaleinsatz der NO Landeskindergérten
sowie dessen Anteil in der friihen sprachlichen Férderung:

Tabelle 21:  Personaleinsatz in den Niederdsterreichischen Landeskindergérten

Veranderung
2015/16 bis 2018/19

Kindergartenjahr 2015/16 | 2016/17 | 2017/18 | 2018/19

Niederosterreichische

) e o
Landeskindergarten in Vollzeitaquivalenten in %
Leitungen 1.018,1 1.022,8 1.018,4 1.029,5 1
Kindergartenpadagoginnen und 2.072,3 20919 21511 2.196,8 6
—padagogen
Sonderllfmdergartenpadagogmnen 2076 238,4 224.7 229,0 10
und —padagogen
Summe padagogisches Personal 3.298,0 3.353,0 3.394,2 3.455,3 5
davon

fur friihe sprachliche Férderung? 62,3 71,5 67,4 68,7 10
Interku.lturell'e Mitarbeiterinnen 1245 129,9 1341 1372 10
und Mitarbeiter
davon

fir friihe sprachliche Férderung* 124,5 129,9 134,1 1372 10
Unterstitzungspersonal 31751 32428 33034 3.4281 8
(inklusive Reinigungspersonal)
Summe Personal 6.597,6 6.725,7 6.831,7 7.020,6 6
Rundungsdifferenzen méglich Quelle: Amt der Niederdsterreichischen Landesregierung

! Die Daten basieren auf den Angaben des Amts der Niederésterreichischen Landesregierung, wonach gegeniiber
dem Bund 30 % der Arbeitsleistung der Sonderkindergartenpadagoginnen und —padagogen sowie 100 % der
Interkulturellen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter fur den Einsatz in der frihen sprachlichen Forderung geltend
gemacht wurden.

Die Interkulturellen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Gbernahmen den Landeskon-
zepten folgend die friihe sprachliche Forderung, zudem waren Sonderkindergarten-
padagoginnen und —p&dagogen in diesem Bereich tdtig. Zum notwendigen Nach-
schulungsbedarf der Interkulturellen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie der
Sonderkindergartenpadagoginnen und —padagogen im Sinne der Vereinbarung
Elementarpadagogik wird auf TZ 12 verwiesen.
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(3) Nachfolgende Tabelle zeigt den Personaleinsatz in den Kindergarten des Landes
Oberdsterreich sowie dessen Anteil in der friihen sprachlichen Férderung:

Tabelle 22:  Personaleinsatz in den Kindergarten des Landes Oberosterreich

. . Verdnderung
Kindergartenjahr 2015/16| 2016/17 | 2017/18 | 2018/19 2015/16 bis 2018/19

Oberosterreich? in Vollzeitdquivalenten in %
Leitungen 651,0 645,7 637,8 617,3 -5

Kindergartenpadagoginnen und

_padagogen 2.144,8 2.208,9 2.311,9 2.265,2 6

Sonderkindergartenpadagoginnen

und —padagogen? 91,0 92,0 92,0 91,0 -

Summe padagogisches Personal 2.886,8 2.946,6 3.041,7 2.973,55 3
davon

fur frihe sprachliche 1306 1585 1694 1385 6
Férderung

Unterstitzungspersonal
(inklusive Reinigungspersonal)

Summe Personal 4.807,4 49479 4.778,6 4.726,2 -2

1.920,6 2.001,3 1.736,9 1.752,7 -9

1 Kindergérten und altersgemischte Betreuungsgruppen
2 Nicht enthalten sind Sonderkindergartenpiddagoginnen und —padagogen der Fachberatung fir Integration der
Stadte und eines privaten Tragers.

Quelle: Bildungsdirektion fiir Obergsterreich

In Oberosterreich waren die Sprachforderkrafte laut Landesvorgaben zusatzlich zum
reguldren Personal anzustellen. Die Trager sollten zu diesem Zweck ausschlieRlich
Padagoginnen und Padagogen beschaftigen. Dazu zahlten Kindergartenpadagogin-
nen und —padagogen, Hortpddagoginnen und —padagogen, Volksschul- sowie
Sprachlehrpersonen. Zwar bestdtigten die Trager gegenlber der Bildungsdirektion
fir Oberosterreich den Einsatz von qualifiziertem Personal in Summe — zur tatsach-
lichen Qualifikation der einzelnen Sprachférderkrafte konnte die Bildungsdirektion
allerdings bis zum Kindergartenjahr 2018/19 aufgrund fehlender Daten keine
Auskunft geben. Ende 2018 fihrte sie erstmals eine Online—Umfrage dazu durch.
Danach begann sie mit regelmaligen Erhebungen bei den Tragern Uber KBEweb.

Die Stadt Linz setzte in der friihen sprachlichen Férderung — entgegen den Landes-
vorgaben — auch Helferinnen und Helfer ein.

Der RH sah positiv, dass der Bund die Qualifikationserfordernisse des Personals fir
die frihe sprachliche Férderung in der Vereinbarung Elementarpadagogik prazi-
sierte. Angesichts der —zwar mit Unterbrechungen — bereits seit dem Jahr 2008
bestehenden Art. 15a B-VG Vereinbarungen zur frihen sprachlichen Férderung
hielt er den Zielwert von 15 % der Fachkrafte mit einer Qualifikation entsprechend
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dem Lehrgang ,Friihe sprachliche Férderung” an den Padagogischen Hochschulen
allerdings fir wenig ambitioniert. Er kritisierte zudem, dass an die Nichteinhaltung
dieser Vorgabe keine Konsequenzen geknipft waren.

Der RH empfahl dem BMBWEF, im Fall von zuklnftigen Art. 15a B-VG Vereinbarungen
zur frithen sprachlichen Férderung einen hoheren Qualifikationszielwert fir das einge-
setzte Personal in Erwdgung zu ziehen. Zudem sollte sich der Bund im Zuge dessen bei
Nichterflllung der Qualifikationsvorgaben Ruckforderungen vorbehalten.

Der RH wies auf das Erfordernis der Nachschulung der Interkulturellen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter sowie Sonderkindergartenpadagoginnen und —pddagogen in
Niederosterreich hin und verwies auf die diesbezlglichen Empfehlungen in TZ 12.

Der RH anerkannte, dass die Bildungsdirektion flr Oberdsterreich seit dem Kinder-
gartenjahr 2015/16 den Tragern den Einsatz von padagogischem Personal zur frithen
sprachlichen Férderung vorgab. Er wies allerdings darauf hin, dass die Bildungsdirek-
tion fur Oberdsterreich bis zum Kindergartenjahr 2018/19 keine Aussagen Uber die
tatsdchliche Qualifikation der einzelnen Sprachforderkrafte machen konnte. Er
vermerkte positiv, dass sie Schritte gesetzt hatte, um regelmalig entsprechende
Informationen von den Trdgern einzuholen.

Der RH kritisierte, dass die Vorgabe, ausschlieSlich pddagogisches Personal fir die
frihe sprachliche Férderung einzusetzen, in der Stadt Linz nicht galt. Er verwies auf
seine Empfehlung in TZ 6, wonach fir die stadtischen Kindergarten der Stadt Linz die
landesweit vorgegebenen Forderkriterien anzuwenden waren.

Zum unterschiedlichen AusmaR des Personaleinsatzes flr Sprachférderung in den
beiden Uberpriuften Landern verwies der RH auf seine Ausfihrungen in TZ 23.

Laut Stellungnahme des BMBWF sei der Zielwert von 15 % an qualifiziertem Perso-
nal dsterreichweit betrachtet stets ambitioniert gewesen, weil die Quote bundeslan-
derspezifisch sehr differiere. Ausgehend von der Anzahlan Kindergartenpadagoginnen
und —padagogen im Rahmen der Kindertagesheimstatistik 2018/19 (24.145 Perso-
nen Osterreichweit) sei ein Zielwert von 15 % als legitimer und ambitionierter Wert
flr Gesamtosterreich zu betrachten. Zudem sei die Kapazitdt des entsprechenden
Lehrgangs an den Padagogischen Hochschulen mit einer Anzahl von 20 bis 25 Perso-
nen je Lehrgang beschrdnkt, weshalb dementsprechend ein realistisch zu erreichen-
der Wert angestrebt worden sei.

Der RH entgegnete dem BMBWEF, dass die in der Kindertagesheimstatistik ausgewie-
sene Gruppe der Kindergartenpadagoginnen und —padagogen fir die Definition
eines Qualifikationszielwerts in der frihen sprachlichen Forderung nur bedingt als
Ausgangsgrole herangezogen werden kann. Zum einen umfasst sie auch Fachkrafte,
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die nicht direkt in der Sprachférderung eingesetzt sind. Zum anderen scheint die
Kategorie des ,sonstigen Personals” als solche in der Kindertagesheimstatistik nicht
auf. In Niederosterreich machte diese aber z.B. im Kindergartenjahr 2018/19
rd. 70 % des in der Sprachforderung eingesetzten Personals aus.

SchlieRlich wies der RH erneut darauf hin, dass die Art. 15a B—VG Vereinbarungen
zur frihen sprachlichen Forderung — wenn auch mit Unterbrechungen — bereits seit
dem Jahr 2008 bestanden. Vor diesem Hintergrund hielt der RH einen Zielwert von
mehr als 15 % der Fachkrédfte mit einer Qualifikation entsprechend dem Lehrgang
,Frihe sprachliche Forderung” flir anstrebbar. Er verblieb daher bei seiner
Empfehlung.

Eingesetztes Personal — Stadtgemeinde Schwechat, Stadt Wels
(1) Nachfolgende Tabelle zeigt den Personaleinsatz in den NO Landeskindergarten
der Stadtgemeinde Schwechat sowie dessen Anteil in der frihen sprachlichen

Forderung:

Tabelle 23:  Personaleinsatz in den Niederdsterreichischen Landeskindergérten der Stadtgemeinde

Schwechat

. . Verdanderung
Kindergartenjahr 2015/16 | 2016/17 | 2017/18 | 2018/19 2015/16 bis 2018/19

Stadtgemeinde Schwechat in Vollzeitdquivalenten in %
Leitungen 6,5 7,0 7,0 7,0 8
Klnderggrtenpadagoglnnen 185 20,1 19,5 203 10
und —padagogen
S?nderkl.ndergarten- ) 30 30 30 25 17
padagoginnen und —padagogen
Summe padagogisches Personal 28,0 30,1 29,5 29,8 6
davon

fur friihe sprachliche 0,9 0.9 0.9 038 11

Férderung*
Interkulturelle Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter L5 13 16 14 7
davon

fur friihe sprachliche 15 15 16 14 7

Férderung*
Unterstitzungspersonal 381 40,1 390 42,0 10
(inklusive Reinigungspersonal)
Summe Personal 67,6 71,7 70,1 73,2 8
Rundungsdifferenzen méglich Quelle: Amt der Niederdsterreichischen Landesregierung

! Die Daten basieren auf den Angaben des Amts der Niederdsterreichischen Landesregierung, wonach gegeniiber
dem Bund 30 % der Arbeitsleistung der Sonderkindergartenpadagoginnen und —padagogen sowie 100 % der
Interkulturellen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter fiir den Einsatz in der frilhen sprachlichen Férderung geltend
gemacht wurden.
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In den NO Landeskindergarten der Stadtgemeinde Schwechat (ibernahmen entspre-
chend dem niederdsterreichischen Konzept Sonderkindergartenpadagoginnen und
—padagogen die frihe sprachliche Forderung als Teil ihrer Aufgaben. Auerdem
waren im Uberpriften Zeitraum zwischen 1,4 VZA und 1,6 VZA an Interkulturellen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Einsatz.

(2) Nachfolgende Tabelle zeigt den Personaleinsatz in den Kindergérten der Stadt
Wels sowie dessen Anteil in der friihen sprachlichen Férderung:

Tabelle 24:  Personaleinsatz in den Kindergarten der Stadt Wels

. . Veranderung
Kindergartenjahr 2015/16 | 2016/17 |2017/18 | 2018/19 2015/16 bis 2018/19

Stadt Wels in Vollzeitaquivalenten in %
Leitungen 12,0 12,0 12,2 12,2 2
K|nderg§rtenpadagog|nnen 924 67.9 746 65,5 29
und —padagogen
Sprachforderkrafte
(friihe sprachliche Férderung) s S e Zes =
Summe padagogisches Personal 115,7 103,2 114,0 103,7 -10
interkulturelle Hilfskrafte 5,9 0,0 0,0 0,0 -
davon

fur friihe sprachliche 59 0,0 0,0 0,0 B

Férderung
Unterst.utzun‘gs.personal 29,4 46,3 48,3 49,4 63
(exklusive Reinigungspersonal)
Summe Personal 151 149,5 162,3 153,1 1
Rundungsdifferenzen moglich Quelle: Stadt Wels

Die Stadt Wels setzte bis zum Kindergartenjahr 2015/16 in den Kindergarten statt
einer padagogischen Fachkraft zwei padagogische Fachkrafte pro Gruppe ein und
Uberstieg damit die gesetzlichen Mindestpersonalvorgaben. Im Kindergarten-
jahr 2016/17 strich sie im Zuge von Einsparungsmaflnahmen zuséatzliche padagogi-
sche Fachkrafte in den Gruppen, stattdessen beschaftigte die Stadt verstarkt
Padagoginnen und Padagogen als Sprachforderkrafte.

Im Kindergartenjahr 2015/16 arbeiteten in der Stadt Wels noch interkulturelle Hilfs-

krafte aus Vorlauferprojekten in der friihen sprachlichen Forderung. Ab 2016/17
waren ausschlieflich Pddagoginnen und Pddagogen in diesem Bereich tatig.
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(1) Der RH wies kritisch darauf hin, dass —obwohl sich die Anzahl der Kinder mit
Sprachférderbedarf in den Schwechater NO Landeskindergirten erhéhte
(Tabelle 11) — sich das in der frihen sprachlichen Forderung eingesetzte Personal
verringerte (Tabelle 23).

(2) Der RH hielt fest, dass die Stadt Wels ab dem Kindergartenjahr 2016/17 statt der
von ihr finanzierten zuséatzlichen Fachkraft pro Gruppe verstarkt vom Bund gefor-
derte Sprachférderkrafte einsetzte. Dies stellte eine Umschichtung der Zweckzu-
schiisse aus der Vereinbarung frihe sprachliche Férderung zu Gunsten des
Gemeindehaushalts dar.

(1) Laut Stellungnahme der Stadtgemeinde Schwechat sei der Einsatz von Interkul-
turellen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Stadtgebiet Schwechat nicht
ausreichend. Es bestehe eine groRe Diskrepanz zwischen Nachfrage und Bereitstel-
lung der Interkulturellen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Das Modell aus Ober-
Osterreich, das auf einer individuellen, systematischen Férderung der deutschen
Sprache in Kleingruppen von drei bis finf Kindern durch Sprachférderkrafte basiere,
sei fir einzelne Kindergartengruppen eine zielfihrende und effiziente Alternative.

(2) Die Stadt Wels hielt in ihrer Stellungnahme fest, dass Zuschisse grundsatzlich in
Verbindung zu messbaren Kriterien zu bringen seien und in Summe eine Qualitats-
steigerung erreicht werden solle. Bedenklich erscheine es, wenn Rechtstrager,
welche bereits vor dem Bund die Notwendigkeit zusatzlicher MaRnahmen erkannt
und dementsprechend von sich aus einen hoheren Aufwand betrieben hétten, von
Forderungen ausgeschlossen wirden. Dadurch erfolge eine Benachteiligung gegen-
Uber untatigen Rechtstragern bzw. im Umkehrschluss eine Bevorzugung von weniger
bemihten Rechtstréagern. Auf diese Weise wiirden nicht nur Anreize zur eigenen
Weiterentwicklung der Betreuungsqualitat fir die Rechtstrager fehlen, vielmehr
wlrden sich mittel— bis langfristig Rechtstrager davor hiten, frihzeitig Malnahmen
zu ergreifen, weil dies zu einem Verlust moglicher spéaterer finanzieller Anreize
fihren wirde. Bei der Festlegung von Kriterien solle jedenfalls darauf Bedacht
genommen werden, dass diese Vorreiter nicht bestrafen und dadurch ein innovati-
onshemmendes Klima geschaffen werde.
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Mannliches Personal in den Kindergarten

(1) Die Erhéhung des Manneranteils in der Elementarpadagogik war als Ziel im
Regierungsprogramm 2020-2024 festgeschrieben. Laut Kindertagesheimstatistik
waren in Osterreich im Kindergartenjahr 2018/19 insgesamt 34.914 Personen als
Betreuungspersonal in Kindergarten tatig, 2 % davon waren Manner. In Niederdster-
reich lag dieser Anteil bei 0,8 %, in Oberdsterreich bei 1,7 %.4

Bei ausschlieRlicher Betrachtung des padagogischen Personals war der Anteil noch
geringer: Er lag im Kindergartenjahr 2018/19 in den NO Landeskindergirten bei
0,6 %, in Oberosterreich bei 1,1 %.4?

(2) Das BMBWF — verantwortlich fir die Ausbildung der Kindergartenpadagoginnen
und —padagogen — initiierte v.a. im Rahmen der Qualitatsinitiative BerufsBildung
(QIBB) eine kontinuierliche Auseinandersetzung der Schulaufsicht und der BAfEP zu
Genderthemen bzw. genderverwandten Themen (z.B. in den Zielvereinbarungen).
Darilber hinaus setzten einzelne BAfEP unterschiedliche MalBnahmen zur Steigerung
des Anteils von Schilern und Studenten.

(3) Seit der Zivildienstgesetz—Novelle 2010* kénnen Zivildiener** in der Kinderbe-
treuung, also auch in Kindergarten eingesetzt werden. Zivildiener leisteten in den
Kindergdrten Hilfsdienste bei der Betreuung der Kinder und Assistenzdienste, wie
etwa Hol- und Bringdienste oder Instandhaltungsarbeiten.

Zur Zeit der Gebarungsiiberpriifung gab es in den NO Landeskindergérten keine
Zivildiener. Zwar fand im Kindergartenjahr 2016/17 ein Pilotprojekt in einem
NO Landeskindergarten statt, allerdings wurde der Einsatz von Zivildienern danach
nicht weiterverfolgt. Als Grund daflr nannte das Amt der Niederdsterreichischen
Landesregierung die SchlieRzeiten (Weihnachts—, Semester—, Oster—, Pfingst— und
Sommerferien) wahrend des Kindergartenjahres, die einen durchgingigen, neun
Monate langen Einsatz erschwerten. Weiters stellte die Konstruktion der NO Landes-
kindergarten mit zwei Dienstgebern (Land Niederdsterreich, Gemeinde) eine Hirde
dar, insbesondere in den SchlieRzeiten ohne Anwesenheit der Kindergartenleitung.

Angaben der Kindertagesheimstatistik in Képfen; sie umfassen fir Niederosterreich das Betreuungspersonal
der NO Landeskindergarten, der privaten Kindergirten und der Tagesbetreuungseinrichtungen.

Angaben des padagogischen Personals in Vollzeitdquivalenten
BGBI. | 83/2010

Der Zivildienst — als Wehrersatzdienst — kann nur von méannlichen dsterreichischen Staatsblrgern geleistet
werden, die bei der Stellung/Musterung als tauglich befunden wurden. Der Zivildienst dauert neun Monate
und ist in einem Stiick zu leisten. Eine Zuweisung zum Zivildienst ist bis zum 35. Geburtstag moglich.
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Die Kindergarten in Oberosterreich setzten im Uberpriften Zeitraum Zivildiener ein,
ihre Anzahl stieg von 107 im Kindergartenjahr 2015/16% auf 146 im Kindergarten-
jahr 2018/19. Die Bildungsdirektion fur Oberdsterreich bot fur Zivildiener in Kinder-
garten einen eigenen Lehrgang an, wodurch sie die Qualifikation einer Hilfskraft
gemdR 006. Kinderbildungs— und —betreuungsgesetz erwarben. Diese MaRkRnahme
bewirkte eine Steigerung des mannlichen Betreuungspersonals in Kindergarten. In
Einzelfallen entschieden sich junge Manner nach Ableistung des Zivildiensts in
einem Kindergarten zu einer beruflichen Neuorientierung hin zur Elementarpadago-
gik (z.B. durch Besuch des Kollegs fir Elementarpadagogik).

Der RH verwies auf den geringen Anteil von mannlichem Personal in Kindergarten.
Er sah daher die Aktivitaten des BMBWF zu Genderthemen bzw. genderverwandten
Themen im Bereich der BAfEP positiv, allerdings hingen die MalRnahmen zur Steige-
rung des Anteils von Schilern und Studenten stark vom Engagement des jeweiligen
Schulstandorts ab. Nach Ansicht des RH waren Osterreichweite Initiativen fir alle
BAfEP—Standorte erforderlich, um den Anteil der Kindergartenpddagogen zu
erhéhen.

Der RH empfahl daher dem BMBWF, dsterreichweite Initiativen unter Teilnahme
aller BAfEP—Standorte zur Erhéhung des Anteils der Schiler und Studenten zu
setzen.

Der RH sah den Einsatz von Zivildienern in Kindergarten positiv, weil sie dazu beitru-
gen, traditionelle Geschlechterrollen weiter aufzubrechen. Er anerkannte die Bem-
hungen der Bildungsdirektion flir Oberdsterreich, Zivildiener als qualifizierte
Hilfskrafte in den Kindergdrten einzusetzen und stellte fest, dass es bisher nicht
gelang, den Einsatz von Zivildienern in NO Landeskindergarten zu etablieren.

Der RH empfahl dem Land Niederdsterreich, gemeinsam mit den Gemeinden als
Kindergartenerhalter ein Modell zu entwickeln, das den durchgédngigen Einsatz von
Zivildienern in den NO Landeskindergirten sowie deren Aufsicht erméglicht.

(1) Das BMBWEF betonte in seiner Stellungnahme, dass die gezielte Bewerbung von
(ménnlichen) Schilern und Studierenden bereits seit Jahren erhohte Aufmerksam-
keit erfahre. Das Thema werde auch im Rahmen der Dienstbesprechungen mit den
Bildungsdirektionen aufgegriffen und entsprechende Uberlegungen wiirden erértert.
Als weitere MalRnahme arbeite das BMBWF bereits an einem Kampagnenmodell fir
die gezielte Anwerbung von Méannern fir das elementarpadagogische Berufsfeld.

Im Jahr der Einfihrung von Zivildienern in oberosterreichischen Kindergarten (2014/15) waren es
35 Zivildiener.
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(2) Laut Stellungnahme des Landes Niederosterreich sei das Land um eine Wieder-
aufnahme der Gesprache mit den zustandigen Stellen und Gemeinden bemiiht,
sodass Zivildienern in den kommenden Jahren die Moglichkeit er6ffnet werde, auch
in Kinderbetreuungseinrichtungen ihren Dienst zu verrichten.

(3) Die Stadtgemeinde Schwechat beflrwortete in ihrer Stellungnahme die Empfeh-
lung des RH. Sie bewerte den Einsatz von Zivildienern auch hinsichtlich der
Geschlechterthematik als besondere Bereicherung fir den Kindergartenalltag.

Qualifizierung des Personals
Ausbildung der Kindergartenpadagoginnen und —padagogen

Die Ausbildung zur Kindergartenpddagogin bzw. zum Kindergartenpadagogen fand
an den BAfEP statt. Als Ausbildungsformen waren die flinfjahrige Langform, die fur
gewohnlich an die 8. Schulstufe anschloss, oder das Kolleg fir Absolventinnen und
Absolventen von hoheren Schulen vorgesehen.

Das Thema der frihen sprachlichen Forderung wurde seit 2005 an den BAfEP
verfolgt und findet sich insofern in der Ausbildung, als in mehreren Unterrichts-
gegenstdnden*® und an mehreren Stellen im Lehrplan fir die BAfEP—Langform bzw.
fir das Kolleg daran angeknUpft wird. Nach Auskunft des BMBWF waren samtliche
Inhalte des Lehrgangs ,Frihe sprachliche Forderung” (TZ 37) auch in den Lehr-
pldnen der BAfEP abgebildet.

Zudem gab das BMBWF im Februar 2019 zwei Erldsse heraus:

,Frihe sprachliche Forderung: Auseinandersetzung mit den neuen Instrumenten
zur Sprachstandsfeststellung an den BAfEP” und

,Einsatz der verbindlichen padagogischen Grundlagendokumente an den Praxis-
kindergarten”,

Damit sollten die seit der Vereinbarung Elementarpadagogik zum Einsatz kommen-
den standardisierten Instrumente zur Sprachstandsfeststellung (Beobachtungs-
bogen) und padagogischen Grundlagendokumente sowohl in den Unterricht als
auch durch konkrete Aufgabenstellungen in den Praxisunterricht (Praxis— bzw.
Besuchskindergarten) Eingang finden.

Die relevanten Unterrichtsgegenstande waren Deutsch (einschlieBlich Sprecherziehung, Kinder—und Jugend-
literatur), Padagogik (einschlielich Psychologie, Philosophie), Inklusive Padagogik, Didaktik, Praxis und
rhythmisch—musikalische Erziehung.
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Seit dem Jahr 2014 absolvierten 46 Lehrpersonen der BAfEP den Lehrgang , Frihe
sprachliche Férderung” an einer Pddagogischen Hochschule, das waren knapp
2,5 % der an BAfEP beschéftigten Lehrpersonen.

Der RH hielt fest, dass der Lehrgang ,Frihe sprachliche Férderung” eine wichtige
Funktion bei schon langer im Dienst stehenden Kindergartenpadagoginnen und
—padagogen einnahm. Nach Ansicht des RH sollte die Ausbildung an den BAfEP den
Bereich der frihen sprachlichen Férderung ausreichend abdecken, damit die Kinder-
gartenpddagoginnen und —padagogen die Erziehungs— und Bildungsaufgaben im
Kindergarten entsprechend den aktuellen gesellschaftlichen Anforderungen erfillen
kdnnen. In diesem Zusammenhang sah es der RH kritisch, dass nur ein geringer
Anteil (2,5 %) der Lehrpersonen an den BAfEP den Lehrgang ,Friihe sprachliche
Forderung” absolviert hatte.

Der RH empfahl daher dem BMBWEF, bei der Ausbildung der Kindergartenpadago-
ginnen und —padagogen besonderes Augenmerk auf den Bereich der friihen sprach-
lichen Forderung zu legen. Daflr ware auch die Fort— und Weiterbildung der
Lehrpersonen an den BAfEP im Bereich der frihen sprachlichen Forderung zu
forcieren.

Laut Stellungnahme des BMBWEF seien die Padagoginnen und Padagogen in den
Praxiskindergarten der BAfEP sowie die Lehrpersonen in der bundesweiten Fortbil-
dung fur Lehrende (z.B. gemeinsam mit den Lehrenden fir Didaktik und Padagogik)
an den Padagogischen Hochschulen eingeschlossen. Angebote zur frithen sprachli-
chen Forderung seien seit dem Schuljahr 2019/20 an den Pddagogischen Hochschu-
len vermehrt Inhalt. Darlber hinaus wirden Multiplikatorenschulungen zu
verschiedenen Themen fir alle BAfEP abgehalten, z.B. ,Deutsch als Zweitsprache”
im Schuljahr 2019/20. Der Lehrgang ,Frihe sprachliche Forderung” —u.a. fur
Lehrende an BAfEP — werde bundesweit angeboten. Auf dem Erlassweg wlrden
seitens des BMBWF laufend Aufforderungen sowie quantitative Uberprifungen
(zuletzt im Juni 2020) der Teilnahme von Pddagoginnen und Pddagogen im Praxiskin-
dergarten sowie von Lehrpersonen der entsprechenden Gegenstdnde am Lehrgang
,Frihe sprachliche Forderung” erfolgen.

Der RH anerkannte die Angebote zur Fortbildung im Bereich der friihen sprachlichen
Forderung. Er entgegnete allerdings dem BMBWEF, dass seit dem Jahr 2014 lediglich
46 Lehrpersonen der BAfEP den Lehrgang ,Frihe sprachliche Férderung” an einer
Pdadagogischen Hochschule absolvierten. Er hielt daher seine Empfehlung aufrecht.
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Ausbildung Unterstitzungspersonal

(1) In beiden Gberpriften Landern hatte das Unterstitzungspersonal (in Niederdster-
reich Kinderbetreuerinnen und —betreuer, in Oberosterreich Helferinnen und Helfer)
in Kindergarten eine facheinschlagige Ausbildung zu absolvieren. Wie in Tabelle 19 in
TZ 31 dargestellt, unterschieden sich diese Ausbildungen in der Dauer, aber auch in
der Festlegung der Inhalte. Wahrend das Land Niederdsterreich die Inhalte in einer
Verordnung festlegte, normierte das Land Oberdsterreich das Erfordernis einer fach-
einschlagigen Grundausbildung im 006. Kinderbildungs— und —betreuungsgesetz,
ohne deren Inhalte zu spezifizieren. Die Gesetzesmaterialien hielten dazu fest, dass
das Land Oberosterreich entsprechende Angebote setzen werde und bestehende
Ausbildungen von Erwachsenenbildungsinstitutionen und von landwirtschaftlichen
Fachschulen anerkannt wirden.

In der Praxis boten in beiden Landern verschiedene Institutionen der Erwachsenen-
bildung und gemeinnitzige Vereine die entsprechenden Ausbildungslehrgdnge an.
Eine Analyse des RH der verschiedenen anerkannten Lehrgdnge ergab inhaltlich
weitgehend vergleichbare Themenfelder, allerdings unterschieden sie sich in der
Dauer; jedenfalls erfillten sie die in den einzelnen Ldndern vorgegebene Mindest-
dauer. Bei den Inhalten fanden sich Themenfelder wie Paddagogik, Psychologie oder
Elternarbeit, an welche die friihe sprachliche Foérderung anknipfte, explizit war sie
jedoch nie Thema.

(2) Das Regierungsprogramm 2020-2024 strebte zur Starkung der elementaren
Bildung die flachendeckende Vereinheitlichung der padagogischen Ausbildung von
Assistenzpersonal zur Sicherstellung eines breiten Betreuungsspektrums an.

Der RH hielt fest, dass die Ausbildung flr Unterstiitzungspersonal in den Kindergér-
ten in den beiden Uberpriften Ldndern unterschiedlich gestaltet war: Wahrend
Niederosterreich die Dauer und Inhalte in einer Verordnung festlegte, beschrankte
sich Oberdsterreich auf die Festlegung der Dauer. Um eine dsterreichweite Mindest-
gualifikation des Unterstltzungspersonals sicherzustellen, sah der RH die im Regie-
rungsprogramm 2020-2024 angestrebte diesbeziigliche Vereinheitlichung der
padagogischen Ausbildung positiv.

Flr die angestrebte alltagsintegrierte friihe sprachliche Férderung hatte das Unter-

stUtzungspersonal einen hohen Stellenwert. Nach Ansicht des RH sollte die Ausbil-
dung des Unterstltzungspersonals dem auch Rechnung tragen.

www.parlament.gv.at

117 von 144



118 von 144

116

36.3

111-322 der Beilagen XXVII. GP - Bericht - Hauptdokument

Der RH empfahl dem BMBWF, dem Land Niederosterreich und der Bildungsdirektion
fir Oberdsterreich, gemeinsam mit den Ubrigen Landern eine Vereinheitlichung der
padagogischen Ausbildung von Unterstitzungspersonal in Kinderbetreuungseinrich-
tungen in die Wege zu leiten. Dabei ware der Bereich der frithen sprachlichen Forde-
rung zu berlcksichtigen.

(1) Laut Stellungnahme des BMBWEF seien in den Landern Niederosterreich und
Oberdsterreich verschiedene Formen von Unterstltzungspersonal etabliert, denen
auch eine wichtige Rolle bei der frithen sprachlichen Férderung zukomme. Die
Anstellungserfordernisse flr diese Personengruppe seien gesetzlich nicht geregelt,
wodurch kompetenzrechtlich die Lander fir die Ausbildung zustandig seien. In der
einheitlichen Ausbildung von pddagogischem Assistenzpersonal, fiir die das BMBWF
zustandig sei und ein Angebot zur Verfligung stelle, werde die frihe sprachliche
Forderung entsprechend bericksichtigt. Seit dem Schuljahr 2018/19 werde diese
Schulart im Burgenland gefiihrt, seit dem Schuljahr 2019/20 in Wien (drei Stand-
orte), Salzburg und Tirol. Weitere Errichtungen flr das Schuljahr 2020/21 seien in
Kdrnten und Oberdsterreich (drei Standorte) geplant. Die inhaltliche Orientierung
der weiteren, unterschiedlichen Angebote (z.B. Institutionen der Erwachsenenbil-
dung, gemeinnUtzige Vereine, Angebote einzelner Trager) fur die Hilfskraft ,Kinder-
gartenhelferin bzw.—helfer” obliege den jeweiligen Tragern.

(2) Das Land Niederosterreich werde laut seiner Stellungnahme zur einheitlichen
padagogischen Ausbildung von Unterstitzungspersonal im Rahmen der nachsten
Landerkonferenzen im Elementarbereich mit den anderen Landern den Dialog
suchen.

(3) Das Land Oberosterreich teilte in seiner Stellungnahme mit, dass die ,flachen-
deckende Vereinheitlichung der pdadagogischen Ausbildung von Assistenzpersonal
zur Sicherstellung eines breiten Betreuungsspektrums® Teil des aktuellen Regie-
rungsprogramms sei. Es wies auf die damit verbundenen dienst— und besoldungs-
rechtlichen Konsequenzen hin, die in erster Linie das Gemeinderessort betreffen
wulrden. Die Bildungsdirektion flr Oberdsterreich kénne in diesen Fragen nur ihr
fachliches Know—how einbringen. Die Beriicksichtigung der friihen sprachlichen
Forderung bei einem solchen Vorhaben sei jedenfalls fachlich zu unterstitzen.
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Lehrgang ,Frihe sprachliche Foérderung”

(1) Mit der Vereinbarung friihe sprachliche Forderung verpflichtete sich der Bund,
Fort— und Weiterbildungsveranstaltungen fir Kindergartenpadagoginnen und
—pddagogen im Bereich der frihen sprachlichen Férderung an den Padagogischen
Hochschulen anzubieten. Dementsprechend boten die Padagogischen Hochschulen
in Niederosterreich und Oberosterreich den Lehrgang , Frihe sprachliche Forde-
rung”an. Diesem lag ein Rahmen—Curriculum, welches das BMBWF gemeinsam mit
den Padagogischen Hochschulen im Jahr 2014 entwickelte, zugrunde. Es bestand
aus drei Modulen mit insgesamt 6 ECTS—Anrechnungspunkten. Vermittelt wurden
Kenntnisse zur Sprachstandsfeststellung, entwicklungsbegleitenden Beobachtung
der Sprachentwicklung sowie frihen Sprachférderung.

Zu den Absolventenzahlen des Lehrgangs lagen im BMBWF keine validen Daten vor.
In Niederosterreich flhrte die Abteilung Kindergarten keine regelméaRigen Aufzeich-
nungen Uber die Anzahl der in ihrem Dienst stehenden Kindergartenpddagoginnen
und —padagogen mit einem entsprechenden Abschluss. Fir die Anfang 2019 im
Rahmen der Vereinbarung Elementarpadagogik an den Bund zu Gbermittelnde Ist—
Stands—Analyse holte sie mit einem Rundruf bei den Padagogischen Hochschulen in
ihrem Umfeld diesbezigliche Informationen ein. Die Abteilung Elementarpadagogik
in Oberosterreich fihrte erstmals Ende 2018 dazu eine Online—Umfrage durch;
danach begann sie mit regelméaRigen Erhebungen bei den Trdagern Gber KBEweb.

(2) GemalRk den Erlauterungen zur Vereinbarung Elementarpadagogik sollten die
Padagogischen Hochschulen ihre QualifizierungsmaRnahmen nicht nur fir Absol-
ventinnen und Absolventen der BAfEP oder Volksschullehrpersonen anbieten,
sondern auch fur die Zielgruppe des sonstigen qualifizierten Personals. Das BMBWF
forderte die Padagogischen Hochschulen im September 2019 mit einem Erlass zur
Erweiterung der Zielgruppe des Lehrgangs auf. Zur Zeit der Gebarungsiberprifung
des RH war jedoch laut den jeweiligen Websites*” nur an einem der vier Standorte
der Lehrgang ,Frihe sprachliche Forderung” auch fir diese Zielgruppe offen.*®

(1) Der RH kritisierte, dass im Gberpriften Zeitraum weder der Bund noch die beiden
Lander Niederosterreich und Oberdsterreich Uber aussagekraftige Daten zu den
Absolventenzahlen des Lehrgangs ,Friihe sprachliche Férderung” verflgten. Er hielt
positiv fest, dass die Bildungsdirektion flir Oberdsterreich die Absolventenzahlen bei
den Tragern seit 2019 systematisch Uber KBEweb abfragte.

Stand 30. Janner 2020

Kirchliche Padagogische Hochschule Wien/Krems
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Der RH empfahl dem BMBWF und dem Land Niederdsterreich, Mallnahmen zu
setzen, um regelmaRig valide Informationen zu den Absolventenzahlen des Lehr-
gangs ,Frihe sprachliche Forderung® unter den Kindergartenpdadagoginnen und
—padagogen zu erhalten.

(2) Der RH kritisierte weiters, dass entgegen den Vorgaben des BMBWEF drei der vier
Padagogischen Hochschulen in den Uberpriften Landern den Lehrgang ,Frihe
sprachliche Forderung” weiterhin nur fir Kindergartenpadagoginnen und —padago-
gen sowie Volksschullehrpersonen anboten.

Der RH empfahl dem BMBWEF, bei den Padagogischen Hochschulen mit Nachdruck
darauf hinzuwirken, den Lehrgang ,,Frihe sprachliche Foérderung” auch fiir das sons-
tige qualifizierte Personal zu 6ffnen oder fir dieses alternative, gleichwertige Quali-
fizierungsmalinahmen anzubieten.

(1) Laut Stellungnahme des BMBWF regelten das Hochschulgesetz 2005 und die
Universitdts— und Hochschulstatistik— und Bildungsdokumentationsverordnung die
Erfassung bzw. Ubermittlung von Studierendendaten von Hochschullehrgéngen. Es
bestehe derzeit keine gesetzliche Deckung betreffend eine verpflichtende Erfassung
und Ubermittlung der Zugehérigkeit zu einer Berufsgruppe. Fir die Zulassung zu
auBerordentlichen Studien (Hochschullehrgdngen) sei die abgeschlossene Ausbil-
dung in Professionsfeldern der Betreuung von Kindern und Jugendlichen nachzuwei-
sen. In diesem Zusammenhang hatten die Padagogischen Hochschulen die
Ausbildungen im Bereich der Elementarpadagogik zu erheben. Die Information zur
Zuordnung der Abschlisse im Lehrgang ,Frihe sprachliche Férderung” zu Elemen-
tarpdadagoginnen und —padagogen bzw. Lehrpersonen der einzelnen Schulformen
wirde daher nur den Padagogischen Hochschulen selbst vorliegen. An den meisten
Padagogischen Hochschulen sei inzwischen ein digitales Bewerbungsverfahren zur
Zulassung zu Hochschullehrgangen implementiert, bei dem die Erfassung der Ausbil-
dung, die eine Zulassungsvoraussetzung darstelle, vorgesehen sei.

Alle Personen mit einer abgeschlossenen Ausbildung im Professionsfeld der Betreu-
ung von Kindern und Jugendlichen wirden zum Lehrgang ,, Frihe sprachliche Forde-
rung” zugelassen. Die Moglichkeit der Ausweitung des Angebots unter Beachtung
dieser Einschrankung werde derzeit gepruft. Darlber hinaus bestehe keine gesetz-
liche Grundlage fir die Einrichtung eines Angebots.

(2) Das Land Niederostereich hielt in seiner Stellungnahme fest, dass die Abteilung
Kindergarten von den Padagogischen Hochschulen, die den Lehrgang ,, Friihe sprach-
liche Forderung” durchfihrten, die Information erhalte, wie viele Pddagoginnen und
Padagogen aus NO Landeskindergérten den Lehrgang absolvierten. Kiinftig wiirden
Uber das Kindergartenverwaltungsprogramm noeKIGAnet alle absolvierten Fort—
und Weiterbildungen der Kindergartenpadagoginnen und —p&adagogen, Sonderkin-
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dergartenpadagoginnen und —paddagogen sowie Interkulturellen Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter zur Uberpriifung der Fortbildungsverpflichtung erfasst —so auch die
Teilnahme am Lehrgang ,,Frihe sprachliche Forderung®.

Der RH verwies gegenlber dem BMBWF darauf, dass die Kategorie des ,sonstigen
qualifizierten Personals” laut Vereinbarung Elementarpadagogik nicht auf Personal
mit einer abgeschlossenen Ausbildung im Professionsfeld der Betreuung von Kindern
und Jugendlichen beschrankt war. Eine Uber diese Zielgruppe hinausgehende
Offnung des Lehrgangs , Frithe sprachliche Férderung” erachtete der RH deshalb im
Sinne einer qualitatsvollen Sprachférderung fir zweckmaRig. Dies sollte laut Erldu-
terungen zur Vereinbarung Elementarpadagogik auch angestrebt werden, spiegelte
sich aber auf den Websites von drei der vier Paddagogischen Hochschulen in den
Uberpriften Landern nicht wider. Er verblieb daher bei seiner Empfehlung.

Fort— und Weiterbildung

(1) GemaR Vereinbarung Elementarpddagogik hatten gruppenfihrende Kinder-
gartenpadagoginnen und —padagogen seit dem Kindergartenjahr 2018/19 die Ver-
pflichtung, Fort— und Weiterbildungen im Ausmals von mindestens zwei Tagen
jahrlich zu absolvieren. Die beiden Uberpriften Lander setzten diese Bestimmung
im Marz 2019 jeweils landesgesetzlich um.

Eine Anfrage des RH bei der Abteilung Kindergédrten zu den gruppenfihrenden
Kindergartenpadagoginnen und —padagogen der Stadtgemeinde Schwechat ergab,
dass diese die angepeilte Quote im Uberpriften Zeitraum teilweise noch nicht
erreicht hatte. Die zustandige Kindergarteninspektorin hatte dies beanstandet. Die
Stadt Wels konnte zu den absolvierten Fort— und Weiterbildungskursen des Kinder-
gartenpersonals keine Aussage treffen, weil eine Gesamtdokumentation Uber alle
Kindergartenstandorte fehlte.

(2) GemaR NO Kindergartengesetz 2006 hatte das Land fiir die Weiterbildung des
Personals Fortbildungsveranstaltungen anzubieten. Die Aus—, Fort— und Weiterbil-
dung des Personals der NO Landeskindergérten war in zwei Abteilungen des Landes
organisiert: Es standen Veranstaltungen des allgemeinen Bildungsmanagements der
Landesbediensteten zur Verfligung (z.B. Kommunikationstraining). Daneben gab es
ein eigenes Fortbildungsprogramm der Abteilung Kindergarten (z.B. sensorische
Integration, Kindernotfallkurse) sowie spezielle Angebote des Referats fiir paddagogi-
sche Entwicklung (z.B. Ausbildung und jahrliche Fortbildungswoche Interkulturelle
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter). Die Angebote richteten sich an das Kindergar-
tenpersonal des Landes, also an Kindergartenpadagoginnen und —padagogen, Sonder-
kindergartenpddagoginnen und —pddagogen sowie Interkulturelle Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter, aber nicht an das Unterstitzungspersonal.
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Fir das Unterstitzungspersonal wickelte grundsatzlich die Kommunalakademie
Niederosterreich die Fortbildung ab, wobei sie im Kindergartenjahr 2019/20 keine
Kurse zur friihen sprachlichen Férderung fir Kinderbetreuerinnen und —betreuer
anbot.

Das Land Oberosterreich war verpflichtet, fir das Kindergartenpersonal Fortbil-
dungsveranstaltungen im erforderlichen Ausmal} anzubieten.*® Dementsprechend
war auch in Oberosterreich das Land bzw. die Bildungsdirektion Hauptanbieter fur
Fort— und Weiterbildungen im Bereich der Elementarpadagogik einschlieflich des
Bereichs der friihen sprachlichen Férderung. Die entsprechenden Aufgaben waren
in einer Abteilung geblindelt. Das Fortbildungsprogramm umfasste Veranstaltungen
far samtliche Kategorien des Kindergartenpersonals (einschlieRlich Helferinnen und
Helfer).

(3) Im Land Niederdsterreich besuchten im Uberpriften Zeitraum insgesamt
3.333 padagogische Fachkrafte (einschlieRlich Interkulturelle Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter) Fortbildungen zur sprachlichen Férderung der Abteilung Kindergarten
zu insgesamt 2.589 Seminarstunden. Weitere 1.004 pddagogische Fachkréfte nah-
men Zusatzangebote des Referats fir pddagogische Entwicklung im Ausmal® von
248 Stunden wahr. Daneben fanden landesweite BESK—Schulungen statt.

In Oberosterreich nahmen 3.436 Betreuungskrafte (einschlielRlich Helferinnen und
Helfer) an 134 Veranstaltungen mit 1.141 Seminarstunden (inklusive BESK—Schulun-
gen) teil.

(1) Der RH verwies darauf, dass in den NO Landeskindergérten der Stadtgemeinde
Schwechat die gruppenfiihrenden Kindergartenpadagoginnen und —padagogen im
Uberpriften Zeitraum teilweise weniger als zwei Fortbildungstage pro Jahr
absolvierten.

Er empfahl dem Land Niederosterreich, weiterhin darauf zu achten, dass die Kinder-
gartenpadagoginnen und —p&adagogen in den NO Landeskindergarten die gesetz-
liche Fortbildungsverpflichtung von zwei Tagen pro Jahr erreichen.

Der RH hielt ferner kritisch fest, dass die Stadt Wels keine Gesamtdokumentation
Uber die Fort— und Weiterbildungen ihres Kindergartenpersonals fihrte.

Der RH empfahl der Stadt Wels, zu Monitoring—Zwecken hinsichtlich der zweitagigen
Fortbildungsverpflichtung fir Kindergartenpadagoginnen und —pddagogen eine
Gesamtdokumentation Uber die Fort—und Weiterbildungen des Kindergartenperso-

nals einzurichten.

§ 37 00. Kinderbildungs— und —betreuungsgesetz
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(2) Nach Ansicht des RH war das Angebot von Fort— und Weiterbildungsveranstal-
tungen in Bezug auf friihe sprachliche Férderung im Sinne einer alltagsintegrierten
Forderung fir alle Berufsgruppen von Bedeutung. Seiner Ansicht nach waren
— adhnlich wie in Obergsterreich — die Kinderbetreuerinnen und —betreuer in Nieder-
Osterreich fur diesbezigliche Angebote stédrker zu bericksichtigen.

Der RH empfahl daher dem Land Niederosterreich, den Gemeinden einen Teil der
Zweckzuschisse fir Fortbildungsangebote im Bereich frihe sprachliche Férderung
flr das Unterstitzungspersonal moglichst noch im Rahmen der Vereinbarung
Elementarpddagogik, jedenfalls bei zukinftigen Art. 15a B-VG Vereinbarungen zur
Verfligung zu stellen.

(1) Laut Stellungnahme des Landes Niederosterreich wirden in der COVID—19—
Pandemie viele geplante Fortbildungsveranstaltungen nicht stattfinden. Es werde
daher in dieser Zeit auch die fehlende bzw. in zu geringem AusmaR erfolgte Fortbil-
dung nachgesehen. Erst ab Fihrung eines Normalbetriebs wirde auch die Fortbil-
dungsverpflichtung wieder regelméRig kontrolliert und eingefordert werden.

Alle fiir die frithe sprachliche Férderung eingesetzten Personen in NO Landeskinder-
garten stelle das Land Niederdsterreich selber an, ein Zweckzuschuss an die Gemein-
den sei in der laufenden Vereinbarung Elementarpadagogik nicht angedacht. Sollte
der Bund die frihe sprachliche Forderung im Rahmen einer zukinftigen
Art. 15a B-VG Vereinbarung wieder mit Zweckzuschissen finanzieren, werde das
Land Niederdsterreich Uberlegungen fiir eine Férderung auch an private Trager und
Gemeinden als Erhalter von Tagesbetreuungseinrichtungen mit nachweislicher
Sprachférderung anstellen und diesbeziigliche Forderrichtlinien erarbeiten.

(2) Die Stadt Wels sagte eine ehestmogliche Umsetzung zu.
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Personalbedarfsplanung

(1) Die Personalplanung fiur die Kindergartenpadagoginnen und —p&adagogen der
NO Landeskindergirten oblag dem Land Niederdsterreich als deren Dienstgeber. Im
Land Oberdsterreich fiel die Personalplanung dementsprechend in die Zustéandigkeit
der Trager.

(2) Laut Angaben des Amts der Niederdsterreichischen Landesregierung war im
Uberpriften Zeitraum bis einschlielRlich zur Gebarungsiberprifung des RH an Ort
und Stelle ausreichend padagogisches Fachpersonal vorhanden. So lagen im Dezem-
ber 2019 insgesamt 275 Bewerbungen vor.

(3) Laut einer Auswertung der Bildungsdirektion fur Oberosterreich lag fur die
Kindergartenjahre 2016/17 bis 2018/19 der Anteil jener Stellen, die aus Mangel an
Kindergartenpadagoginnen und —pddagogen mit Hilfspersonal besetzt werden
mussten, nie Gber 1,3 %.

Auf der Website der Bildungsdirektion fiir Oberosterreich waren zum Stichtag
13. Februar 2020 insgesamt 66 offene Stellen flur padagogische Fachkrifte bei
Kinder-gartentragern ausgeschrieben.

In Gesprachen mit Tragern und Kindergartenstandorten wurde gegeniiber dem RH
wiederholt auf Probleme bei der Suche nach qualifiziertem padagogischem Personal
—insbesondere wahrend des Kindergartenjahres — hingewiesen.

(4) Eine Analyse der Altersstruktur des padagogischen Personals der NO Landes-
kindergarten zeigte, dass im Jahr 2019 20 % der Kindergartenpadagoginnen und
—padagogen éalter als 50 Jahre und 12 % &lter als 55 Jahre waren. In Oberdsterreich
waren im Kindergartenjahr 2018/19 29 % éalter als 49 Jahre, 13 % élter als 54 Jahre.

Der RH hielt fest, dass sich die Personalsituation bei Kindergartenpadagoginnen und
—pddagogen in beiden Uberpriften Ldndern unterschiedlich darstellte. In den
NO Landeskindergarten war ausreichend Personal vorhanden. Fiir die oberdsterrei-
chischen Kindergarten ergab sich kein eindeutiges Bild. Zwar wiesen Betroffene den
RH wiederholt auf einen Personalmangel hin, durch die Daten der Bildungsdirektion
far Oberosterreich konnte dieser aber nicht bestatigt werden.

Der RH empfahl dem BMBWF, gemeinsam mit den Landern die Personalsituation

der Kindergarten zu analysieren und gegebenenfalls das Ausbildungsangebot der
BAfEP an die Ergebnisse anzupassen.
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Laut Stellungnahme des BMBWF werde die Personalsituation zukinftig im Rahmen
des Beirats flr Elementarpadagogik gemeinsam mit den Ldndern und weiteren
Stakeholdern analysiert. Im Zuge der Studie (siehe Stellungnahme des BMBWF zu
TZ 40) wirden eine Bestandsaufnahme wie auch eine Bedarfsprognose erstellt
werden.

Karriereentwicklung

(1) Zur Berufswahl der Absolventinnen und Absolventen der BAfEP lagen im BMBWF
keine aussagekraftigen Daten vor. Auswertbar waren die Daten des Verbleibsmoni-
torings der Bundesanstalt ,Statistik Osterreich” (in der Folge: Statistik Austria)
hinsichtlich des Verbleibs der Absolventinnen und Absolventen im Bildungssystem
bzw. ihres Arbeitsmarktstatus.

(2) Nachfolgende Tabelle zeigt die Entwicklung des Arbeitsmarkt— und Bildungs-
status der Absolventinnen und Absolventen der BAfEP—Langform:

Tabelle 25:  Arbeitsmarkt— und Bildungsstatus der Absolventinnen und Absolventen der Bildungs-
anstalten fur Elementarpadagogik — Langform

Bildungsanstalten fir Elementarpadagogik — Langform — Abschlussjahr 2014/15

Niederdsterreich Oberosterreich Osterreich gesamt
Zeitraum nach Abschluss 1.Jahr 2.Jahr 3.Jahr 1.Jahr 2.Jahr 3.Jahr 1.Jahr 2.Jahr 3.Jahr
in %

weiter im Bildungssystem 23,5 26,0 284 31,3 343 387 36,2 348 385
nicht im Bildungssystem:

erwerbstatig 62,3 66,7 681 485 630 579 47,3 59,1 57,7
Nichterwerbsperson? 11,3 6,9 3,4 16,8 2,4 2,4 13,9 5,3 2,7
arbeitslos 0,5 0,5 0,0 0,3 0,3 1,0 0,5 0,6 0,9

Grundwehr—, Ausbildungs—
oder Zivildienst

unbekannt? 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,1 0,1 0,1

2,5 0,0 0,0 3,0 0,0 0,0 2,1 0,1 0,1

Rundungsdifferenzen moglich Quellen: Verbleibsmonitoring 2019 — Statistik Austria; BMBWF; Berechnung: RH

1 weder erwerbstitig noch arbeitslos

2 keine Arbeitsmarktdaten vorliegend, weil z.B. Hauptwohnsitz nicht in Osterreich

Im ersten Jahr nach ihrem Abschluss waren im Osterreichdurchschnitt rd. 47 % der
Absolventinnen und Absolventen der BAfEP—Langform ausschlieRlich erwerbstatig.
Rund 36 % verblieben im Bildungssystem. In Oberdsterreich zeigte sich ein ahnliches
Bild. Im zweiten Jahr stieg der Anteil der ausschlieBlich Erwerbstatigen sowohl im
Osterreichdurchschnitt als auch in Oberdsterreich und sank im dritten Jahr wieder
leicht. Einen anderen Verlauf zeigten die niederdsterreichischen Absolventinnen
und Absolventen: Die Anzahl der ausschlielRlich Erwerbstdtigen lag bereits im ersten
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Jahr nach Abschluss mit rd. 62 % deutlich Uber dem Osterreichdurchschnitt und
stieg in den Folgejahren kontinuierlich an.

Nachfolgende Tabelle zeigt die Entwicklung des Arbeitsmarkt— und Bildungsstatus
der Absolventinnen und Absolventen der BAfEP—Kollegs:

Tabelle 26:  Arbeitsmarkt— und Bildungsstatus der Absolventinnen und Absolventen der Bildungs-
anstalten fir Elementarpadagogik — Kollegs

Bildungsanstalten fiir Elementarpadagogik — Kollegs — Abschlussjahr 2014/15

Niederdsterreich Oberésterreich Osterreich gesamt
Zeitraum nach Abschluss 1.Jahr 2.Jahr 3.Jahr 1.Jahr 2.Jahr 3.Jahr 1.Jahr 2.Jahr 3.Jahr
in %

weiter im Bildungssystem 28,3 51 3,0 259 12,3 6,2 22,6 7,6 6,2
nicht im Bildungssystem:

erwerbstatig 61,6 869 869 679 77,8 82,7 695 836 832
Nichterwerbsperson? 8,1 51 10,1 2,5 7,4 8,6 6,6 7,0 9,8
arbeitslos 2,0 3,0 0,0 3,7 2,5 2,5 1,4 1,8 0,8

Grundwehr=, Ausbildungs= 00 00 00 00 00 00 00 00 00
oder Zivildienst

unbekannt? 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
Rundungsdifferenzen moglich Quellen: Verbleibsmonitoring 2019 — Statistik Austria; BMBWF; Berechnung: RH

1 weder erwerbstatig noch arbeitslos

2 keine Arbeitsmarktdaten vorliegend, weil z.B. Hauptwohnsitz nicht in Osterreich

Osterreichweit waren die Absolventinnen und Absolventen der BAfEP—Kollegs im
ersten Jahr nach ihrem Abschluss zu rd. 70 % ausschlieRlich erwerbstatig,
rd. 23 % verblieben im Bildungssystem. Der Anteil der ausschliel8lich Erwerbstadtigen
stieg im zweiten Jahr stark an. Im dritten Jahr nach Abschluss waren dsterreichweit
rd. 83 % ausschlielich erwerbstatig. Rund 6 % befanden sich zu diesem Zeitpunkt in
einer Anschlussausbildung. Die Zahlen der oberosterreichischen Absolventinnen
und Absolventen zeigten einen ahnlichen Verlauf. Bei den niederdsterreichischen
Absolventinnen und Absolventen lag der Anteil der ausschlielich Erwerbstédtigen im
ersten Jahr nach Abschluss mit rd. 62 % unter dem Osterreichdurchschnitt; im zwei-
ten und dritten Jahr lag er mit jeweils rd. 87 % darUber.

(1) Der RH kritisierte, dass das BMBWF Uber keine aussagekraftigen Daten zur
Berufswahl der BAfEP—Absolventinnen und —Absolventen verfligte. Er hielt diese fir
die Planung eines bedarfsgerechten Ausbildungsangebots im Schulsystem fir
notwendig.
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Der RH empfahl dem BMBWF, MaRnahmen zu setzen, um valide Daten zur Berufs-
wahl der BAfEP—Absolventinnen und —Absolventen zu erhalten.

(2) Der RH hielt weiters fest, dass mit dem Verbleibsmonitoring der Statistik Austria
ein Instrument zur Analyse der Wirkungen des Schulsystems zur Verfliigung stand.
Demnach war der Anteil der ausschlieRlich Erwerbstatigen bei den 6sterreichischen
Absolventinnen und Absolventen der BAfEP—Kollegs in allen drei Jahren nach
Abschluss deutlich héher als bei jenen der BAfEP—Langform. Er verwies weiters
darauf, dass in Niederosterreich die Anzahl der ausschlieRlich Erwerbstatigen bei
den Absolventinnen und Absolventen beider Schulformen nahezu durchgehend
héher war als im jeweiligen Osterreichdurchschnitt.

Der RH empfahl dem BMBWEF, die Zahlen des Verbleibsmonitorings zu analysieren.
Gegenstand dieser Analyse sollten u.a. die Unterschiede der Karriereentwicklung
der Absolventinnen und Absolventen der BAfEP—Langform und der Kollegs sowie die
unterschiedliche Personalsituation der Lander sein (TZ 39). Die Ergebnisse sollten in

eine langerfristige Bedarfsplanung des schulischen Ausbildungsangebots ein-
flielRen.

Das BMBWEF teilte in seiner Stellungnahme mit, dass im Zuge einer bundesweiten,
breit angelegten Studienerhebung u.a. untersucht werde, welche Motive fir die
Ausibung des Berufs wesentlich seien, inwieweit die unterschiedlichen Ausbil-
dungsformen den Verbleib im Berufsbild beeinflussen wirden, in welchen Berei-
chen Absolventinnen und Absolventen spater tatig seien und welche Malknahmen
gesetzt werden kdnnten, um den Verbleib zu erhéhen. Die Ergebnisse der Datener-
hebungen und —analysen wiirden flir Ende 2021 erwartet.

Weiters stehe das BMBWF zu den Zahlen des Verbleibsmonitorings und einer
moglichen Adaptierung in Bezug auf validere Zahlen bereits in Kontakt mit der Statis-
tik Austria. Hinsichtlich des Ausbaus bzw. der Bedarfsplanung des Ausbildungsan-
gebots verwies das BMBWF auf die Zustandigkeit der Bildungsdirektionen.
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Finanzielle Entwicklung

(1) Die folgende Tabelle zeigt die Auszahlungen des Bundes fiir frilhe sprachliche
Forderung im Uberpriften Zeitraum:

Tabelle 27:  Auszahlungen Bund fir frihe sprachliche Férderung

2016 ‘ 2017 ‘ 2018 2019 20156“2;;“29019
in 1.000 EUR

Summe 20.070,00 20.070,00 18.833,59  18.377,36 77.350,95
davon

BMBWF 70,00 70,00 8359 13.377,36'7 13.600,95

BKA (Familien) - ~ 6.250,00"7 - 6.250,00

BMF - — 12.500,00%?  5.000,00"> 17.500,00

BMEIA® 20.000,00  20.000,00 - - 40.000,00

BKA (Familien) = Bundesministerin fir Frauen, Familien und Jugend im Bundeskanzleramt
BMBWF = Bundesministerium fur Bildung, Wissenschaft und Forschung

BMEIA = Bundesministerium fiir Europa, Integration und AuReres

BMF = Bundesministerium fur Finanzen

I Bedingt durch den Ubergang der Zustandigkeiten zahlte das BMF im Jahr 2018 die letzte Rate von 10 Mio. EUR fiir
die Vereinbarung frihe sprachliche Férderung aus. Fir die Vereinbarung Elementarpadagogik zahlten das BKA
(Familien) und das BMF den Zweckzuschuss fur 2018/19 an die Lander aus. Ab 2019/20 lief die Auszahlung der
Zweckzuschusse tUber das BMBWF.

Da es bei der Vereinbarung Elementarpadagogik einen variablen 10 %—Anteil der Zweckzuschusse gab, der fur
den Ausbau des elementaren Kinderbildungs— und —betreuungsangebots und/oder fur die friihe sprachliche
Forderung genutzt werden konnte, werden in dieser Darstellung die Zweckzuschisse fir die frihe sprachliche
Forderung im Mindestausmaf von 25 % dargestellt.

3 Die erste Rate des Zweckzuschusses 2015/16 in Hohe von 10 Mio. EUR zahlte Ende 2015 das BMEIA aus.

Quellen: BMBWF; BKA; BMEIA; Berechnung: RH

Der Groldteil der Auszahlungen betraf die Zweckzuschisse im Rahmen der
Art. 15a B-VG Vereinbarungen. Das BMBWEF tatigte dartber hinaus noch Auszahlun-
gen fir den Lehrgang ,Frihe sprachliche Forderung”, fur die Entwicklung des
BESK kompakt, Multiplikatorenschulungen und Hospitationen.®

Weiters fielen beim BMBWF noch Auszahlungen im Rahmen der Grundschulreform an (im tberpriften Zeit-
raum insgesamt 333.000 EUR), die aber nicht direkt der friihen sprachlichen Férderung zugerechnet werden
konnten und daher in Tabelle 27 nicht berlcksichtigt sind.
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(2) Die Einnahmen und Ausgaben des Landes Niederosterreich im Zusammenhang
mit der frihen sprachlichen Foérderung (ohne Entwicklungsstandférderung) in
NO Landeskindergirten stellten sich wie folgt dar:

Tabelle 28:  Einnahmen und Ausgaben Land Niederosterreich —frilhe sprachliche Férderung

Kindergartenjahr 2015/16 | 2016/17

Einnahmen 3.853,00
davon

Vereinbarung friihe sprachliche

Férderung 3.853,00

Vereinbarung Elementar-
pddagogik?

Ausgaben 7.906,49
davon

Personal (Interkulturelle
Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter, Sonderkindergarten-
pddagoginnen und —pddagogen)?

7.804,46

Aus—, Fort—und Weiterbildung

und Sachkosten? 60,56

sonstige Weiterbildung?® 41,47

3.853,00

3.853,00

7.731,81

7.601,43

99,73

30,65

2017/18

1.000 EUR
1.926,50

1.926,50

8.058,95

7.957,15

76,55

25,25

2018/19

5.462,73

1.926,50

3.536,23*

8.644,04

8.551,01

61,72

31,31

Summe
2015/16
bis 2018/19

15.095,23

11.559,00

3.536,23*

32.341,29

31.914,05

298,56

128,68

1 Laut - zur Zeit der Gebarungsiberpriifung noch nicht genehmigter — Abrechnung 2018/19 des Landes Niederds-
terreich verwendete es 35 % der Zweckzuschisse fir die frihe sprachliche Forderung.

2 gemaR Schlussberichten
3 umgerechnet auf die jeweiligen Kindergartenjahre

Quelle: Amt der Niederosterreichischen Landesregierung; Berechnung: RH

Das Land Niederosterreich verwendete die Einnahmen aus den Zweckzuschissen,
um die mit der friihen sprachlichen Férderung in NO Landeskindergarten zusam-

menhdngenden Ausgaben teilweise abzudecken.

Da in Niederdsterreich das Land alleiniger Zweckzuschussempfanger war und die
MaRnahmen zur frithen sprachlichen Férderung nur in den NO Landeskindergérten
setzte, fielen in den Gemeinden im Wesentlichen keine zusatzlichen Ausgaben an,
so auch nicht in der Gberpriften Stadtgemeinde Schwechat. Bei Sprachférderpro-
jekten waren die niederdsterreichischen Gemeinden v.a. mit zusatzlichen Kosten flr

Ersatzbetreuungspersonal konfrontiert; diese lagen nicht quantifiziert vor.
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(3) Fur das Land Oberosterreich stellten sich die Einnahmen und Ausgaben fir die
frihe sprachliche Férderung wie folgt dar:

Tabelle 29:  Einnahmen und Ausgaben Land Oberdsterreich — frithe sprachliche Forderung

Summe
Kindergartenjahr 2015/16 2016/17 2017/18 2018/19 2015/16
bis 2018/19
in 1.000 EUR
Einnahmen 3.266,20 3.266,20 1.633,10 4.529,85 12.695,35

davon

Vereinbarung frithe sprachliche 5 500 50 336620 163310 163310  9.798,60

Férderung
V?rembafulngE/ementar- _ _ ~ 289675 2.896,75
pddagogik
Ausgaben 568,34  3.290,25 3.585,00 4.024,70  11.468,29
davon

Zweckzuschiisse an Gemeinden
und private Tréger

Weiterbildung, Sachkosten® 33,78 27,15 44,73 43,18 148,84

534,56  3.263,10  3.540,27 3.981,52  11.319,45

1 Laut — zur Zeit der Gebarungsiiberpriifung noch nicht genehmigter — Abrechnung 2018/19 des Landes Oberdster-
reich verwendete es 25 % der Zweckzuschisse fir die friihe sprachliche Férderung und die Halfte des flexiblen
Anteils.

2 Oberssterreich nahm die Ubergangsbestimmung gemaR Art. 10 der Vereinbarung friihe sprachliche Férderung in
Anspruch, wofr es im Jahr 2015 Zweckzuschiisse in Hohe von 534.563 EUR an die Trager auszahlte; dieser Betrag
wurde vom Zweckzuschuss 2017/18 des Bundes in Abzug gebracht.

3 abKindergartenjahr 2018/19

Quelle: Bildungsdirektion fir Oberdsterreich; Berechnung: RH

Die operativen Ausgaben fir die friihe sprachliche Férderung —v.a. flr die Sprach-
forderkrafte — fielen bei den Tragern an. In den Kindergartenjahren 2015/16
bis 2018/19 wendeten die oberosterreichischen Gemeinden dafir jeweils
2,07 Mio. EUR, 2,26 Mio. EUR, 2,56 Mio. EUR und 2,58 Mio. EUR auf.*'

Insgesamt ergaben sich bei der Vereinbarung friihe sprachliche Forderung fir Ober-
Osterreich folgende Kofinanzierungsanteile: Bund 53 %, Land 9 %, Gemeinden 30 %
und private Trager 8 %.

Bei den Vereinbarungen frihe sprachliche Férderung und Elementarpadagogik leis-
tete der Bund die beiden Raten im Laufe des Kindergartenjahres (September bzw.
Oktober und Mérz), mit Ausnahme der zweiten Rate 2017/18, die im November
(statt Marz) zur Auszahlung gelangte. Die Bildungsdirektion fiir Oberdsterreich
zahlte die Zweckzuschiisse an die Kindergartentrager im Nachhinein flr das abge-
laufene Kindergartenjahr aus, z.B. im Dezember 2016 fur das Kindergarten-
jahr 2015/16.

Die privaten Trager gaben fiur die Sprachforderkrafte in den betreffenden Kindergartenjahren jeweils
1,20 Mio. EUR, 1,28 Mio. EUR, 1,42 Mio. EUR und 1,55 Mio. EUR aus.
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Fir die Stadt Wels sind die Einnahmen und Ausgaben flr die friihe sprachliche
Forderung in nachfolgender Tabelle dargestellt:

Tabelle 30:  Einnahmen und Ausgaben Stadt Wels — friihe sprachliche Forderung

Kindergartenjahr 2015/16 | 2016/17 | 2017/18 | 2018/19 ZS(;IE%‘EG
bis 2018/19
in 1.000 EUR

Einnahmen - 241,96 328,25 443,88 1.014,09
davon

Zweckzuschiisse — 241,96 328,25 443,88 1.014,09

Ausgaben 519,70 679,09 873,75 866,17 2.938,71
davon

Sprachférderkrdfte 514,27 666,15 857,93 853,23 2.891,58

Sachmittelaufwand? 5,43 12,94 15,82 12,94 47,13

1 nach Kalenderjahren, 2015 bis 2018 Quelle: Stadt Wels

Fir den Zeitraum 2015/16 bis 2017/18 deckten die Zweckzuschisse in etwa die
Halfte der Ausgaben der Stadt Wels in Bezug auf die friihe sprachliche Férderung.

Aufgrund des nachgangigen Auszahlungsmodus der Bildungsdirektion fir Ober-
Osterreich lukrierte die Stadt Wels die Zweckzuschisse immer jeweils im darauf-
folgenden Kindergartenjahr.

(1) Der RH hielt fest, dass der Bund fir die Vereinbarung frihe sprachliche Férde-
rung 60 Mio. EUR an Zweckzuschissen und fir die Vereinbarung Elementarpadago-
gik 2018/19 mindestens 13,75 Mio. EUR an die Linder auszahlte. In diesem
Zusammenhang verwies der RH auf TZ 29, wo er feststellte, dass keine aussagekraf-
tigen Daten vorlagen, die die Wirkung der friihen sprachlichen Forderung belegten,
und auf seine Empfehlung, die Entscheidung zur Fortfihrung der Finanzierung der
frihen sprachlichen Forderung Uber Zweckzuschisse auf Basis aussagekraftiger
Wirkungsdaten zu treffen.

(2) Aufgrund der Rahmenbedingungen und des Konzepts in Niederdsterreich
lukrierte das Land samtliche Zweckzuschiisse zur frilhen sprachlichen Forderung.
Der RH verwies auf seine Bedenken in TZ 23, wonach das Land Niederosterreich die

Zweckzuschisse des Bundes fir bereits bestehende —wenn auch Uber den Regel-
betrieb hinausgehende — Malknahmen verwendete. Dadurch finanzierte es bereits
bestehende Ausgaben zum Teil mit Bundesmitteln. Zudem hielt der RH fest, dass die
niederdsterreichischen Abrechnungen die gesamten Personalkosten der Sonder-
kindergartenpadagoginnen und —padagogen sowie der Interkulturellen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter enthielten (siehe TZ 23).
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(3) In Oberosterreich trugen neben dem Bund v.a. die Gemeinden und private Trager
die Ausgaben fir die frihe sprachliche Férderung. Wahrend sich der Kofinanzie-
rungsanteil des Landes bei der Vereinbarung frilhe sprachliche Férderung auf
9 % belief, Gbernahmen die Gemeinden 30 % und die privaten Trager 8 %. In diesem
Zusammenhang sah es der RH kritisch, dass die Bildungsdirektion flir Oberdsterreich
die Zweckzuschisse nach Ablauf des Kindergartenjahres an die Trager auszahlte,
obwohl sie die Zweckzuschisse des Bundes bereits im laufenden Kindergartenjahr
erhielt. Zur Verbesserung der Liquiditdtssituation der Trager waren nach Ansicht des
RH zumindest Akontozahlungen auf die Zweckzuschisse wahrend des Kindergarten-
jahres zweckmaRig.

Der RH empfahl der Bildungsdirektion flr Oberdsterreich, Akontozahlungen der
Zweckzuschisse an die Trager wahrend des laufenden Kindergartenjahres zu
leisten.

Das Land Oberdsterreich merkte in seiner Stellungnahme an, dass fir die Kostener-
satze des laufenden Kindergartenjahres im Frihjahr jedenfalls Akontozahlungen
geleistet werden kénnten, dies verursache jedoch einen personellen Mehraufwand.
Dieser Wunsch sei bisher von keinem Rechtstrdger gedulRert worden.
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Resiimee — Kindergarten
als Bildungseinrichtungen

(1) Neben dem Ausbau des Betreuungsangebots entwickelten sich Kindergéarten in
den letzten Jahren — insbesondere ab dem Jahr 2008 mit Beginn der
Art. 15a B-VG Vereinbarungen — verstarkt in Richtung Bildungseinrichtung weiter.

(2) Da das Kindergartenwesen in Gesetzgebung und Vollziehung Landessache ist,
traten Unterschiede zwischen den Landern auf:

bei den Organisations—und Finanzierungsformen der Kindergarten (TZ 3) und damit
verbunden bei den Rollen der involvierten Gebietskorperschaften, etwa der Gemein-
den (TZ 24),

bei den Konzepten zur Umsetzung der friihen sprachlichen Férderung sowie bei der
Fachaufsicht und Qualitdtssicherung in den Kindergérten (TZ 10, TZ 18),

beim Ubergangsmanagement vom Kindergarten zur Volksschule (TZ 28),

bei den dienst— und besoldungsrechtlichen Rahmenbedingungen fir das Kindergar-
tenpersonal in zahlreichen Aspekten, z.B. Anstellungsvoraussetzungen der Kinder-
gartenleitungen und des Unterstltzungspersonals, Vorgaben fir GruppengréRen
und Mindestpersonaleinsatz, Entlohnungsschemata sowie SchlieRzeiten (TZ 31),
bei der Organisation der Fort—und Weiterbildung der padagogischen Fachkrafte und
des Unterstltzungspersonals (TZ 38) und

bei der Personalsituation hinsichtlich der Kindergartenpadagoginnen und —padago-
gen (TZ 39).

Der RH wies darauf hin, dass aus den unterschiedlichen Rahmenbedingungen fiir die
Betroffenen — sowohl fir das Kindergartenpersonal als auch fir die Kinder und
deren Familien — je Bundesland divergierende personelle Anforderungen, Qualitats-
vorgaben sowie Serviceleistungen resultieren konnten. Diese Unterschiede wurden
in der COVID—19—-Pandemie besonders deutlich, etwa hinsichtlich Offnungszeiten,
Regelungen zu GruppengrofRen und Personalbesetzung, Hygienevorschriften
(Maskenpflicht, Regelungen fir ,Kinderlbergabe” und fir das Betreten der Einrich-
tungen durch Eltern etc.) oder Finanzierung (z.B. Frage der Foérderzahlungen bei
privaten Tragern). Nach Ansicht des RH ware daher im geplanten Beirat fur Elemen-
tarpadagogik (TZ 18) auch dem Thema nachzugehen, ob die bestehenden Rahmen-

bedingungen im Hinblick auf die Weiterentwicklung der Kindergarten zu Bildungs-
einrichtungen noch adaquat sind.
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Der RH empfahl dem BMBWEF, dem Land Niederosterreich und dem Land Oberdéster-
reich, gemeinsam mit den Ubrigen Landern im Zuge des geplanten Beirats fir
Elementarpadagogik auch dem Thema der unterschiedlichen Rahmenbedingungen
nachzugehen, um die Weiterentwicklung der Kindergarten zu Bildungseinrichtungen
bestmoglich zu untersttzen.

(1) Laut Stellungnahme des BMBWF werde jedenfalls der Beirat fur Elementarpada-
gogik dem zentralen Thema der unterschiedlichen Rahmenbedingungen nach-
gehen.

(2) Das Land Niederdsterreich werde laut seiner Stellungnahme der Empfehlung des
RH nachkommen und die Problematik der unterschiedlichen Rahmenbedingungen
in den Kinderbetreuungseinrichtungen dsterreichweit thematisieren.

(3) Laut Stellungnahme des Landes Oberosterreich seien die Bildungsaufgaben der
elementaren Bildungseinrichtungen, insbesondere der Kindergarten, seit vielen
Jahren unbestritten. Eine Weiterentwicklung werde selbstverstandlich positiv
unterstutzt.
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Schlussempfehlungen

43 Zusammenfassend empfahl der RH:

Bei zukinftigen Art. 15a B-VG Vereinbarungen wadre sicherzustellen,
dass alle in Frage kommenden Kinder der entsprechenden Altersgruppe
verpflichtend einer Sprachstandsfeststellung zu unterziehen sind. Die
Ergebnisse waren fur eine bedarfsgerechte Neuaufteilung der Zweckzu-
schusse fur die frihe sprachliche Forderung zwischen den Landern heran-
zuziehen. (TZ 4)

Zuklnftige Zweckzuschlsse fur die frihe sprachliche Forderung waéren
jedenfalls an die Bedingung einer messbaren Qualitdtssteigerung zu knip-
fen, um den Ersatz der Finanzierungsquelle Land bzw. Gemeinde durch die
Finanzierungsquelle Bund zu vermeiden. (TZ 4)

Die Evaluierungsschlussberichte der Vereinbarung frihe sprachliche
Forderung bzw. die Evaluierungsergebnisse der Vereinbarung Elementar-
padagogik waren den Landern bereitzustellen und diese zu veranlassen,
die Evaluierungsschlussberichte bzw. —ergebnisse in weiterer Folge den
Empfangern der Zweckzuschisse (insbesondere Gemeinden und Privaten
als Kindergartentragern) zur Verfligung zu stellen. (TZ 5)

Bei Nicht—Erreichen der Zielsetzungen aus Art. 15a B—=VG Vereinbarungen
zur frithen sprachlichen Férderung wéren eine Uberpriifung und Analyse
der Vorgehensweisen der betreffenden Lander durchzufiihren. Bei zukinf-
tigen Art. 15a B-VG Vereinbarungen sollte sich der Bund diesbezlglich
Rickforderungen vorbehalten. (TZ 5)

Die zukinftige Vergabe von Zweckzuschissen fur die frihe sprachliche
Forderung ware jedenfalls an die Bedingung zu knipfen, dass die Lander
die Zweckzuschisse auf Basis von fiir die betroffenen Stakeholder transpa-
renten Kriterien verteilen. (TZ 6)

Zur Verteilung der Zweckzuschlsse waren transparente Forderkriterien zu
entwickeln, die auf den Bedarf nach friher sprachlicher Férderung in samt-
lichen Kinderbetreuungseinrichtungen fir die in Frage kommende Alters-
gruppe abstellen. (TZ 6)

Die landesweit vorgegebenen Forderkriterien waren fir die stadtischen
Kindergarten der Stadt Linz anzuwenden. (TZ 6)

Bei zuklnftigen Art. 15a B-VG Vereinbarungen und den dazugehdrigen
Wirkungsfolgenabschatzungen ware insbesondere auf eine koharente und
damit verstandliche Formulierung zu achten. (TZ 9)
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Gemeinsam mit den Ubrigen Landern wdren bei zukinftigen Art. 15a
B—-VG Vereinbarungen mogliche genderspezifische Auswirkungen der
friihen sprachlichen Férderung zu analysieren und bei der Definition von
Zielen, Zielzustanden und MafRnahmen entsprechend zu bertcksichtigen.
(TZ9)

Unter Einbeziehung der Lander und weiterer im sprachwissenschaftlichen
Bereich tatiger Expertinnen und Experten waren Uberlegungen zur Weiter-
entwicklung der frithen sprachlichen Férderung in Osterreich anzustellen
und die Diskussion dahingehend anzustoRen, sich auf bundesweit einheitli-
che Kriterien in der frithen sprachlichen Férderung zu verstandigen. (TZ 10)

Beim Einsatz der Interkulturellen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ware
auf ein zielgerichtetes Verhaltnis zwischen Forderung der Erstsprache der
Kinder und der Zweitsprache Deutsch zu achten und der Fokus jedenfalls
starker auf die Deutschférderung zu richten. (TZ 11)

Die Aufgaben der Sonderkindergartenpadagoginnen und —p&adagogen in
Bezug auf die friihe Deutschférderung waren zu definieren. (TZ 11)

Die Nachqualifizierung im Bereich der linguistischen Grundkompetenz fir
Interkulturelle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie Sonderkindergar-
tenpadagoginnen und —padagogen ware in Absprache mit dem Bundes-
ministerium fur Bildung, Wissenschaft und Forschung zu fixieren und
ehestmoglich damit zu starten. Weiters ware der Ausbildungslehrgang flr
Interkulturelle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dahingehend zu adaptie-
ren, dass die zentralen linguistischen Bereiche abgedeckt sind. (TZ 12)

Unter Vorbehalt eines positiven Resiimees der Pilotphase ware auf die
Lander hinzuwirken, das Videodolmetsch—Projekt weiterzuverfolgen und
allen Kindergéarten dieses Unterstltzungsangebot zu erméglichen. (TZ 12)

Vorbehaltlich einer Einfihrung des Videodolmetsch—Projekts ware eine
Verringerung der einmaligen Besuche von Interkulturellen Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern in Kindergarten zu Dolmetschzwecken anzustreben.
(T2 12)

Es ware eine klare Definition fir Schwerpunkthduser und —regionen zu
erstellen und gegebenenfalls Auswahlkriterien —unter transparenter
Darstellung vorhandener Ressourcen und dadurch begrenzter Moglichkei-
ten —festzulegen. (TZ 13)

Eine verpflichtende Teilnahme an der facheinschldgigen Fortbildung ,,Friihe
sprachliche Férderung in oberosterreichischen Kindergarten” ware auch
flr interne Sprachférderkrafte vorzuschreiben. (TZ 14)

Bei den Tragern und Kindergarten ware eine ,Bestandserhebung” laufen-
der Projekte zum erweiterten Thema der frilhen sprachlichen Férderung
(einschlieRlich Projekten zur Elternarbeit, Mehrsprachigkeit, Interkulturali-
tat etc.) durchzufiihren, um einen Uberblick zu gewinnen. Weiters wire in
Abstimmung mit den Tragern die Einbeziehung der Eltern im Rahmen der
Sprachférderung zu forcieren. (TZ 14)
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In Anbetracht neuer Bildungsanforderungen zur Starkung der elementaren
Bildung ware gemeinsam mit den Landern mit der Weiterentwicklung des
verbindlichen Bildungsrahmenplans —entsprechend dem Regierungspro-
gramm 2020-2024 — ehestméglich zu beginnen. (TZ 15)

Die Anwendung des BESK kompakt ware auch den betrieblichen Kindergar-
ten des Landes Niederdsterreich vorzuschreiben; fir private Kindergarten
und Tagesbetreuungseinrichtungen ware eine diesbezlgliche Losung zu
erarbeiten. (TZ 16)

Es waren alle sprachspezifischen Daten aus den Beobachtungsbogen zur
Erfassung der Sprachkompetenz (BESK) zu sammeln und die daraus gewon-
nenen Analyseergebnisse zu Steuerungszwecken in der frihen sprachli-
chen Férderung zu nutzen. (TZ 16)

Es waren alle sprachspezifischen Daten aus den Beobachtungsbogen zur
Erfassung der Sprachkompetenz (BESK) zu analysieren und zu Steuerungs-
zwecken in der frithen sprachlichen Férderung zu nutzen. (TZ 16)

Um eine risikoorientierte Auswahl der hospitierten Kindergartenstandorte
sicherzustellen, wéare eine nachvollziehbare schriftliche Dokumentation zu
erstellen. (TZ 17)

Der Evaluationsbericht des Osterreichischen Integrationsfonds ware an die
jeweils hospitierten Kindergarten weiterzuleiten. (TZ 17)

Gemeinsam mit den Ldndern wadre der Beirat fir Elementarpadagogik
ehestmoglich einzurichten. (TZ 18)

In Bezug auf die Aus—, Fort— und Weiterbildungskosten sowie Sachkosten
ware bei (zuklinftigen) Art. 15a B-VG Vereinbarungen fur nachvollziehbare
und transparente Aufzeichnungen zu sorgen. (TZ 22)

Fir die Abwicklung der Zweckzuschiisse ware eine andere, unabhangige
Organisationseinheit einzubinden, um damit die Genehmigung und Kont-
rolle der Zweckzuschisse durch ein und dieselbe Stelle zu vermeiden.
(12 22)

Bei den Fort— und Weiterbildungen im Rahmen der Art. 15a B-VG Verein-
barungen ware die Trennung von Genehmigungs— und Prifungsverantwor-
tung vorzusehen. (TZ 22)

In der Transparenzdatenbank waren die Leistungen zur frihen sprachli-
chen Forderung nach den Vereinbarungen frihe sprachliche Forderung
und Elementarpadagogik nachzutragen. (TZ 22)

Es wéaren zuklnftig GUberprifbare Angaben zur vereinbarungskonformen
Verwendung der Zweckzuschusse festzulegen. (TZ 23)

Um die Effektivitat der gesetzten SprachférdermaRnahmen zu erhéhen,
ware das vom Land Niederosterreich initiierte Sprachférderprojekt fur die
Niederosterreichischen Landeskindergarten in Schwechat zu unterstitzen.
(TZ 24)
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In den Vertragen zur Abgangsdeckung mit den privaten Kindergartentra-
gern wire die Ubermittlung der Ergebnisse der Sprachstandsfeststellungen
vorzusehen, um so Informationen tber den Zielerreichungsgrad betreffend
frihe sprachliche Foérderung zu erhalten. (TZ 24)

Elbi (IT-Anwendung fir elementare Bildungseinrichtungen) ware insofern
weiterzuentwickeln, als alle fur die Abrechnung erforderlichen Eingabe-
felder mittels Gesamttabelle —ohne héandische Eingaben — hochgeladen
werden kénnen. (TZ 25)

Bei der Konzeption der digitalen Kindergartenverwaltung ware darauf zu
achten, dass in Zukunft die mehrfache Erfassung von Daten vermieden
wird. (TZ 25)

Die Burgerkarte fur die Kindergartentrager ware unter Abwagung der
Nutzen und Kosten einzufiihren, um den Verwaltungsaufwand so gering
wie moglich zu halten. (TZ 25)

Die Wirkungskennzahl zur Messung der Entwicklung des Sprachforder-
bedarfs ware gemeinsam mit den Landern dahingehend weiterzuentwi-
ckeln, dass die Lernfortschritte aller geférderten Kinder erkennbar werden.
(TZ 26)

Die Effekte des dsterreichweit einheitlich verwendeten Beobachtungsbo-
gens zur Erfassung der Sprachkompetenz auf die Wirkungskennzahl waren
zu evaluieren und allfallige Unterschiede zwischen den Landern zu analysie-
ren. Auf Basis der Analyseergebnisse waren bei Bedarf VerbesserungsmaR-
nahmen zu setzen. (TZ 26)

Bei Analyse der Zielzustande der Vereinbarung Elementarpadagogik waren
die Auswirkungen der Fluchtbewegung ab 2015 zu berlcksichtigen, um die
tatsachlichen Qualitatssteigerungen der gesetzten MalRnahmen sichtbar zu
machen. (TZ 26)

Die aus der Evaluierung der Netzwerkprojekte an der Schnittstelle Kinder-
garten — Volksschule hervorgegangenen Best Practices waren unter Einbe-
ziehung der Lander und Beriicksichtigung bereits bestehender Instrumente
weiterzuverfolgen, um ein professionelles Ubergangsmanagement zu etab-
lieren. (TZ 27)

Die gemeinsamen Lehrveranstaltungen von Kindergarten— und Volks-
schulpadagoginnen und —padagogen an den Padagogischen Hochschulen
waren zu forcieren, um ein gemeinsames Verstandnis fur Instrumente und
Ziele herzustellen und so den Wissensstand aller beteiligten Fachkrafte in
Kindergdrten und Volksschulen auf die gleiche Ebene zu heben. (TZ 27)
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Ausgehend von den Erhebungen des Bundesministeriums fir Bildung,
Wissenschaft und Forschung wére die Handhabung des Ubergangs vom
Kindergarten in die Volksschule zu analysieren, um die institutionelle
Zusammenarbeit zwischen Kindergarten und Volksschulen gezielt weiter-
zuentwickeln. (TZ 27)

Die Entscheidung zur Fortfihrung der Finanzierung der frihen sprach-
lichen Foérderung Uber Zweckzuschiisse ware auf Basis aussagekraftiger
Wirkungsdaten zu treffen. (TZ 29)

Bei der Schulereinschreibung waren Modelle zu erproben, bei denen
zur Sprachstandsfeststellung Kindergartenpadagoginnen und —padago-
gen einbezogen werden. In der Folge ware die Anwendung des Messins-
truments zur Kompetenzanalyse — Deutsch (MIKA-D) bei Schuleintritt und
zusatzlicher Modelle im Hinblick auf deren Koharenz mit den Ergebnissen
der Sprachstandsfeststellung im letzten Kindergartenjahr zu evaluieren.
(TZ 29)

Die hohe Anzahl an auRRerordentlichen Schiilerinnen und Schilern in Ober-
Osterreich ware zu analysieren. (TZ 29)

Im Fall von zukinftigen Art. 15a B=VG Vereinbarungen zur frithen sprach-
lichen Forderung ware ein hoherer Qualifikationszielwert fur das einge-
setzte Personal in Erwdgung zu ziehen. Zudem sollte sich der Bund im Zuge
dessen bei Nichterflllung der Qualifikationsvorgaben Rickforderungen
vorbehalten. (TZ 32)

Zur Erhohung des Anteils der Schiler und Studenten waéren Gsterreich-
weite Initiativen unter Teilnahme aller Standorte der Bildungsanstalten flr
Elementarpadagogik zu setzen. (TZ 34)

Gemeinsam mit den Gemeinden als Kindergartenerhalter ware ein Modell
zu entwickeln, das den durchgéngigen Einsatz von Zivildienern in den
Niederosterreichischen Landeskindergarten sowie deren Aufsicht ermog-
licht. (TZ 34)

Bei der Ausbildung der Kindergartenpddagoginnen und —padagogen ware
besonderes Augenmerk auf den Bereich der friihen sprachlichen Férde-
rung zu legen. Daflir ware auch die Fort— und Weiterbildung der Lehrper-
sonen an den Bildungsanstalten fir Elementarpadagogik im Bereich der
friihen sprachlichen Férderung zu forcieren. (TZ 35)

Gemeinsam mit den Ubrigen Landern ware eine Vereinheitlichung der
padagogischen Ausbildung von Unterstltzungspersonal in Kinderbetreu-
ungseinrichtungen in die Wege zu leiten. Dabei ware der Bereich der
frihen sprachlichen Férderung zu berlcksichtigen. (TZ 36)

Es wdren MaRnahmen zu setzen, um regelmaRig valide Informationen
zu den Absolventenzahlen des Lehrgangs ,Friihe sprachliche Forderung”
unter den Kindergartenpadagoginnen und —padagogen zu erhalten. (TZ 37)
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Bei den Padagogischen Hochschulen ware mit Nachdruck darauf hinzuwir-
ken, den Lehrgang ,Frihe sprachliche Forderung” auch fir das sonstige
qualifizierte Personal zu 6ffnen oder es waren fur dieses alternative, gleich-
wertige QualifizierungsmaRnahmen anzubieten. (TZ 37)

Es ware weiterhin darauf zu achten, dass die Kindergartenpadagoginnen
und —péadagogen in den Niederosterreichischen Landeskindergarten die
gesetzliche Fortbildungsverpflichtung von zwei Tagen pro Jahr erreichen.
(TZ 38)

Zu Monitoring—Zwecken ware hinsichtlich der zweitagigen Fortbildungs-
verpflichtung fir Kindergartenpddagoginnen und —padagogen eine Ge-
samtdokumentation Uber die Fort—und Weiterbildungen des Kindergarten-
personals einzurichten. (TZ 38)

Den Gemeinden wdre ein Teil der Zweckzuschisse flr Fortbildungsangebote
im Bereich friihe sprachliche Férderung fur das Unterstitzungspersonal
moglichst noch im Rahmen der Vereinbarung Elementarpadagogik, jeden-
falls bei zukunftigen Art. 15a B-VG Vereinbarungen zur Verfligung zu stel-
len. (TZ 38)

Gemeinsam mit den Landern ware die Personalsituation der Kindergarten
zu analysieren und gegebenenfalls das Ausbildungsangebot der Bildungs-
anstalten fir Elementarpadagogik an die Ergebnisse anzupassen. (TZ 39)

Es waren Malkhahmen zu setzen, um valide Daten zur Berufswahl der
Absolventinnen und Absolventen der Bildungsanstalten fur Elementarpa-
dagogik zu erhalten. (TZ 40)

Die Zahlen des Verbleibsmonitorings waren zu analysieren. Gegen-
stand dieser Analyse sollten u.a. die Unterschiede der Karriereentwick-
lung der Absolventinnen und Absolventen der Langform und der Kollegs
der Bildungsanstalten flr Elementarpadagogik sowie die unterschiedliche
Personalsituation der Lander sein. Die Ergebnisse sollten in eine langer-
fristige Bedarfsplanung des schulischen Ausbildungsangebots einflieRen.
(TZ 40)

Akontozahlungen der Zweckzuschisse waren an die Trager wahrend des
laufenden Kindergartenjahres zu leisten. (TZ 41)

Gemeinsam mit den Ubrigen Landern ware im Zuge des geplanten Beirats
fir Elementarpadagogik auch dem Thema der unterschiedlichen Rahmen-
bedingungen nachzugehen, um die Weiterentwicklung der Kindergarten zu
Bildungseinrichtungen bestmoglich zu unterstitzen. (TZ 42)
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Rechnungshof
Osterreich

Wien, im Mai 2021
Die Prasidentin:

Dr. Margit Kraker
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